Offentliche Bekanntmachung

einer Sitzung des Hauptausschusses am Montag den 29.06.2020 um 16:00 Uhr
im ACO Thormannhalle, Am Ahlmannkai, 24782 Buldelsdorf

Tagesordnung:

Offentlicher Teil:

8.1.

8.2.

8.3.

10.

11.

Eréffnung, BegrifRung und Festlegung der
Tagesordnung

Genehmigung der Niederschrift Gber die Sitzung am
25.06.2020

Bekanntgabe der in nichtoffentlicher Sitzung gefassten
BeschlUsse des Hauptausschusses vom 25.06.2020

Bericht tber die Umsetzung von o6ffentlich gefassten
Beschllssen

Anfragen nach § 26 Geschaftsordnung des Kreistages

Antrag der AfD-Kreistagsfraktion auf Zurtickstellung von
Antragen mit finanziellen Auswirkungen

Antrag der AfD-Kreistagsfraktion auf 6ffentliche
Geschaftsberichte

Zuwanderung: Vergabe von Integrationsmitteln

Zuwanderung: Vergabe von Integrationsmitteln- Antrag
des Amtes Bordesholm zur Férderung des
Migrationsprojekts an der Lindenschule

Zuwanderung: Vergabe von Integrationsmitteln- Antrag
des Amtes Bordesholm zur Forderung des
Migrationsprojekts an der Lindenschule

Zuwanderung: Vergabe von Integrationsmitteln- Antrag
der Evangelischen Familienbildungsstatte Rendsburg-
Eckernforde zur Forderung des Projektes
"Spracherwerb und Integration fur die Eltern der Kinder
der Kindertagesstatte Parksiedlung"

Grundung einer Klimaschutzagentur -
Sachstandsbericht

StralRenverkehrssicherheit - Test eines
Blitzeranhangers

Gesamtabschluss des Kreises Rendsburg-Eckernforde:

VO/2020/416

VO/2020/417

VO/2020/377

VO/2020/377-001

VO/2020/396

VO/2020/415

VO/2020/386

VO/2020/413
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12.

13.

13.1.

14.

Probegesamtabschluss

Verwendung des Jahresuberschusses der Forde
Sparkasse

Verwaltungsangelegenheiten
Anderung der Aufbauorganisation in den Fachdiensten
Kommunalaufsicht sowie Allgemeine

Ordnungsverwaltung und Verkehr

Berichtswesen - Finanzbericht, Zwischenbericht Januar
bis Mai 2020

VO/2020/412
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Der Landrat

*

Kreis Rendsburg-Eckernforde

TOP 4.1

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr:
- Offentlich - Datum:
Fachdienst Gremien und Recht Ansprechpartner/in:

Bearbeiter/in:

V0/2020/443
23.06.2020
Fiedler, Nina

Mens, Beate

Bericht uiber die Umsetzung von offentlichen Beschlissen im

Hauptausschuss

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit
29.06.2020 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:

Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Relevanz fiir den Klimaschutz:
entfallt

Finanzielle Auswirkungen:
entfallt

Anlage/n:
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

Umsetzungskontrolle fir Beschlisse des Hauptausschusses in dffentlicher Sitzung

23.06.2020

Beate Mens

Lfd. Datum der Stichwort bzw. Text des Be- Zustandig far die Erledigt am | Bemerkungen/ Hinweise
Nr. Sitzung schlusses Umsetzung
1 07.03.2019 Prifung Beitritt zum IT- FD 1.2 HA hat am 12.03.2020 der Ab-
Zweckverband sichtserklarung zugestimmit.
Erneuter Bericht Januar 2021
2 12.03.2020 | Grundung einer Klimaschutzagen- | FD 2.5 Die Klimaschutzagentur befindet
tur sich im Grindungsprozess.
3 11.06.2020 | Zuwanderung: Vergabe von Integ- | FD 2.3 Bescheid versendet am
rationsmitteln- Antrag des Berufs- 22.06.2020.
bildungszentrums am Nord- Ost-
see- Kanal zur Forderung des Pro-
jekts ,Wertvoll: Meine Werte- Deine
Werte"
4 11.06.2020 | Zuwanderung: Vergabe von Integ- | FD 2.3 Bescheid versendet am
rationsmitteln- Folgeantrag der 22.06.2020.
VHS Rendsburger Ring e.V. zur
Forderung des Projekts ,Kultur-
vermittler- Flichtlinge gestalten
aktiv den Integrationsprozess”
Im Auftrag
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Fraktionsantrag Vorlage-Nr: V0O/2020/416

- nichtoffentlich - Datum: 09.06.2020

Fachdienst Gremien und Recht Ansprechpartner/in:  Fiedler, Nina
Bearbeiter/in: Mens, Beate

Antrag der AfD-Kreistagsfraktion auf Zuruckstellung von Antragen mit
finanziellen Auswirkungen

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit
29.06.2020 Hauptausschuss Entscheidung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n:
Antrag der AfD-Kreistagsfraktion vom 09.06.2020
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ATD Kreistagsfraktion
Rendsburg - Eckernférde
Sven Chilla

Thorsten Uhrbrock
Waldemar Freis

Alternative

fur

Deutschland

AfD Fraktion Kreis Rendsburg-Eckernforde den, 09.06.2020
Kreishaus
24768 Rendsburg

An den Hauptausschussvorsitzenden
Herrn Thorsten Schultz

Kreistag Rendsburg-Eckernforde
Kaiserstralle 8

24768 Rendsburg

Antrag der AfD Fraktion im Kreis Rendsburg Eckernforde

Sehr geehrter Herr Schulz,

hiermit stellen wir den Antrag, dass der Hauptausschuss samtliche Antrage die finanzielle
Auswirkungen auf den Kreishaushalt haben und tber die Pflichtaufgaben hinausgehen
zuruckstellt.

Begrindung:

Da es fur jeden klar ersichtlich sein dirfte, dass die Steuereinnahmen stark sinken werden
und die schwer arbeitenden Steuerzahler nicht noch mehr belastet werden kdnnen, ist es
unumganglich sofort alle Ausgaben auf den Prifstand zu stellen.

Wir als AfD Fraktion haben auf diesen absehbaren Umstand mehrfach hingewiesen, dieses
fand bisher kein Echo im Kreistag. Wir hoffen, dass sich die Erkenntnis in den anderen
Fraktionen durchsetzt und verbleiben

mit freundliche GriRRen

die AfD Fraktion.

Thorsten Uhrbrock Fraktionsvorsitzender / Fraktionsgeschaftsfiihrer



Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

TOP 6.1

Fraktionsantrag Vorlage-Nr:
- Offentlich - Datum:
Fachdienst Gremien und Recht Ansprechpartner/in:

Bearbeiter/in:

V0O/2020/416-001
16.06.2020
Fiedler, Nina

Matthiesen, Judith

Geanderter Antrag der AfD-Kreistagsfraktion auf Zuruckstellung von

Antragen mit finanziellen Auswirkungen

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium

29.06.2020 Hauptausschuss

Zustandigkeit
Entscheidung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n:
Antrag der AfD-Kreistagsfraktion vom 16.06.2020

Seite: 1/1




TOP 6.1

ATD Kreistagsfraktion
Rendsburg - Eckernférde
Sven Chilla

Thorsten Uhrbrock
Waldemar Freis

Alternative

fir

Deutschland
AfD Fraktion Kreis Rendsburg-Eckernforde den, 09.06.2020
Kreishaus (Uberarbeitet 16.06.2020)

24768 Rendsburg

An den Hauptausschussvorsitzenden
Herrn Thorsten Schultz

Kreistag Rendsburg-Eckernforde
Kaiserstralle 8

24768 Rendsburg

Antrag der AfD Fraktion im Kreis Rendsburg Eckernforde

Sehr geehrter Herr Schulz,

hiermit stellen wir den Antrag, dass der Hauptausschuss samtliche Antrage die finanzielle
Auswirkungen auf den Kreishaushalt haben und tber die Pflichtaufgaben hinausgehen
zuruckstellt.

Beschlussvorschlag;

Der Hauptausschuss mége beschlief3en, dem Kreistag zu empfehlen, bis auf weiteres, nur noch
seinen Pflichtaufgaben nachzukommen und auf alle freiwilligen Zusatzaufgaben zu verzichten.

Begrindung:

Da es fur jeden klar ersichtlich sein dirfte, dass die Steuereinnahmen stark sinken werden
und die schwer arbeitenden Steuerzahler nicht noch mehr belastet werden kénnen, ist es
unumganglich sofort alle Ausgaben auf den Prifstand zu stellen.

Wir als AfD Fraktion haben auf diesen absehbaren Umstand mehrfach hingewiesen, dieses
fand bisher kein Echo im Kreistag.

Wir hoffen, dass sich die Erkenntnis in den anderen Fraktionen durchsetzt und

verbleiben

mit freundliche GrilRen

die AfD Fraktion.

Thorsten Uhrbrock Fraktionsvorsitzender / Fraktionsgeschéftsfiihrer



Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

TOP 7

Fraktionsantrag Vorlage-Nr:
- nichtoffentlich - Datum:
Fachdienst Gremien und Recht Ansprechpartner/in:

Bearbeiter/in:

V0O/2020/417
09.06.2020
Fiedler, Nina

Mens, Beate

Antrag der AfD-Kreistagsfraktion auf offentliche Geschaftsberichte

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium
29.06.2020 Hauptausschuss

Zustandigkeit
Entscheidung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n:
Antrag der AfD-Kreistagsfraktion vom 09.06.2020
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ATD Kreistagsfraktion
Rendsburg - Eckernférde
Sven Chilla

Thorsten Uhrbrock

Alternative

fur

Deutschland

AfD Fraktion Kreis Rendsburg-Eckernforde den, 09.06.2020
Kreishaus
24768 Rendsburg

An den Hauptausschussvorsitzenden
Herrn Thorsten Schultz

Kreistag Rendsburg-Eckernforde
Kaiserstralle 8

24768 Rendsburg

Antrag der AfD Fraktion im Kreis Rendsburg Eckernforde

Sehr geehrter Herr Schulz,

hiermit stellen wir den Antrag, dass in Zukunft alle Geschéaftsberichte der Unternehmen mit
Kreisbeteiligung, oder die die vom Kreis Steuergelder erhalten, 6ffentlich gemacht werden.

Begrindung:

Jeder Steuerzahler hat ein Recht darauf zu erfahren wie sorgfaltig mit seinen Steuergeldern
umgegangen wird. Die Steuer und Abgabenlast hat mittlerweile Ausmafe angenommen die
eine zwingende Beendigung der, fur den Burger untbersichtlichen, Vergabepraxis erfordert.
Darum sind insbesondere alle Geschéaftsberichte von Unternehmen mit Kreisbeteiligung, aber
auch jedes Unternehmen das auch nur 1.- Euro erhalt, offen zu legen.

die AfD Fraktion.

Thorsten Uhrbrock Fraktionsvorsitzender / Fraktionsgeschaftsfiihrer



Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

TOP 7.1

Fraktionsantrag Vorlage-Nr:
- Offentlich - Datum:
Fachdienst Gremien und Recht Ansprechpartner/in:

Bearbeiter/in:

V0O/2020/417-001
16.06.2020
Fiedler, Nina

Matthiesen, Judith

Geschaftsberichte

Geanderter Antrag der AfD-Kreistagsfraktion auf offentliche

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium

29.06.2020 Hauptausschuss

Zustandigkeit
Entscheidung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:
Der Sachverhalt ergibt sich aus der Anlage.

Anlage/n:
Antrag der AfD-Kreistagsfraktion vom 16.06.2020
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ATD Kreistagsfraktion
Rendsburg - Eckernférde
Sven Chilla

Thorsten Uhrbrock
Waldemar Freis

Alternative

fir

Deutschland
AfD Fraktion Kreis Rendsburg-Eckernforde den, 09.06.2020
Kreishaus (Uberarbeitet 16.06.2020)

24768 Rendsburg

An den Hauptausschussvorsitzenden
Herrn Thorsten Schultz

Kreistag Rendsburg-Eckernforde
Kaiserstralle 8

24768 Rendsburg

Antrag der AfD Fraktion im Kreis Rendsburg Eckernforde

Sehr geehrter Herr Schulz,

hiermit stellen wir den Antrag, dass in Zukunft alle Geschéaftsberichte der Unternehmen mit
Kreisbeteiligung, oder die die vom Kreis Steuergelder erhalten, 6ffentlich gemacht werden.
Beschluf3vorschlag:

Der Hauptausschuss mége beschlief3en;

Dem Kreistag wird empfohlen, die Verwaltung zu beauftragen, auf die Landesregierung
dahingehend einzuwirken das die Rechtslage hinsichtlich der Veroffentlichung der
Geschéftsberichte von Unternehmen die Gelder von der 6ffentlichen Hand bekommen, selbst
bei einem Euro, der Offentlichkeit zuganglich gemacht werden dirfen.

Begrindung:

Jeder Steuerzahler hat ein Recht darauf zu erfahren wie sorgfaltig mit seinen Steuergeldern
umgegangen wird. Die Steuer und Abgabenlast hat mittlerweile Ausmalfie angenommen die
eine zwingende Beendigung der, fur den Blrger unibersichtlichen, Vergabepraxis erfordert.
Darum sind insbesondere alle Geschaftsberichte von Unternehmen mit Kreisbeteiligung, aber
auch jedes Unternehmen das auch nur 1.- Euro erhélt, offen zu legen. Das Einfordern von
Geldern der 6ffentlichen Hand und sich anschliel3end auf persdnliche Belange zu berufen
schliel3t sich gegenseitig aus.

die AfD Fraktion.

Thorsten Uhrbrock Fraktionsvorsitzender / Fraktionsgeschéftsfiihrer
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Beschlussvorlage o6ffentlich Vorlage-Nr: VO/2020/377

- Offentlich - Datum: 11.05.2020

Fachdienst Zuwanderung Ansprechpartner/in:  Dr. Kruse, Martin
Bearbeiter/in: Naiji, Said

Zuwanderung: Vergabe von Integrationsmitteln- Antrag des Amtes
Bordesholm zur Forderung des Migrationsprojekts an der
Lindenschule

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

04.06.2020 Sozial- und Gesundheitsausschuss Beratung

Beschlussvorschlag:
Der Sozial- und Gesundheitsausschuss trifft eine Entscheidung nach Beratung in der
Sitzung.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:

Beim vom Amt Bordesholm beantragten Projekt handelt es sich um ein
ganzheitliches Angebot zur Unterstiutzung und Forderung der Teilhabe von Kindern
mit Migrationshintergrund und ihrer Eltern.

Das Angebot umfasst die Hausaufgabenbetreuung und Unterstlitzung der Kinder
beim Erlernen der deutschen Sprache, sowie diverse Sozialraumangebote in den
Bereichen Bildung, Sport, Musik und Kultur. Die Eltern werden im Rahmen eines
monatlich stattfindenden Eltercafés ebenfalls in das Projekt eingebunden und fir das
deutsche Bildungssystem sensibilisiert. Des Weiteren werden durch die Einbindung
von Kindern und Eltern ohne Migrationshintergrund im Elterncafé eine Begegnung
und ein gegenseitiges Kennenlernen ermaoglicht. Ziele des Projektes sind neben
dem besseren Erlernen der deutschen Sprache auch die Wertevermittiung und die
Forderung der Teilhabe im Sozialraum.

Die Kosten pro Teilnehmerin oder Teilnehmer und Stunde wirden fur den Kreis
Rendsburg-Eckernférde bei durchschnittlich 11 Teilnehmerinnen und Teilnehmern
2,18 € betragen.

Eine detaillierte Beschreibung des Projektinhalts ist dem Antrag in der Anlage zu
entnehmen.

Der Antrag erflllt die Kriterien der Leitlinien Gber die Vergabe von Integrationsmitteln.

Seite: 1/2



TOP 8.1

Relevanz fiir den Klimaschutz:
keine

Finanzielle Auswirkungen:
Die finanziellen Auswirkungen belaufen sich auf 9.240 €. Die Mittel sind im
Teilhaushalt 313901 eingestellt.

Anlage/n:
Projektantrag
Ubersicht Haushaltsmittel

Seite: 2/2
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AMT BORDESHOLM

DIE AMTSDIREKTORIN

Bissee * Bordesholm ¢ Briigge * Grevenkrug « GroRl Buchwald * Hoffeld « Loop ¢ Mihbrook * Negenharrie « Reesdorf * Schmalstede* Schénbek » Séren « Wattenbek

Offnungszeiten:

montags, freitags 8.30 - 12.00 Uhr

dienstags 8.30 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr
donnerstags 7.30 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr
oder nach Vereinbarung

Amt Bordesholm - Postfach 1151 - 24577 Bordesholm

Kreis Rendsburg-Eckernférde
Der Landrat
2.3 - Zuwanderung

Fachgruppe Integration und Einblrgerung Amt fir Birgerdienste

Kaiserstrale 8

Bearbeiter/in:.  Herr Ladehoff

24768 Rendsburg

Telefon: 04322/695-190
E-Mail: daniel.ladehoff@bordesholm.de
Zimmer-Nr.: 7

lhr Zeichen, lhre Nachricht vom Mein Zeichen, meine Nachricht vom

J. 426.0

Bordesholm, den

26.03.2020

Vergabe von Integrationsmitteln durch den Kreis Rendsburg-Eckernférde;
Antrag fiir das Migrationsprojekt an der Lindenschule nach den Leitlinien iiber die
Vergabe von Integrationsmitteln durch den Kreis Rendsburg-Eckernférde 2020

Sehr geehrter Herr Naji,

ich danke lhnen fiir die Ubersendung der ,Leitlinien Gber die Vergabe von Integrationsmitteln durch den
Kreis Rendsburg-Eckernférde 2020" und begriiRe das Engagement des Kreises zur Férderung von
Integrationsprojekten sehr.

Fur das Migrationsprojekt des Amtes Bordesholm an der Lindenschule in Bordesholm stelle ich hiermit
den Antrag auf Gewahrung einer Férderung nach den vorgenannten Richtlinien und gebe Ihnen zu der
MaRnahme nachfolgend gern weitergehende Informationen.

Projektinhalt:

In der Zeit von 12.30 bis 15.00 Uhr findet aktuell an vier Tagen in der Woche ein Migrationsprojekt an
der Grundschule Bordesholm, der Lindenschule, statt.

Bei gemeinsamem Essen sowie Hausaufgabenbetreuung in kleinerer Gruppe werden Sprach-
hemmnisse und Barrieren abgebaut.

Auch die Eltern gefliichteter Kinder werden in die Arbeit vor Ort einbezogen, um diese ebenfalls im
Alltagsleben sowie im Umgang mit Schule zu unterstitzen. Eltern lernen durch die regelmagige
Teilnahme an dem Projekt das deutsche Bildungssystem zu verstehen und kénnen Fragen gleich vor
Ort klaren. Dadurch werden die Notwendigkeit des Erlernens der deutschen Sprache bewusster und
gleichzeitig Sprachhemmnisse beseitigt.

Handlungsorientierte Inhalte sind das monatliche Elterncafé, Teilhabe bei den Hausaufgaben sowie die
Unterstiitzung und Betreuung der Angebote im offenen Ganztagsbereich. Zur integrativen Arbeit
werden Sozialraumangebote genutzt z.B. Bicherei, Sportvereine sowie Musik und Kunstangebote.
Eltern werden durch diese Arbeit in den Ort integriert, es findet ein gemeinsames Leben statt.

Anschrift: Zentrale:

Verwaltungsgeb&ude Tel. (0 43 22) 6 95-0
Mihlenstrale 7 Fax (0 43 22) 6 95-164
24582 Bordesholm E-Mail: amt@bordesholm.de

Homepage: www.bordesholm.de
Gléubiger-ID:
DE74ZZZ00000041026

Bankkonten der Amtskasse Bordesholm:

Bordesholmer Sparkasse (BLZ 210 512 75)
IBAN: DE39 2105 1275 0000 0070 05, SWIFT-BIC: NOLADE21BOR

VR Bank Neumiinster eG (BLZ 212 900 16)
IBAN: DE48 2129 0016 0010 0208 20, BIC: GENODEF1NMS

Postbank Hamburg (BLZ 200 100 20)
IBAN: DE29 2001 0020 0005 9682 03 und BIC: PBNKDEFF

Nr. 7 005
Nr. 10 020 820

Nr. 59 68 - 203



Kernanliegen:

Bildung:

TOP 8.1

Kinder und Eltern werden dabei unterstiitzt das deutsche Bildungssystem zu verstehen.
Das Projekt fordert die Bildungsmdéglichkeiten der Kinder und baut Sprachkenntnisse auf, die fur ihre

Alltagsbewaltigung férderlich sind.

Sicherheit entwickelt sich insbesondere auch fir die Eltern, die ihre Kinder als ,Bildungscoach"
unterstlitzen und ihnen zur Seite stehen kénnen. Eltern sollen erkennen, wie sie ihre Kinder im
Sozialraum weiter integrieren kénnen z.B. Teilhabe am Ferienprogramm usw.

Sozialraum:

Es wird gezielt auf ein solidarisches, vertrauensvolles Gemeinschaftsgefihl hingearbeitet, durch
Besuche sozialer Einrichtungen im Ort sowie das Elterncafé innerhalb der Schule im offenen
Ganztagsbereich. Kultureller Austausch findet in jeder Begegnung statt.

Wirtschaft:

Die Notwendigkeit des Erlernens der deutschen Sprache soll als Kernkompetenz vermittelt werden,
damit auch die Eltern vor Ort dem Arbeitsmarkt offener und gestéarkter gegeniiber stehen kénnen.

Ziele des Projektes :

Handlungsziel:

Indikatoren fur Erreichung:

Besseres Erlernen der deutschen Sprache

Kinder beginnen sich auf Deutsch zu unterhalten.
Die Verstandigung in der Schule -insbesondere
im Unterricht- verbessert sich.

Sicherheit lernen

Kinder teilen sich mit, werden offener und aktiv.
Es wird Uber Fluchterfahrungen gesprochen.

Inklusion

Kinder kommen regelmaRig in die Schule und
knipfen Kontakte zu Gleichaltrigen.

Konflikte mit Worten l6sen

Kinder wehren sich nicht mehr kdrperlich, sondern
erlernen verbal ihre Konflikte auszutragen.

Erlernen der deutschen Kultur sowie der hiesigen
Grundwerte

Kinder bewegen sich angemessen im Sozialraum,
kennen die bestehenden Regeln sowie
vorhandene Konsequenzen.

Kinder lernen ihren Sozialraum kennen

Kinder finden sich im Ort zurecht, wissen wo
Spielplatze, Behérden, Einkaufsladen usw. sind.

Eltern werden eingebunden, beraten und fur die
deutsche Kultur und insbesondere Schule
sensibilisiert

Erleben der Gruppenaktivitaten, Teilnahme an der
Hausaufgabenbetreuung und dem Tagesplan.
Vorbereiten gemeinsamer Aktionen sowie
Auseinandersetzung mit ,Schule”.

Zuhause werden ,Stoppregeln” Ubernommen.
Eltern melden ihre Kinder in Vereinen an und
begleiten sie.

Handlungsschritte:

Hausaufgabenbetreuung
Spiele zum Spracherwerb
Gemeinsames Mittagessen

VVVVVVVYY

Elterngesprache, Hausbesuche

Wiederkehrender Wochenplan mit fester Angebotsstruktur

Gruppenspiele, Kontakt zur OGS, Nutzung sozialer Einrichtungen (z.B. Jugendtreff)
Rollenspiele, Gesprache, gemeinsames Tun, konsequente Regeln

Unternehmungen und Erkundungen im Sozialraum

Gruppenraum ist offen, Eltern kénnen jederzeit mitmachen, Eltern werden aktiv eingeladen,
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3

Eltern und Kinder beider Kulturen kénnen sich insbesondere im Rahmen des Eltern-Café, bei der
Hausaufgabenbetreuung, in der Biicherei sowie bei offenen Kursen kennenlernen und begegnen.
Ergebnisse der Kernanliegen:

» Teilnahme der Kinder an Angeboten im Sozialraum (z.B. Musikschule, Vereine und
Kunstangebote).

» Eltern sind in der Lage ihre Kinder zu fordern.

» Eltern partizipieren selbst an dem Projekt.

» Lehrkrafte bestédtigen schulische Erfolge und schaffen Motivation.

» Eltern bauen Kontakte zueinander auf und nehmen an Veranstaltungen teil.

» Kinder und Eltern engagieren sich im Ort.

» Eltern stehen ggf. besser dem Arbeitsmarkt zur Verfigung.

» Unterstitzung durch Vernetzung im Ort: Freundeskreis der Asylsuchenden, Amt fiir
Burgerdienste, Kita und Gemeinschaftsschule im Ort, Dolmetscherplattform sowie Schulamt
Rendsburg-Eckernférde.

Auslastung des Projektes: Siehe Anlage.
Finanzierungsplan: Siehe Anlage.

Zu der Historie des Projektes:

Seit dem Schuljahr 2018/2019 hat die Lindenschule Bordesholm den Status eines DaZ-Zentrums inne
(DaZ = Deutsch als Zweitsprache). In diesem Zusammenhang wurde intensiv dartber diskutiert, die
Integrationsbemiihungen an diesem Standort zu verstéarken.

Der Amtsausschuss beriet die Angelegenheit daraufhin auf der Sitzung am 28.03.2018. Das Projekt
wurde ausdriicklich begrtiRt und einstimmig dessen Durchflihrung beschlossen. Seither wird die
Maflinahme kontinuierlich evaluiert und jeweils nach einem Jahr neu beraten und beschlossen.

Zusammenfassung und Bewertung des Amtes Bordesholm:

Das Migrationsprojekt an der Lindenschule richtet sich unmittelbar an Familien. Kinder sowie auch
deren Eltern werden friihzeitig untersttzt und nicht nur schulisch, sondern auch kulturell mit Wissen
versorgt. Dieses Wissen wird dann auch zu Hause weitergegeben, was die Integration in die deutsche
Gesellschaft erheblich férdert.

Das Migrationsprojekt wird hier vor Ort durchweg positiv bewertet, stellt es doch einen gewichtigen
Baustein der Integrationsarbeit im Amt Bordesholm dar. IntegrationsmaRnahmen und das Vermitteln
von Sprache sind insbesondere im Kindesalter sehr erfolgreich und daher zu beflirworten. Durch die
Wissensvermittlung an die Kinder sowie die zuséatzliche Einbindung der Eltern besteht die grofl3e
Chance Integration effektiv zu betreiben.

Schlussbemerkungen:

In lhrer Mail vom 13.02.2020 baten Sie um weitergehende Grundinformationen:
Ansprechpartner: Als Ansprechpartner fungiert der Unterzeichner.
Kontodaten: Die Kontodaten sind auf Seite 1, unten, abzulesen.
Personalschlissel:  Siehe Finanzierungsplan.

Bei Riickfragen stehe ich selbstverstandlich gern zur Verfiigung.

Mit freundlichem Gruf

. 4&-"\1 >
Anja Kuhl
(Amtsdirektorin)
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AMT BORDESHOLM

DER AMTSDIREKTOR

Bissee ¢ Bordesholm  Briigge * Grevenkrug ¢ GroR Buchwald ¢ Hoffeld » Loop ¢ Mithbrook * Negenharrie » Reesdorf « Schmalstede+ Schénbek * Séren « Wattenbek

Amt Bordesholm - Postfach 1151 - 24577 Bordesholm Offnungszeiten:

montags, freitags 8.30 - 12.00 Uhr

dienstags 8.30 - 12.00 Uhr und 14.00 - 18.00 Uhr
Krels Rendsburg_Eckernforde donnerstags 7.30 - 12.00 Uhr und 14.00 - 16.00 Uhr

oder nach Vereinbarung

Der Landrat
2.3 - Zuwanderung i e :
Fachgruppe Integration und Einblirgerung Amt fir Birgerdienste

KaiserstralRe 8 Bearbeiter/in:  Herr Ladehoff

24768 Rendsburg

Telefon: 04322/695-190
E-Mail: daniel.ladehoff@bordesholm.de
Zimmer-Nr.: 7

lhr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen, meine Nachricht vom Bordesholm, den

A. 426.0 26.03.2020

Anlage 1

zum Antrag auf Gewdhrung einer Férderung fiir das Migrationsprojekt an der
Lindenschule nach den Leitlinien iiber die Vergabe von Integrationsmitteln durch den
Kreis Rendsburg-Eckernférde 2020

Finanzierungsplan zum Antrag vom 26.03.2020 fiir den Zeitraum vom 01.04.2020 bis zum
31.03.2021
Sehr geehrte Damen und Herren,

bezuglich Gewahrung einer Férderung fur das Migrationsprojekt an der Lindenschule in Bordesholm
wird der folgende Finanzierungsplan vorgelegt:

Ausgaben:

Personalkosten fur die Migrationsbeauftragte:

Die Arbeitszeit pro Tag betragt 2,5 Stunden bei 4 Arbeitstagen in der
Woche. Der Stundensatz betragt als Honorar 30,00 € / Stunde.

Vom 01.04.2020 bis zum 31.03.2021 errechnen sich 154 Schultage (bereits 11.550,00 €
berlicksichtigt wurden Feiertage und Schulferien).

Ausgehend von den o.g. Werten ergeben sich somit Gesamtkosten in Héhe
von 11.550,00 €.

Sachkosten:
Fallen nicht an bzw. werden von der Schule und/oder dem Freundeskreis 0.00 €
der Asylsuchenden getragen. '

Zwischensumme Ausgaben: 11.550,00 €
Anschrift: Zentrale: Bankkonten der Amtskasse Bordesholm:
Verwaltungsgebdude Tel. (0 43 22) 6 95-0 Bordesholmer Sparkasse (BLZ 210 51275)  Nr. 7 005
MihlenstraRe 7 Fax (0 43 22) 6 95-164 IBAN: DE39 2105 1275 0000 0070 05, SWIFT-BIC: NOLADE21BOR
24582 Bordesholm E-Mail: amt@bordesholm.de VR Bank Neumunster eG (BLZ 212 900 16)  Nr. 10 020 820
Homepage: www.bordesholm.de IBAN: DE48 2129 0016 0010 0208 20, BIC: GENODEF1NMS
Glaubiger-iD: Postbank Hamburg (BLZ 200 100 20) Nr. 59 68 - 203

DE7427700000041026 IBAN: DE29 2001 0020 0005 9682 03 und BIC: PBNKDEFF
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Einnahmen:

Foérderung aus den Investitionsmitteln des Kreises Rendsburg-Eckernférde
nach den ,Leitlinien Uber die Vergabe von Integrationsmitteln durch den

Kreis Rendsburg-Eckernférde 2020 9.240,00 €
80 % Foérderung = 9.240,00 €

Zwischensumme Einnahmen: 9.240,00 €
Endergebnis:

Zwischensumme Ausgaben: 11.550,00 €
Zwischensumme Einnahmen: 9.240,00 €
Eigenanteil des Amtes Bordesholm als Tragerin der MaBnahme: 2.310,00 €

Mit freundlichem Gruf}

Anja KuhI
(Amtsdirektorin)
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zum Antrag auf Gewédhrung einer Forderung fiir das Migrationsprojekt an der
Lindenschule nach den Leitlinien liber die Vergabe von Integrationsmitteln

durch den Kreis Rendsburg-Eckernférde 2020

Auslastung im Schuljahr 2018/2019 im Migrationsprojekt

Aktivitaten

Anzahl der
betreuten DAZ-
Kinder

Anzahl der
helfenden
Eltern / 1-2
wochentlich

Hausaufgabenbetreuung (ab 13.00 Uhr)
e offener Zugang fir die Eltern, deshalb
wechselhaft
e 3 Schiilerinnen (16-19 Jahre) helfen bei der
Betreuung, inklusive einer syrischen
Schiilerin - finanziert iber Freundeskreis
Asyl

17 Kinder,
wechselnd aus
Klassenstufe 1-4

2— 4 Migranten
(wechselnd),
sowie 2
deutsche Eltern

Mittagstisch (tadglich ab 12.30 Uhr) 16 1
Fullball (einmal wochentlich 14.30 Uhr) ca. 10 1
Angebote innerhalb der Ganztagsbetreuung z.B. 13 1
Basteln, Malen und Trommeln
Elterncafe (einmal monatlich) Zurzeit nur Ca. 15
Migranten-
Familien
Blicherei im Ort (wochentlich) 7-10 5
Tanzen lber Kulturangebot MuKu im Ort 2 /
Sportverein, iber den TSV Bordesholm 7 /
Kochen und Backen liber den Jugendtreff 5 /
Dolmetscher aus der Elternschaft 2 2
Hausbesuche von der Projektleitung 5 Familien /

Alle Angaben schwanken von Halbjahr zu Halbjahr, durch Kursdanderungen, Eltern die in
Schule oder Arbeit abwandern, Schiiler die zur weiterfiihrenden Schule wechseln, Schiiler

der Basisstufe 1 (ohne Sprachkenntnisse).

Petra Grimm




Integrationsmittel 2020
Produkt/Teilleistung: 3139-1-010; Kostenstelle: 610024; Konto 5318

Zur Verfugung stehende Mittel 2020 250.000,00 €
Bewilligt
Beantragte
Antragsteller Projekttitel Zielgruppe/Bemerkungen Zuschusshohe
Kreisanteil am Bundesprojekt,
FB 3 Kita Einstieg "Briicken bauen in friihe Bildung" Durchfiihrungstrager ist die
Diakonie 15.000,00
Bewilligte MaBnahmen 15.000,00
Noch zur Verfigung
stehende Mittel 235.000,00
Beantragte MaRnahmen
BBZ am NOK "Wertvoll: Meine Werte-Deine Werte" Jugendliche mit und ohne
i erivolt Velne Werte-Deine Werte Migrationshintergrund 2.206,00
Menschen mit
VHS Rendsburg Folgeantrag "Kulturvermittler-Fliichtlinge gestalten aktiv den Integrationsprozess" |Migrationshintergrund,
Mehrheitsgesellschaft 70.464,00
. . . " Kinder und Eltern mit und ohne
Amt Bordesholm Migrationsprojekts an der Lindenschule Migrationshintergrund 9.240,00
N ) T s Menschen mit und ohne
UTSe.V. Medienkompetenz RD-Eck: Teilhabe digital Migrationshintergrund 18.289,37
Summe 100.199,37
Noch zur Verfuigung
stehende Mittel 134.800,63
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Beschlussvorlage o6ffentlich Vorlage-Nr: V0/2020/377-001

- Offentlich - Datum: 08.06.2020

Fachdienst Zuwanderung Ansprechpartner/in:  Dr. Kruse, Martin
Bearbeiter/in: Naiji, Said

Zuwanderung: Vergabe von Integrationsmitteln- Antrag des Amtes
Bordesholm zur Forderung des Migrationsprojekts an der
Lindenschule

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit
29.06.2020 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschliet, dem Amt Bordesholm Mittel in Hohe von 9.240 €
aus den Integrationsmitteln des Kreises zur Férderung des Migrationsprojekts an der
Lindenschule zu gewahren.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:

Nach Beratung hat der Sozial- und Gesundheitsausschuss in seiner Sitzung vom
04.06.2020  beschlossen, dem  Hauptausschuss die Forderung des
Migrationsprojekts an der Lindenschule mit einer Gesamtsumme von 9.240 € zu
empfehlen.

Relevanz fiir den Klimaschutz:
keine

Finanzielle Auswirkungen:
Die finanziellen Auswirkungen belaufen sich auf 9.240 €. Die Mittel sind im
Teilhaushalt 313901 eingestellt.

Anlage/n:

Seite: 1/1
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Beschlussvorlage o6ffentlich Vorlage-Nr: VO/2020/396

- Offentlich - Datum: 28.05.2020

Fachdienst Zuwanderung Ansprechpartner/in:  Dr. Kruse, Martin
Bearbeiter/in: Naiji, Said

Zuwanderung: Vergabe von Integrationsmitteln- Antrag der
Evangelischen Familienbildungsstatte Rendsburg-Eckernforde zur
Forderung des Projektes "Spracherwerb und Integration fiir die Eltern
der Kinder der Kindertagesstatte Parksiedlung”

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit
24.06.2020 Jugendhilfeausschuss Beratung
29.06.2020 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Der Jugendhilfeausschuss trifft eine Entscheidung nach Beratung in der Sitzung.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:

Beim von der Evangelischen Familienbildungsstatte Rendsburg-Eckernforde
beantragten Projekt handelt es sich um ein niedrigschwelliges Angebot zum Erlernen
der deutschen Sprache fur erwachsene Migrantinnen und Migranten. Zielgruppe des
Angebots sind die Eltern der Kinder, welche in der Kindertagesstatte Parksiedlung
betreut werden. Die Unterrichtseinheiten werden sich hierbei mit den Strukturen der
Kindertagesstatte und padagogischen Themenbereiche befassen, wodurch den
Eltern neben dem Spracherwerb auch Kenntnisse und Werte in diesen Bereichen
vermittelt werden sollen. Dartber hinaus sollen deutsche Frauen als Patinnen fir das
Projekt gewonnen werden, was zu einer besseren Vernetzung der Teilnehmenden im
Stadotteil beitragen und somit die Begegnung férdern soll.

Die Kosten pro Teilnehmerin oder Teilnehmer und Stunde wirden fur den Kreis
Rendsburg-Eckernférde bei 14 Teilnehmerinnen und Teilnehmern 5,92 € betragen.
Eine detaillierte Beschreibung des Projektinhalts ist dem Antrag in der Anlage zu
entnehmen.

Der Antrag erfullt die Kriterien der Leitlinien Uber die Vergabe von Integrationsmitteln.

Seite: 1/2
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Relevanz fiir den Klimaschutz:
keine

Finanzielle Auswirkungen:
Die finanziellen Auswirkungen belaufen sich auf 19.920 €. Die Mittel sind im
Teilhaushalt 313901 eingestellt.

Anlage/n:
Projektantrag
Ubersicht Haushaltsmittel

Seite: 2/2



Evangelische
Familienbildungsstatte

Rendsburg-Eckernforde

E ische Familienbil itte, Am ot 41, 24768 Rendsburg

Kreis Rendsburg-Eckernférde
Fachgruppe Integration und Einbiirgerung
Said Naji

Kaiserstralle 8

24768 Rendsburg

Antrag fiir ein Integrationsprojekt

Sehr geehrter Herr Naji,

TOP 8.3

Am Margarethenhof 4 1
24768 Rendsburg

Tel 04331/9 45 80 10
Fax 04331/9 45 60 19
fbswkkre.de
www.fbs.de

Frauke Kondritz

Leitung

Familienbildungsstitte
Mehrgenerationenhaus Rendsburg
Tel: 043 31/9456030
frauke.kondritz@kkre.de

Rendsburg, 27.03.2020

in der Anlage sende ich Ihnen unseren Antrag wie mit Ihnen abgesprochen und bitten um die

Kostenilibernahme fiir das Projekt 2020/21.

Far weitere Fragen und Ergadnzungen stehe ich gerne zur Verfligung.

Mit freundlichen GriiRen,

ok, Lir b2

Frauke Kondritz

Bankkonto
Evangellache Bank, IBAN DES9 5206 0410 0B06 4041 20, BIC GENODEF1EK1

bl S s
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Am Margarethenhof 41
24768 Randsburg
Tel 04331/9 45 60 10

Evangelische Fax 04331/9 45 60 19

Familienbildungsstatte fbs kkre:e
Rendsburg-Eckernférde www.fbs.de
T )

Evangelische Familienbiidungsslatte. Am Margarethenhof 41, 24768 Rendsburg

Frauke Kondritz

Leitung

Familienbildungsstétte
Mehrgenerationenhaus Rendsburg
Tel.: 043 31/9 456030
frauke.kondritz@kkre.de

Rendsburg, Marz 2020

Konzept ,,Spracherwerb und Integration fiir die Eltern der Kinder der Kindertagesstatte
Parksiedlung“

Situation:

In der Kindertagesstétte Parksiedlung gibt es einen sehr hohen Anteil an Mitblrger*innen
aus vielen Kulturen. Flr das Kitapersonal ist es nicht leistbar, wegen der Sprachbarrieren
und zu geringer Zeitkapazitaten, den Kitaalltag und die Struktur der Kita den Eltern zu
erklaren. Dadurch ist eine Integration ausgeschlossen.

Ziel:

Die Eltern erlernen die deutsche Sprache praktisch am Beispiel und im Kontext der
Kindertagesstatte ihrer Kinder. Hierdurch wird den Eltern erklart und gezeigt, wie eine
Kindertagesstatte funktioniert. Gleichzeitig werden Pddagogische Themen vermittelt. Hierzu
gehoéren auch Ansprache, Erziehung, Kinderspiel, Kinderrechte, Elternrechte, Erndhrung und

Kindesentwicklung.

Besonders ist zu beachten, dass die Vermittlung der Inhalte besonders kreativ, anschaulich,
spielerisch und im Tun vermittelt werden.

Zielgruppe:

Die Eltern der Kindertagesstatte Parksiedlung

Bankkonto - ’
+ ’ N *|

Evangelische Bank, [(BAN DE89 5206 0410 0806 4041 20, BIC GENODEF1EK1
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Zeitraum:

August 2020 bis Juni 2021

Anzahl der Teilnehmer*innen:

Bis maximal 14 Teilnehmer*innen sind denkbar. Da dies eine sehr intensive Arbeit mit viel
Gesprachsbedarf und Einzelarbeit sein wird, muss die Anzahl beschrankt sein.

Termine:

2-mal pro Woche 3 Stunden am Vormittag plus 4 zusatzliche Termine im Laufe des Jahres
am Nachmittag, Abend oder am Samstag fur Ausflug, besondere Aktion, oder Ideen, die in
der Arbeit entstehen.

Unterrichtsthemen:

- Mein Kind in der Kita

- Kita Parksiedlung, Elternabende, Elternbeirat, Verwaltung, Struktur

- Elterngesprache, Elternrechte/Pflichten

- Kindererziehung

- Alitag mit Kindern (Ansprache, Kinderrechte, Kindesentwicklung,
Kindeswohlgeféhrdung, Ernahrung, Kinderspiel)

Referent*innen:

- 1 Lehrkraft, Koordinatorin, Ansprechpartnerin
- 1 Sprachmittlerin

Aufgaben der Referent*innen:

Lehrkraft/Ansprechpartnerin/Koordinatorin:

Die Koordinatorin soll das Projekt planen und durchfiihren. Sie soll die Teilnehmer*innen
(TN) im Stadtteil vernetzten. Sie soll deutsche Frauen als Patinnen gewinnen, damit die TN
schneller Kontakte in den Stadtteil kntipfen. Sie soll das ganze Projekt leiten und
koordinieren.

Die Koordinatorin ist Ansprechpartnerin fur die Teilnehmer*innen (TN) vor und nach dem
Unterricht. Sie soll die TN in der ersten Phase sprachlich schulen, damit sie in der folgenden
Arbeit in der Lage sind, mit den Mitarbeiter*innen der Kita zu kommunizieren,
Elterngespréache zu filhren, Elternabenden zu folgen.

Die Koordinatorin arbeitet mit der Kita-Leitung und den Mitarbeiter*innen zusammen.
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Die Koordinatorin organisiert die Patinnen und ladt diese zu regemafigen Austauschrunden
ein und berét sie. Sie vermittelt bei Konflikten. Sie vermitteln den Patinnen bei Bedarf

Schulungen.

Die Sprachmittlerin:

Sie ist besonders zum Anfang des Projekts Uiber den Unterricht hinaus an allen Gesprachen
der TN und der Koordinatorin beteiligt. Sie vermittelt auch zwischen den kulturellen
Unterschieden und unterstitzt bei Verstandnisfragen.

Weitere Akteure: .

Kita-Leitung und Mitarbeiter*innen:

Das Projekt benétigt eine gute Zusammenarbeit der Kita-Mitarbeiter*innen und der
Projektleitung. Die Kita-Mitarbeiter*innen erkléren, wie die Einrichtung funktioniert und wie
eine gute Zusammenarbeit mit den Eltern funktionieren kann. Die anfanglich umfangreiche
Kooperation wird sich im Laufe der Projektarbeit deutlich reduzieren und die Arbeit der Kita

erheblich unterstutzen.

Patinnen:
Deutsche Frauen aus dem Stadtteil und Mutter aus der Kita unterstiitzen die TN beim
Spracherwerb, stehen fiir zum Stadtteil zur Seite und erkunden gemeinsam mit den TN den

Stadtteil.

Kostenplan:

1 Lehrkraft: 40 Wochen x 6 Std. a 25 Euro = 6000,00 Euro
Koordination/Ansprechpartnerin: 40 Wo. x 6 Std 6000,00 Euro
1 Sprachmittlerin: 40 Wo. X 8 Std. a 16 Euro = | 5120,00 Euro

Sachkosten: U-Material, Kopien, Austauschrunden,

Bewirtung fur die Ehrenamtlichen: 2000,00 Euro
Verwaltung, Organisation 800,00 Euro
Gesamt: 19.920,00 Euro

Gerne sind wir bereit, dass Konzept nach Ihren Wiinschen zu erweitern. Bitte sprechen Sie
mich an.

Rendsburg, 20.03.2020, Frauke Kondritz g}/’;—% J/Méﬁ
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Integrationsmittel 2020
Zur Verfiigung stehende Mittel 2020

250.000,00 €

Bewilligt
Beantragte
Antragsteller Projekttitel Zielgruppe/Bemerkungen Zuschusshodhe
Kreisanteil am Bundesprojekt,
FB 3 Kita Einstieg "Bruicken bauen in frihe Bildung" Durchfuhrungstréager ist die
Diakonie 15000’00
Bewilligte MaRnahmen 15.000,00
Noch zur Verfligung
stehende Mittel 235.000,00
Beantragte Mallnahmen
BBZ am NOK "Wertvoll: Meine Werte-Deine Werte" Jugendiiche mit und ohne
) Migrationshintergrund 2.206,00
Menschen mit
VHS Rendsburg Folgeantrag "Kulturvermittler-Fliichtlinge gestalten aktiv den Integrationsprozess" Migrationshintergrund,
Mehrheitsgesellschaft 70.464,00
T . . " Kinder und Eltern mit und ohne
Amt Bordesholm Migrationsprojekts an der Lindenschule Migrationshintergrund 9.240,00
" . o N Menschen mit und ohne
UTS e.V. Medienkompetenz RD-Eck: Teilhabe digital Migrationshintergrund 18.289,37
Evangelische Familienbildungsstatte Rendsburg- ["Spracherwerb und Integration fiir die Eltern der Kinder der Kindertagesstatte Menschen mit und ohne
Eckernforde Parksiedlung" Migrationshintergrund 19.920,00
Summe 120.119,37

Noch zur Verfligung
stehende Mittel

114.880,63
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: V0O/2020/415

- Offentlich - Datum: 09.06.2020

Fachdienst Kommunalaufsicht Ansprechpartner/in: Behrens, Klaus
Bearbeiter/in: Behrens, Klaus

Griindung einer Klimaschutzagentur - Sachstandsbericht

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

29.06.2020 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
Entfallt

2. Sachverhalt:

In seiner Sitzung am 12.03.2020 hat der Hauptausschuss dem Kreistag empfohlen,
den Gesellschaftsvertrag in der am selben Tag vom Hauptausschuss beschlossenen
Version zu beschlielen und den Beschluss unter den Vorbehalt gestellt, dass das
zustandige Finanzamt die Gemeinnutzigkeit der Gesellschaft anerkennt.

Zwischenzeitlich hat die Verwaltung die Frage nach der Gemeinnutzigkeit weiterge-
hend mit dem Finanzamt bearbeiten konnen.

Die Anerkennung der Gemeinnutzigkeit hat folgende Vorteile:

- Die gemeinnuitzige Kapitalgesellschaft ist berechtigt, Spenden entgegenzunehmen
und dem Spender steuerwirksame Spendenbescheinigungen auszustellen.

- Die gGmbH ist von Korperschafts- und Gewerbesteuer sowie Solidaritatszuschlag
befreit.

- Leistungen, die zu wohltatigen Zwecken erbracht werden, konnen u.U. mit re-
duzierter Umsatzsteuer oder ohne Umsatzsteuer abgerechnet werden.

- Eine gemeinnitzige GmbH, UG oder AG kann bei Zuwendungen aus Schenkungen
oder Erbschaften von der Erbschafts- bzw. Schenkungssteuer befreit werden.

Das Finanzamt hat die Gemeinnutzigkeit zunachst auf der Grundlage des eingereich-
ten Entwurfes des Gesellschaftsvertrages mit der Begrundung eines nicht ausrei-
chenden Nutzens flr die Allgemeinheit abgelehnt. Unter Vorlage eines geanderten
Entwurfs des Gesellschaftsvertrages hat die Verwaltung sodann Einspruch eingelegt.
Ein Ergebnis wird noch vor der Sitzung des Hauptausschusses erwartet. Nimmt das
Finanzamt nunmehr eine Gemeinnutzigkeit an, wird der modifizierte Entwurf erneut
der Politik zur Beratung vorgelegt.

Seite: 1/3
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Der mal3gebliche § 2 des Gesellschaftsvertrages wurde gegenuber der urspringlich
eingereichten Fassung des Gesellschaftvertrages wie nachstehend dargestellt neu
formuliert:

§2

Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand der Gesellschaft ist die Forderung des Umweltschutzes, die Forde-
rung der Bildung und die Férderung des burgerlichen Engagements zugunsten
gemeinnutziger Zwecke, insbesondere im Bereich des Klimaschutzes. Dieser
Gesellschaftszweck wird insbesondere verwirklicht durch:

a) Malinahmen zur Aktivierung und Motivierung von juristischen Personen des
Privatrechts sowie des offentlichen Rechts und natirlichen Personen im
Kreis Rendsburg-Eckernférde fiir den Klimaschutz, insbesondere durch Of-
fentlichkeitsarbeit, Klimaschutzkampagnen, der Foérderung des burger-
schaftlichen Engagements und die Organisation von themenbezogenen
(Bildungs-)Veranstaltungen.

b) Ansprechpartner fur alle Akteure und fur alle am Klimaschutz interessierten
Burgerinnen und Burger.

c) Die Initiierung zur Entwicklung und Umsetzung von Klimaschutzstrategien
sowie von lokalen Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaf3inahmen.

d) Initierung und Betreuung von Netzwerken.

e) Ferner wird der Gesellschaftszweck verwirklicht durch die Beschaffung und
Weiterleitung von Mitteln gemal’ § 58 Nr. 1 AO zur Férderung der in Absatz
1 genannten steuerbegunstigten Zwecke durch andere steuerbegunstigte
Korperschaften oder juristische Personen des o6ffentlichen Rechts. Die For-
derung und Unterstiitzung kann auch erfolgen durch die vergiinstigte Uber-
lassung von Gutern und Leistungen gegenlber anderen steuerbegunstigten
Korperschaften oder juristischen Personen des o6ffentlichen Rechts fur de-
ren steuerbegulnstigte Zwecke (insbesondere Foérderung des Umweltschut-
zes). Diese haben die ihnen zugewandten Mittel ausschlieRlich und unmit-
telbar fur ihre steuerbegunstigten Zwecke (insbesondere Forderung des
Umweltschutzes) zu verwenden.

Eine Gegenuberstellung der ursprunglich dem Finanzamt Uberlassenen Fassung mit
der nunmehr eingereichten Fassung (Synopse) ist dieser Vorlage als Anlage beige-
fugt.

Daruber hinaus hat die Verwaltung eine verbindliche Auskunft seitens des Finanzam-
tes beantragt. Im Kern geht es dabei um die Frage, ob die im Gesellschaftsvertrag
vorgesehenen jahrlichen Zahlungen der Gesellschafter an die Klimaschutzagentur
der Umsatzsteuer zu unterwerfen sind. Auch hierzu wird nach heutigem Stand eine
Aussage in der Sitzung des Hauptausschusses getroffen werden kénnen.

Dabei ist an dieser Stelle darauf hinzuweisen, dass auch eine Losung aulerhalb ei-
ner Klimaschutzagentur, also eine Fortflihrung des Klimaschutzmanagements im
Rahmen der Kreisverwaltung, ebenso wie die vorgesehene gGmbH-Losung, mit gro-
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Rer Wahrscheinlichkeit nicht zu einer Befreiung der von den Amtern/Gemeinden zu
leistenden Zahlungen von der Umsatzsteuer fuhren wirde, da bei dieser Konstellati-
on eine Unternehmereigenschaft des Kreises angenommen werden kann. Die ab-
schlieRende verbindliche Auskunft des Finanzamtes dazu bleibt abzuwarten.

Herr Grummann von der Curacon GmbH wird in der Sitzung flr die Beantwortung
weitergehender Fragen zur Verfligung stehen.

Anlage/n:
2020_06_10_Synopse KSA_§ 2.pdf
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15.01.2020

28.04.2020

(1)

§2
Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand der Gesellschaft ist die Forderung des
Umweltschutzes, insbesondere im Bereich des Klima-
schutzes und die Férderung der Bildung. Dieser Ge-
sellschaftszweck wird insbesondere verwirklicht durch:

a)

b)

d)

e)

f)

Unterstltzung der juristischen Personen des offent-
lichen Rechts im Kreis Rendsburg-Eckernférde zur
Bertcksichtigung des Klimaschutzes bei der Wahr-
nehmung eigener und lbertragener Aufgaben,

Angebot einer kostenfreien, allgemeinen Klima-
schutzberatung fir alle Gemeinden des Kreises

Entwicklung bzw. Fortschreibung von individuellen
Klimakonzepten mit Vorschlagen fir konkrete
MalRnahmen in den beteiligten Stadten und Ge-
meinden (Gesellschafter). Die Gesellschaft kann
sich dabei externer Unterstiitzung bedienen.

Die Initierung der entwickelten Klimaschutz- bzw.
KlimaanpassungsmalRnahmen in den beteiligten
Stadten und Gemeinden (Gesellschafter).

Umsetzung und Fortschreibung des Klimaschutz-
konzeptes des Kreises

Management des Klimaschutzfonds des Kreises

(1)

§2
Gegenstand des Unternehmens

Gegenstand der Gesellschaft ist die Férderung des Um-
weltschutzes, die Férderung der Bildung und die Forde-
rung des burgerlichen Engagements zugunsten gemein-
nutziger Zwecke, insbesondere im Bereich des Klima-
schutzes. Dieser Gesellschaftszweck wird insbesondere
verwirklicht durch:

a) Malnahmen zur Aktivierung und Motivierung von juris-
tischen Personen des Privatrechts sowie des offentli-

chen Rechts und natirlichen Personen

im Kreis

Rendsburg-Eckernférde fir den Klimaschutz, insbe-
sondere durch Offentlichkeitsarbeit, Klimaschutzkam-
pagnen, der Forderung des blrgerschaftlichen Enga-
gements und die Organisation von themenbezogenen
(Bildungs-)Veranstaltungen.

b)

c)

d)

Ansprechpartner fir alle Akteure und fur alle am Kili-
maschutz interessierten Birgerinnen und Blirger.

Die Initiierung zur Entwicklung und Umsetzung von
Klimaschutzstrategien sowie von lokalen Klima-
schutz- und Klimaanpassungsmafl3inahmen.

Initierung und Betreuung von  Netzwerken
Ferner wird der Gesellschaftszweck verwirklicht
durch die Beschaffung und Weiterleitung von Mitteln
gemal § 58 Nr. 1 AO zur Foérderung der in Absatz 1
genannten steuerbegiinstigten Zwecke durch andere

steuerbegunstigte Koérperschaften oder juristische




(2)

(3)

g) themenbezogene Bildungsveranstaltungen fir Bil-
dungseinrichtungen wie bspw. Schulen, Kinderta-
gesstattenund Volkshochschulen zur Beratung und
Information von Burgerinnen und Birgern.

Die Gesellschaft ist zu allen Geschéaften und Mal3nah-
men berechtigt, die der Erreichung des Gesellschafts-
zwecks dienlich sind, soweit sich diese mit der Ge-
meinnutzigkeit (83) vereinbaren lassen. Sie darf andere
Unternehmen gleicher Art erwerben, vertreten, sich an
solchen Unternehmen beteiligen oder Mitglied werden.
Ferner wird der Gesellschaftszweck verwirklicht durch
die Beschaffung und Weiterleitung von Mitteln gemar §
58 Nr. 1 AO zur Forderung der in Absatz 1 genannten
steuerbegulnstigten Zwecke durch andere steuerbe-
gunstigte Korperschaften oder juristische Personen des
offentlichen Rechts. Die Forderung und Unterstiitzung
kann auch erfolgen durch die vergiinstigte Uberlassung
von Gltern und Leistungen gegeniiber anderen steuer-
beglnstigten Korperschaften oder juristischen Perso-
nen des offentlichen Rechts fur deren steuerbegiinstig-
te Zwecke (insbesondere Forderung des Umweltschut-
zes und Forderung der Bildung insbesondere auf dem
Gebiet des Klimaschutzes). Diese haben die Ihnen zu-
gewandten Mittel ausschlieBlich und unmittelbar ftr ihre
steuerbegtinstigten Zwecke (insbhesondere Foérderung
des Umweltschutzes, Férderung der Bildung) zu ver-
wenden.

Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung ihrer Ziele
auch Hilfspersonen bedienen.

Personen des offentlichen Rechts. Die Forderung
und Unterstitzung kann auch erfolgen durch die ver-
gunstigte Uberlassung von Gutern und Leistungen
gegeniber anderen steuerbeginstigten Korperschaf-
ten oder juristischen Personen des o6ffentlichen
Rechts fur deren steuerbeglnstigte Zwecke (insbe-
sondere Forderung des Umweltschutzes). Diese ha-
ben die ihnen zugewandten Mittel ausschlie3lich und
unmittelbar fur ihre steuerbegunstigten Zwecke (ins-
besondere Forderung des Umweltschutzes) zu ver-
wenden.

Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung ihrer Ziele
auch Hilfspersonen bedienen.




TOP 9.1

Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Beschlussvorlage o6ffentlich Vorlage-Nr: V0/2020/415-001

- Offentlich - Datum: 25.06.2020

Fachdienst Kommunalaufsicht Ansprechpartner/in: Behrens, Klaus
Bearbeiter/in: Behrens, Klaus

Griindung einer Klimaschutzagentur

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit
29.06.2020 Hauptausschuss Beratung
29.06.2020 Kreistag des Kreises Rendsburg-Eckernforde Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Hauptausschuss beschlieldt, dem Kreistag zu empfehlen, den Gesellschaftsver-
trag fur eine Klimaschutzagentur in der mit dem Finanzamt abgestimmten Fassung
vom 29.06.2020 zu beschlie3en.

Der Kreistag beschliel3t den Gesellschaftsvertrag fur eine Klimaschutzagentur in der
mit dem Finanzamt abgestimmten Fassung vom 29.06.2020.

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
Entfallt

2. Sachverhalt:

In dem den Ausschussmitgliedern mit der Vorlage VO/2020/415 bereits zugeleiteten
Sachstandsbericht wurde mitgeteilt, dass das Finanzamt die Gemeinnutzigkeit auf
der Grundlage des dort zunachst eingereichten Entwurfes eines Gesellschaftsvertra-
ges mit der Begriindung abgelehnt habe, dass die Offentlichkeit nicht geniigend be-
rucksichtigt werde. Gegen die Ablehnung hat die Verwaltung unter Vorlage eines
geanderten Entwurfs Einspruch eingelegt.

Zwischenzeitlich wurden mit dem Finanzamt erganzende Gesprache gefuhrt, um ei-
ne den Anforderungen des Gemeinnutzigkeitsrechts und den Vorgaben der Politik
genugende Fassung des § 2 des Gesellschaftsvertrages zu erreichen. Das Ergebnis
ist in der rechten Spalte der dieser Vorlage beigefligten Synopse dargestellt (die lin-
ke Spalte zeigt die in der Sitzung am 12.03.2020 vom Hauptausschuss beschlossene
Fassung). Mit dieser neuen Lésung finden sowohl die Interessen der Offentlichkeit (§
2 Abs. 1 a) — d)) als auch die Belange der Gesellschafter (§ 2 Abs. 1 e) — g) Beruck-
sichtigung.

Seite: 1/2



TOP 9.1

Eine verbindliche Auskunft des Finanzamtes zur Frage, ob die im Gesellschaftsver-
trag vorgesehenen jahrlichen Zahlungen der Gesellschafter an die Klimaschutzagen-
tur der Umsatzsteuer zu unterwerfen sind, wird im Laufe der 27. KW erwartet.

Um die jahrlichen Zuwendungen der Gesellschafter an die Klimaschutzagentur bei-
hilferechtlich abzusichern, ist zwischen der Gesellschaft und jedem einzelnen Ge-
sellschafter ein Betrauungsakt Uber Leistungen der Daseinsvorsorge (hier Klima-
schutzmalinahmen) zu schlieRen. Das Beihilferecht sieht vor, dass mindestens 80%
der Leistungen der Gesellschaft fur die Gesellschafter zu erbringen sind. Es wird an-
gestrebt, dass somit auch mindestens 80% der von den Gemeinden und/oder Am-
tern zu leistenden Zahlungen als nicht steuerbare Zuschusse, welche das allgemeine
Tatigwerden der Klimaschutzagentur erst ermoglichen, vom Finanzamt anerkannt
werden (s. dazu auch die unten stehende Grafik).

Gesamtleistung der Gesellschaft 100%
Mindestens 80% der Leistung an Gesellschafter (jPOR) Maximal 20%
an Nicht-Gesell-
schafter
Diese Gesellschafter mussen alle die zukinftige KSA be- - naturl. Per-
trauen. sonen,
- jur. Pers. Priv.
Rechts
- jPOR aber nicht
Gesellschafter

Anlage/n:
2020 _06_29 Synopse fur HA lang.pdf
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Stand 12.03.2020 vom HA beschlossen

Stand 29.06.2020 nach FA

Kommentare

Gesellschaftsvertrag
Klimaschutzagentur im Kreis Rendsburg-Eckernférde

§1
Firma; Sitz; Dauer, Geschaftsjahr

(1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschrankter
Haftung unter der Firma Klimaschutzagentur im Kreis
Rendsburg-Eckernfdrde.

(2) Der Sitz der Gesellschaft ist Rendsburg.
(3) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmit.
(4) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2
Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand der Gesellschaft ist die Forderung des Um-
weltschutzes, insbesondere im Bereich des Klimaschut-
zes. Dieser Gesellschaftszweck wird insbesondere ver-
wirklicht durch:

a) Unterstitzung der juristischen Personen des 6ffentli-
chen Rechts im Kreis Rendsburg-Eckernforde zur Be-
riicksichtigung des Klimaschutzes bei der Wahrneh-
mung eigener und Ubertragener Aufgaben, (neu e))

b) Entwicklung von Strategien zur Umsetzung von loka-
len KlimaschutzmalRnahmen im Kreis Rendsburg-
Eckernforde; Angebot einer allgemeinen Klimaschutz-
beratung fur alle Gemeinden des Kreises (neu f))

Gesellschaftsvertrag
Klimaschutzagentur im Kreis Rendsburg-Eckernférde

§1
Firma; Sitz; Dauer, Geschaftsjahr

1) Die Gesellschaft ist eine Gesellschaft mit beschrankter
Haftung unter der Firma Klimaschutzagentur im Kreis
Rendsburg-Eckernfdrde.

2) Der Sitz der Gesellschaft ist Rendsburg.
3) Die Dauer der Gesellschaft ist unbestimmit.
4) Das Geschéftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2
Gegenstand des Unternehmens

(1) Gegenstand der Gesellschaft ist die Forderung des Um-
weltschutzes und die Forderung des burgerlichen Enga-
gements zugunsten gemeinnutziger Zwecke, insbesonde-
re im Bereich des Klimaschutzes. Dieser Gesellschafts-
zweck wird insbesondere verwirklicht durch:

a) Maflinahmen zur Aktivierung und Motivierung von juris-
tischen Personen des Privatrechts und natirlichen Per-
sonen im Kreis Rendsburg-Eckernférde fir den Klima-
schutz, insbesondere durch Offentlichkeitsarbeit, Kli-
maschutzkampagnen, die Forderung des birgerschaft-
lichen Engagements und die Organisation von the-
menbezogenen Veranstaltungen,

b) Ansprechpartner fir alle Akteure und fir alle am Klima-




¢) Entwicklung bzw. Fortschreibung und mdglichst Um-
setzung von individuellen Klimakonzepten mit Vor-
schlagen fur konkrete Malnahmen fur die Gesell-
schafter. Die Gesellschaft kann sich dabei externer
Unterstitzung bedienen. (neu in f))

d) Die Initiierung der entwickelten Klimaschutz- bzw.
KlimaanpassungsmafBhahmen der Gesellschafter.

(neu g))

e) Management des Klimaschutzfonds des Kreises

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Geschéaften und MalRRnah-
men berechtigt, die der Erreichung des Gesellschafts-
zwecks dienlich sind, soweit sich diese mit der Gemein-
natzigkeit (83) vereinbaren lassen. Sie darf andere Un-
ternehmen gleicher Art erwerben, vertreten, sich an sol-
chen Unternehmen beteiligen oder Mitglied werden. Fer-
ner wird der Gesellschaftszweck verwirklicht durch die
Beschaffung und Weiterleitung von Mitteln gemaR § 58
Nr. 1 AO zur Férderung der in Absatz 1 genannten steu-

schutz interessierten Birgerinnen und Birger,

c) Die Initierung zur Entwicklung und Umsetzung von
Klimaschutzstrategien sowie von lokalen Klimaschutz-
und Klimaanpassungsmafinahmen,

d) Initiierung und Betreuung von Netzwerken.

(2) Die Gesellschatft ist zu allen Geschaften und MaRnahmen
berechtigt, die der Erreichung des Gesellschaftszwecks
dienlich sind, soweit sich diese mit der Gemeinnutzigkeit
(83) vereinbaren lassen. Sie darf andere Unternehmen
gleicher Art erwerben, vertreten, sich an solchen Unter-
nehmen beteiligen oder Mitglied werden.

(3) Ferner ist die Gesellschaft auch Mittelbeschaffungskor-
perschaft gemalR 8§ 58 Nr. 1 AO. Dieser Gesellschafts-




®3)

erbegunstigten Zwecke durch andere steuerbegunstigte
Korperschaften oder juristische Personen des o6ffentli-
chen Rechts. Die Forderung und Unterstitzung kann
auch erfolgen durch die vergunstigte Uberlassung von
Gutern und Leistungen gegeniber anderen steuerbe-
gunstigten Korperschaften oder juristischen Personen
des offentlichen Rechts fir deren steuerbeglnstigte
Zwecke (insbesondere Foérderung des Umweltschutzes).
Diese haben die lhnen zugewandten Mittel ausschliel3-
lich und unmittelbar fir ihre steuerbegtinstigten Zwecke
(insbesondere Férderung des Umweltschutzes) zu ver-
wenden.

Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung ihrer Ziele
auch Hilfspersonen bedienen.

§3

Verfolgung gemeinnitziger Zwecke und Selbstlosigkeit

1)

()

Die Gesellschaft verfolgt unmittelbar und ausschlief3lich
gemeinnutzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,Steuer-
beglnstigte Zwecke* der Abgabenordnung. Die Gesell-
schaft ist selbstlos tétig; sie verfolgt nicht in erster Linie
eigenwirtschaftliche Zwecke.

Die Mittel der Gesellschaft dirfen nur fir satzungsgema-
Re Zwecke verwendet werden. Die Gesellschafter durfen
keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Gesell-
schafter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln
der Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem Aus-
scheiden oder bei Auflésung der Gesellschaft oder bei
Wegfall steuerbegiinstigter Zwecke nicht mehr als ihre
eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer

(4)

zweck wird verwirklicht durch die Beschaffung und Weiter-
leitung von Mitteln gemafl 8 58 Nr. 1 AO zur Forderung
der in Absatz 1 genannten steuerbegiinstigten Zwecke
durch andere steuerbegiinstigte Kdrperschaften oder juris-
tische Personen des o6ffentlichen Rechts. Die Forderung
und Unterstlitzung kann auch erfolgen durch die vergins-
tigte Uberlassung von Giitern und Leistungen gegeniiber
anderen steuerbeginstigten Korperschaften oder juristi-
schen Personen des offentlichen Rechts fur deren steuer-
beginstigte Zwecke (insbesondere Foérderung des Um-
weltschutzes). Diese haben die Ihnen zugewandten Mittel
ausschlieBlich und unmittelbar fir ihre steuerbegiinstigten
Zwecke (insbesondere Forderung des Umweltschutzes)
zu verwenden.

Die Gesellschaft kann sich zur Umsetzung ihrer Ziele
auch Hilfspersonen bedienen.

§3

Verfolgung gemeinnitziger Zwecke und Selbstlosigkeit

(1)

(2)

Die Gesellschaft verfolgt unmittelbar und ausschlief3lich
gemeinnutzige Zwecke im Sinne des Abschnitts ,Steuer-
beginstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Die Gesell-
schaft ist selbstlos tatig; sie verfolgt nicht in erster Linie
eigenwirtschaftliche Zwecke.

Die Mittel der Gesellschaft dirfen nur fir satzungsgemalie
Zwecke verwendet werden. Die Gesellschafter durfen kei-
ne Gewinnanteile und in ihrer Eigenschatft als Gesellschaf-
ter auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln der
Gesellschaft erhalten. Sie erhalten bei ihrem Ausscheiden
oder bei Auflosung der Gesellschaft oder bei Wegfall
steuerbegunstigter Zwecke nicht mehr als ihre eingezahl-
ten Kapitalanteile und den gemeinen Wert ihrer geleiste-




geleisteten Sacheinlagen zuriick.

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck
der Gesellschaft fremd sind, oder durch unverhaltnisma-
Big hohe Vergutungen begtinstigt werden.

(4) Bei Auflosung der Gesellschaft oder bei Wegfall der
steuerbegunstigter Zwecke fallt das Vermdgen der Ge-
sellschaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der
Gesellschafter und den gemeinen Wert der von den Ge-
sellschaftern geleisteten Sacheinlagen Ubersteigt, an den
Kreis Rendsburg-Eckernférde, der es unmittelbar und
ausschlieBlich fir gemeinnitzige Zwecke zu verwenden
hat.

§4
Stammkapital; Stammeinlagen

(1) Das Stammkapital betragt XX.xxx,00 Euro
W.: XX.xxx,00 Euro).

(2) Auf das Stammkapital tibernehmen:

a) der Kreis Rendsburg-Eckernférde eine Stammeinlage
von 25.000,00 Euro

b) die Gemeinde A eine Stammeinlage von 1.000,00
Euro

c) die Gemeinde B-eine Stammeinlage von 1.000,00
Euro

d) die Gemeinde C eine Stammeinlage von 1.000,00
Euro

ten Sacheinlagen zurdck.

(3) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der
Gesellschaft fremd sind, oder durch unverhaltnismaiig
hohe Vergltungen beglinstigt werden.

(4) Bei Auflosung der Gesellschaft oder bei Wegfall der steu-
erbegunstigter Zwecke féllt das Vermogen der Gesell-
schaft, soweit es die eingezahlten Kapitalanteile der Ge-
sellschafter und den gemeinen Wert der von den Gesell-
schaftern geleisteten Sacheinlagen Ubersteigt, an den
Kreis Rendsburg-Eckernforde, der es unmittelbar und
ausschlie3lich fir gemeinnitzige Zwecke zu verwenden
hat.

§4
Stammkapital; Stammeinlagen

(1) Das Stammkapital betragt XX.xxx,00 Euro
W.: XX.xxx,00 Euro).

(2) Auf das Stammkapital tbernehmen:
a) der Kreis Rendsburg-Eckernférde eine Stammeinlage
von 25.000,00 Euro
b) die Gemeinde A eine Stammeinlage von 1.000,00 Euro

c) die Gemeinde B-eine Stammeinlage von 1.000,00 Euro

d) die Gemeinde C eine Stammeinlage von 1.000,00 Euro




e) das Amt D eine Stammeinlage von 15.000,00 Euro fur
alle amtsangehérigen Gemeinden

f) das Amt E eine Stammeinlage von 7.000,00 Euro fur
7 amtsangehoérige Gemeinden

g) istfortzusetzen

(3) Das Stammkapital wird in bar erbracht und ist mit Grin-
dung der Gesellschaft fallig.

(4) Gesellschafter kénnen nur juristische Personen des of-
fentlichen Rechts im Kreis Rendsburg-Eckernférde sein,
soweit sie Gebietskorperschaften sind oder Amter, denen
die Selbstverwaltungsaufgabe Klimaschutz entsprechend
der Amtsordnung Ubertragen wurde, sind.

(5) Uber die Aufnahme neuer Gesellschafter entscheidet die
Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von % der
abgegebenen Stimmen.

(6) Fur die mit der Tragerschaft durch die Gesellschaft ver-
bundenen Aufgaben gewahren die Gesellschafter einen
jahrlichen Zuschuss. Die Zahlung erfolgt spéatestens bis
zum 15. Marz auf ein von der Gesellschaft benanntes
Konto.

Der jahrliche Gesellschafterzuschuss betragt

a) Kreis Rendsburg-Eckernférde 275.000,00 Euro

b) andere Gesellschafter (mit mehr als 500 Einwohnern)
2 Euro/Einw.

c) andere Gesellschafter (mit 500 oder weniger Einwoh-

nern) 1.000 Euro

(gemaf: Die vom Statistikamt Nord nach dem Stand vom

e) das Amt D eine Stammeinlage von 15.000,00 Euro fir
alle amtsangehorigen Gemeinden

f) das Amt E eine Stammeinlage von 7.000,00 Euro fir 7
amtsangehodrige Gemeinden

g) ist fortzusetzen

(3) Das Stammkapital wird in bar erbracht und ist mit Grin-
dung der Gesellschaft fallig.

(4) Gesellschafter kénnen nur juristische Personen des 6f-
fentlichen Rechts im Kreis Rendsburg-Eckernforde sein,
soweit sie Gebietskorperschaften sind oder Amter, denen
die Selbstverwaltungsaufgabe Klimaschutz entsprechend
der Amtsordnung Ubertragen wurde, sind.

(5) Uber die Aufnahme neuer Gesellschafter entscheidet die
Gesellschafterversammlung mit einer Mehrheit von % der
abgegebenen Stimmen.

(6) Fir die mit der Tragerschaft durch die Gesellschaft ver-
bundenen Aufgaben gewahren die Gesellschafter einen
jahrlichen Zuschuss. Die Zahlung erfolgt spatestens bis
zum 15. Marz auf ein von der Gesellschaft benanntes
Konto.

Der jahrliche Gesellschafterzuschuss betragt

a) Kreis Rendsburg-Eckernférde 275.000,00 Euro

b) andere Gesellschafter (mit mehr als 500 Einwohnern)
2 Euro/Einw.

c) andere Gesellschafter (mit 500 oder weniger Einwoh-

nern) 1.000 Euro

(gemaR: Die vom Statistikamt Nord nach dem Stand vom




31. Marz des vergangenen Jahres fortgeschriebene Bevélkerung)

§5
Geschéaftsfuhrung

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschaftsfih-
rer/innen.

(2) Der/die Geschaftsfuhrer/innen wird/werden durch Be-
schluss der Gesellschafterversammlung auf 5 Jahre be-
stellt. Wiederbestellungen sind zul&ssig.

(3) Die Geschéftsfuihrung ist fur die laufende Aufgabenerle-
digung verantwortlich. Sie flhrt die Geschafte der Ge-
sellschaft nach MalRgabe der Gesetze, dieses Gesell-
schaftsvertrages, der Geschéftsordnung fiir die Ge-
schéaftsfihrung sowie der Gesellschafter- und Aufsichts-
ratsbeschlisse. Sie ist zustandig fir die Festlegung des
vom Aufsichtsrat zu entwickelnden Berichtswesens und
die Erteilung des Auftrages zur Priifung des Jahresab-
schlusses. Die Geschéftsfliihrung stellt fir jedes Jahr ei-
nen Wirtschaftsplan und eine funfjahrige Finanzplanung
nach MaRRgabe des § 6 auf.

(4) Die Geschaftsfihrung ist zur Zusammenarbeit sowohl mit
der fur die Beteiligungsverwaltung als auch mit der fach-
lich zustandigen Organisationseinheit der Gesellschafter
verpflichtet. Den Gesellschaftern steht ein jederzeitiges,
umfassendes Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht zu
(8 51 a GmbHG). Sie teilen der Geschéftsfiihrung schrift-
lich die Namen derjenigen Personen mit, die zur Anforde-
rung und Entgegennahme der Auskinfte bzw. zur Wahr-
nehmung der Akteneinsichtsrechte berechtigt sind, und
aktualisieren diese laufend.

31. Marz des vergangenen Jahres fortgeschriebene Bevdlkerung)

§5
Geschaftsfuhrung

(1) Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschaftsfiih-
rer/innen.

(2) Der/die Geschaftsfuhrer/innen wird/werden durch Be-
schluss der Gesellschafterversammlung auf 5 Jahre be-
stellt. Wiederbestellungen sind zulassig.

(3) Die Geschaftsfihrung ist fur die laufende Aufgabenerledi-
gung verantwortlich. Sie fuhrt die Geschafte der Gesell-
schaft nach MaRRgabe der Gesetze, dieses Gesellschafts-
vertrages, der Geschéaftsordnung fir die Geschaftsfiihrung
sowie der Gesellschafter- und Aufsichtsratsbeschlisse.
Sie ist zustéandig fir die Festlegung des vom Aufsichtsrat
zu entwickelnden Berichtswesens und die Erteilung des
Auftrages zur Prifung des Jahresabschlusses. Die Ge-
schéaftsfuhrung stellt fir jedes Jahr einen Wirtschaftsplan
und eine funfjahrige Finanzplanung nach MalRgabe des
§ 6 auf.

(4) Die Geschaftsfihrung ist zur Zusammenarbeit sowohl mit
der fir die Beteiligungsverwaltung als auch mit der fach-
lich zustdndigen Organisationseinheit der Gesellschafter
verpflichtet. Den Gesellschaftern steht ein jederzeitiges,
umfassendes Auskunfts- und Akteneinsichtsrecht zu (8 51
a GmbHG). Sie teilen der Geschaftsfiihrung schriftlich die
Namen derjenigen Personen mit, die zur Anforderung und
Entgegennahme der Auskinfte bzw. zur Wahrnehmung
der Akteneinsichtsrechte berechtigt sind, und aktualisieren
diese laufend.




(5) Die Einzelheiten Uber die Fihrung der Geschéfte insbe-
sondere die Wertgrenzen fur zustimmungspflichtige Ge-
schafte werden in einer Geschaftsordnung fur die Ge-
schéaftsfiihrung geregelt, die durch den Aufsichtsrat zu
beschliel3en ist.

(6) Die Geschéftsfihrung legt dem Aufsichtsrat auf Basis
des von der Gesellschafterversammlung beschlossenen
Berichtswesens die festgelegten Informationen vor. Un-
abhangig hiervon berichtet die Geschéaftsfuhrung der
Gesellschafterversammlung, der Vorsitzenden oder dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrats und den Beteiligungs-
verwaltungen der kommunalen Gesellschafter schriftlich
jeweils einen Monat nach Quartalsende Uber den Stand
der Leistungserfillung und Uber etwaige absehbare Ab-
weichungen der Ergebnisse vom Wirtschaftsplan sowie
nach MalRgabe des Berichtswesens. Erhebliche Abwei-
chungen und kurzfristig auftretende Besonderheiten sind
der Gesellschafterversammlung, dem Aufsichtsrat und
den Beteiligungsverwaltungen der kommunalen Gesell-
schafter unverzuglich mitzuteilen.

§6
Wirtschaftsplan, finfjahrige Finanzplanung

Der Wirtschaftsplan ist in sinngemafRer Anwendung der Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung, bestehend insbeson-
dere aus einer Plan-Gewinn- und Verlustrechnung, einer
Plan-Bilanz sowie einer flunfjahrigen Finanzplanung, aufzu-
stellen. In dem Wirtschaftsplan sind die geplante Aufnahme
von Darlehen sowie die geplante Gewahrung von Birgschaf-
ten und Garantien durch die Gesellschaft darzustellen. Die
Geschéftsfuhrung legt den Wirtschaftsplan so rechtzeitig vor,
dass ihn die Gesellschafterversammlung vor Beginn des
Wirtschaftsjahres beschliel3en oder, wenn die Angelegenheit

(5) Die Einzelheiten Uber die Fihrung der Geschafte insbe-
sondere die Wertgrenzen fir zustimmungspflichtige Ge-
schafte werden in einer Geschéaftsordnung fur die Ge-
schaftsfihrung geregelt, die durch den Aufsichtsrat zu be-
schlieRen ist.

(6) Die Geschéftsfihrung legt dem Aufsichtsrat auf Basis des

von der Gesellschafterversammlung beschlossenen Be-

richtswesens die festgelegten Informationen vor. Unab-
hangig hiervon berichtet die Geschéaftsfiuhrung der Gesell-
schafterversammlung, der Vorsitzenden oder dem Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats und den Beteiligungsverwaltun-
gen der kommunalen Gesellschafter schriftlich jeweils ei-
nen Monat nach Quartalsende Uber den Stand der Leis-
tungserfillung und Uber etwaige absehbare Abweichun-
gen der Ergebnisse vom Wirtschaftsplan sowie nach

MaRgabe des Berichtswesens. Erhebliche Abweichungen

und kurzfristig auftretende Besonderheiten sind der Ge-

sellschafterversammlung, dem Aufsichtsrat und den Betei-
ligungsverwaltungen der kommunalen Gesellschafter un-
verziglich mitzuteilen.

8§86
Wirtschaftsplan, finfjahrige Finanzplanung

Der Wirtschaftsplan ist in sinngemafier Anwendung der Vor-
schriften der Eigenbetriebsverordnung, bestehend insbeson-
dere aus einer Plan-Gewinn- und Verlustrechnung, einer Plan-
Bilanz sowie einer funfjahrigen Finanzplanung, aufzustellen. In
dem Wirtschaftsplan sind die geplante Aufnahme von Darle-
hen sowie die geplante Gewahrung von Birgschaften und
Garantien durch die Gesellschaft darzustellen. Die Geschafts-
fuhrung legt den Wirtschaftsplan so rechtzeitig vor, dass ihn
die Gesellschafterversammlung vor Beginn des Wirtschaftsjah-
res beschlieRen oder, wenn die Angelegenheit dem Aufsichts-




dem Aufsichtsrat zur Zustimmung Ubertragen worden ist, die-
ser dem Wirtschaftsplan vor Beginn des Wirtschaftsjahres
seine Zustimmung erteilen kann. Die Plane sind den Gesell-
schaftern vorab zur Kenntnis zu geben.

§7
Vertretung

(1) Die Gesellschaft wird gerichtlich und aufergerichtlich
durch die Geschaftsfiihrung vertreten. Ist eine Geschéfts-
fuhrerin / ein Geschéftsfihrer bestellt, so vertritt diese /
dieser die Gesellschaft alleine. Sind mehrere Geschéfts-
fuhrerinnen /Geschéftsfiihrer bestellt, so wird die Gesell-
schaft durch zwei Geschaftsfihrerinnen / Geschéftsfiih-
rer gemeinschaftlich vertreten oder durch eine Ge-
schéftsfuihrerin / einen Geschaftsfihrer gemeinsam mit
einer Prokuristin / einem Prokuristen. Abweichend hier-
von kann die Gesellschafterversammlung bestimmen,
dass ein oder mehrere Geschéftsfuhrerinnen / Ge-
schaftsfuhrer alleinvertretungsberechtigt sind.

(2) Die Gesellschafterversammlung kann die Geschaftsfiih-

rung von den Beschrankungen des § 181 BGB befreien.

Die Geschaftsfihrung ist fir Geschéafte mit solchen juris-

tischen Personen, in deren Organen sie gesellschafts-

rechtlich vertreten ist, vom Verbot des Selbstkontrahie-
rens gemal § 181 BGB befreit.

§8
Gesellschafterversammlung
(1) Der Kreis Rendsburg-Eckernforde wird in der Gesell-
schafterversammlung durch die Landratin / den Landrat
oder eine / einen von ihr / ihm bestimmte/n Vertrete-
rin/Vertreter vertreten. Die Ubrigen Gesellschafter werden

rat zur Zustimmung Ubertragen worden ist, dieser dem Wirt-
schaftsplan vor Beginn des Wirtschaftsjahres seine Zustim-
mung erteilen kann. Die Plane sind den Gesellschaftern vorab
zur Kenntnis zu geben.

87
Vertretung

(1) Die Gesellschaft wird gerichtlich und aulRergerichtlich
durch die Geschaftsfiihrung vertreten. Ist eine Geschafts-
fuhrerin / ein Geschéftsfiihrer bestellt, so vertritt diese /
dieser die Gesellschaft alleine. Sind mehrere Geschafts-
fuhrerinnen /Geschéftsfiihrer bestellt, so wird die Gesell-
schaft durch zwei Geschéaftsfihrerinnen / Geschéaftsfihrer
gemeinschaftlich vertreten oder durch eine Geschaftsfiih-
rerin / einen Geschéftsfiihrer gemeinsam mit einer Proku-
ristin / einem Prokuristen. Abweichend hiervon kann die
Gesellschafterversammlung bestimmen, dass ein oder
mehrere Geschéftsfihrerinnen / Geschaftsfuhrer alleinver-
tretungsberechtigt sind.

(2) Die Gesellschafterversammlung kann die Geschaftsfih-

rung von den Beschrénkungen des § 181 BGB befreien.

Die Geschaftsfihrung ist fir Geschéafte mit solchen juristi-

schen Personen, in deren Organen sie gesellschaftsrecht-

lich vertreten ist, vom Verbot des Selbstkontrahierens ge-
maf § 181 BGB befreit.

§8
Gesellschafterversammlung

(1) Der Kreis Rendsburg-Eckernforde wird in der Gesellschaf-
terversammlung durch die Landratin / den Landrat oder
eine / einen von ihr / ihm bestimmte/n Vertreterin/Vertreter
vertreten. Die Ubrigen Gesellschafter werden in der Ge-




)

®3)

(4)

in der Gesellschafterversammlung jeweils durch eine /
einen von ihnen bestellte / bestellten Beauftragte / Be-
auftragten vertreten. Falls die kommunalen Gesellschaf-
ter nicht durch ihre gesetzliche Vertretung in der Gesell-
schafterversammlung vertreten werden, ist diesen das
Recht einzuraumen, an den Sitzungen der Gesellschaf-
terversammlungen teilzunehmen.

Die Gesellschafterversammlung ist durch die Geschafts-
fuhrung im Einvernehmen mit der Vorsitzenden / dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrates einzuberufen; sie tagt
mindestens einmal im Geschéftsjahr. Termine fir Gesell-
schafterversammlungen sollen nicht in den schleswig-
holsteinischen Schulferien als Ubliche sitzungsfreie Zei-
ten erfolgen.

Zu einer Gesellschafterversammlung sind die Gesell-
schafter schriftlich oder auf elektronischem Wege zu la-
den. Die Ladung hat mit einer Frist von sechs Wochen zu
erfolgen, wobei der Tag der Ladung und der Tag der
Versammlung nicht mitzurechnen sind. Tagungsort, Ta-
gungszeit und Tagesordnung sind in der Ladung mitzu-
teilen sowie der Ladung die zur Tagesordnung gehéren-
den Unterlagen beizufiigen.

Uber jede Gesellschafterversammlung ist, soweit nicht
eine notarielle Beurkundung erforderlich ist, eine Nieder-
schrift zu fertigen, die von der Vertreterin / dem Vertreter
des Kreises Rendsburg—Eckernférde gemalR Absatz 1
und einer Protokollfiihrerin / einem Protokollfiihrer zu un-
terzeichnen ist. In der Niederschrift sind der Ort und der
Tag der Versammlung, die Teilnehmerinnen / Teilneh-
mer, die Gegenstande der Versammlung und die Gesell-
schafterbeschliisse aufzunehmen. Die Urschrift der Nie-
derschrift ist zu den Akten zu nehmen. Den Gesellschaf-

(2)

3)

(4)

sellschafterversammlung jeweils durch eine / einen von
ihnen bestellte / bestellten Beauftragte / Beauftragten ver-
treten. Falls die kommunalen Gesellschafter nicht durch
ihre gesetzliche Vertretung in der Gesellschafterversamm-
lung vertreten werden, ist diesen das Recht einzurdumen,
an den Sitzungen der Gesellschafterversammlungen teil-
zunehmen.

Die Gesellschafterversammlung ist durch die Geschéfts-
fuhrung im Einvernehmen mit der Vorsitzenden / dem
Vorsitzenden des Aufsichtsrates einzuberufen; sie tagt
mindestens einmal im Geschéftsjahr. Termine fir Gesell-
schafterversammlungen sollen nicht in den schleswig-
holsteinischen Schulferien als Ubliche sitzungsfreie Zeiten
erfolgen.

Zu einer Gesellschafterversammlung sind die Gesellschaf-
ter schriftlich oder auf elektronischem Wege zu laden. Die
Ladung hat mit einer Frist von sechs Wochen zu erfolgen,
wobei der Tag der Ladung und der Tag der Versammlung
nicht mitzurechnen sind. Tagungsort, Tagungszeit und
Tagesordnung sind in der Ladung mitzuteilen sowie der
Ladung die zur Tagesordnung gehoérenden Unterlagen
beizufigen.

Uber jede Gesellschafterversammlung ist, soweit nicht
eine notarielle Beurkundung erforderlich ist, eine Nieder-
schrift zu fertigen, die von der Vertreterin / dem Vertreter
des Kreises Rendsburg—Eckernférde gemaf Absatz 1 und
einer Protokollfihrerin / einem Protokollfihrer zu unter-
zeichnen ist. In der Niederschrift sind der Ort und der Tag
der Versammlung, die Teilnehmerinnen / Teilnehmer, die
Gegenstande der Versammlung und die Gesellschafter-
beschlisse aufzunehmen. Die Urschrift der Niederschrift
ist zu den Akten zu nehmen. Den Gesellschaftern ist eine




tern ist eine Abschrift der Niederschrift unverziglich zu-
zuleiten.

(5) Der Abhaltung einer Versammlung bedarf es nicht, wenn
samtliche Gesellschafter in Textform mit der zu treffen-
den Bestimmung oder mit der schriftichen Abgabe der
Stimmen sich einverstanden erklaren. Die Pflicht zur Fer-
tigung einer Niederschrift bleibt hiervon unberihrt.

(6) Die Leitung der Gesellschafterversammlung hat der/die
Vorsitzende des Aufsichtsrates oder bei dessen Verhin-
derung der/die stellvertretende Vorsitzende.

§9
Aufgaben der Gesellschafterversammlung

Die Gesellschafterversammlung beschlie3t neben den in § 46
GmbHG genannten uber die folgenden Angelegenheiten:

a) Anderung des Gesellschaftsvertrages,

b) Umwandlung/Umstrukturierung der Gesellschaft, ins-
besondere Verschmelzung, Spaltung, Vermdgens-
Ubertragung, Formwechsel sowie der Abschluss und
die Anderung von Unternehmensvertragen im Sinne
der 88 291 und 292 des Aktengesetzes,

c) Auflésung der Gesellschaft; Ernennung und Abberu-
fung von Liquidatoren,

d) Anderung beziehungsweise Erweiterung des jeweils
konkreten Geschaftsgegenstandes, sowie die Uber-
nahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung
im Rahmen des Unternehmensgegenstandes,

Abschrift der Niederschrift unverziglich zuzuleiten.

(5) Der Abhaltung einer Versammlung bedarf es nicht, wenn
samtliche Gesellschafter in Textform mit der zu treffenden
Bestimmung oder mit der schriftlichen Abgabe der Stim-
men sich einverstanden erklaren. Die Pflicht zur Fertigung
einer Niederschrift bleibt hiervon unberihrt.

(6) Die Leitung der Gesellschafterversammlung hat der/die
Vorsitzende des Aufsichtsrates oder bei dessen Verhinde-
rung der/die stellvertretende Vorsitzende.

§9
Aufgaben der Gesellschafterversammlung

Die Gesellschafterversammlung beschliel3t neben den in § 46
GmbHG genannten uber die folgenden Angelegenheiten:

a) Anderung des Gesellschaftsvertrages,

b) Umwandlung/Umstrukturierung der Gesellschaft, ins-
besondere Verschmelzung, Spaltung, Vermdgenstber-
tragung, Formwechsel sowie der Abschluss und die
Anderung von Unternehmensvertragen im Sinne der §8
291 und 292 des Aktengesetzes,

c) Auflosung der Gesellschaft; Ernennung und Abberu-
fung von Liquidatoren,

d) Anderung beziehungsweise Erweiterung des jeweils
konkreten Geschiftsgegenstandes, sowie die Uber-
nahme neuer Aufgaben von besonderer Bedeutung im
Rahmen des Unternehmensgegenstandes,




e)

f)

g9)

h)

)

k)

Uber die Errichtung, Aufhebung, Ver&aufRRerung oder
Verpachtung von Zweigniederlassungen oder Zweig-
betrieben,

Uber die Stimmabgabe in Gesellschafterversammliun-
gen von Beteiligungsgesellschaften, sofern diese nicht
der Zustimmung des Aufsichtsrates vorbehalten ist,

die unmittelbare oder mittelbare Grindung von Ge-
sellschaften, Genossenschaften oder anderen privat-
rechtlichen Vereinigungen oder die Beteiligung an
diesen oder deren Grindung, die Erhéhung solcher
Beteiligungen und die teilweise oder vollstandige Ver-
aufRerung von derartigen Unternehmen,

Angelegenheiten von besonderer Bedeutung, die der
Gesellschafterversammlung vom Aufsichtsrat oder
von der Geschaftsfihrung zur Entscheidung vorgelegt
wurden,

Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats sowie der Ersatzmitglieder, soweit diese
nicht vom  Gesellschafter Kreis Rendsburg-
Eckernférde unmittelbar entsandt werden (8 11 Abs. 1
bis 3),

Festsetzung der Aufwandsentschadigung fur die Mit-
glieder des Aufsichtsrats,

Bestellung und Abberufung der Geschéftsfiihrerinnen
/ der Geschéaftsfuhrer sowie Abschluss, Anderung und
Beendigung von deren Anstellungsvertragen,

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der
Geschaftsfuhrung,

e)

f)

9)

h)

)

K)

Uber die Errichtung, Aufhebung, Ver&uf3erung oder
Verpachtung von Zweigniederlassungen oder Zweigbe-
trieben,

Uber die Stimmabgabe in Gesellschafterversammlun-
gen von Beteiligungsgesellschaften, sofern diese nicht
der Zustimmung des Aufsichtsrates vorbehalten ist,

die unmittelbare oder mittelbare Grindung von Gesell-
schaften, Genossenschaften oder anderen privatrecht-
lichen Vereinigungen oder die Beteiligung an diesen
oder deren Griindung, die Erhéhung solcher Beteili-
gungen und die teilweise oder vollstandige Veraul3e-
rung von derartigen Unternehmen,

Angelegenheiten von besonderer Bedeutung, die der
Gesellschafterversammlung vom Aufsichtsrat oder von
der Geschaftsfiihrung zur Entscheidung vorgelegt wur-
den,

Bestellung und Abberufung der Mitglieder des Auf-
sichtsrats sowie der Ersatzmitglieder, soweit diese
nicht vom Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernférde
unmittelbar entsandt werden (8§ 11 Abs. 1 bis 3),

Festsetzung der Aufwandsentschadigung fir die Mit-
glieder des Aufsichtsrats,

Bestellung und Abberufung der Geschéftsfihrerinnen /
der Geschéftsfuhrer sowie Abschluss, Anderung und
Beendigung von deren Anstellungsvertragen,

Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates und der
Geschaftsfihrung,




m) die Beschrankung der Vertretungsbefugnis der Ge-

n)

p)

Q)

schaftsfiihrung sowie Weisungen an dieselbe,

die Bestellung von Prokuristinnen / von Prokuristen
und von Handlungsbevollméchtigten zum gesamten
Geschaftsbetrieb,

den Wirtschaftsplan und die flnfjahrige Finanzpla-
nung einschliellich der Nachtrage,

Feststellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts sowie die Verwendung des Ergebnisses,

Wahl der Abschlusspriferin / des Abschlussprifers
oder, wenn die Gesellschaft der Prifpflicht des Kom-
munalprifungsgesetzes unterliegt, oder den Vor-
schlag an die Prifungsbehérde zur Beauftragung des
Abschlussprfers,

die Einforderung der Einlagen sowie Festlegung der
Zuschiisse der Gesellschafter, gemaf § 4 Abs. (5),

die Rickzahlung von Nachschiissen,
die Einziehung von Geschéftsanteilen,

uber die Geltendmachung von Ersatzansprichen,
welche der Gesellschaft aus der Grindung oder Ge-
schaftsfihrung gegen die Geschéftsfihrung, gegen
Mitglieder des Aufsichtsrats oder gegen Gesellschaf-
ter zustehen, sowie die Vertretung der Gesellschaft in
Prozessen, welche sie gegen die Geschéftsfihrung
zu fuhren hat.

m) die Beschrankung der Vertretungsbefugnis der Ge-

n)

p)

a)

schaftsfiihrung sowie Weisungen an dieselbe,

die Bestellung von Prokuristinnen / von Prokuristen und
von Handlungsbevollméchtigten zum gesamten Ge-
schaftsbetrieb,

den Wirtschaftsplan und die funfjahrige Finanzplanung
einschliel3lich der Nachtrage,

Feststellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richts sowie die Verwendung des Ergebnisses,

Wahl der Abschlusspriiferin / des Abschlussprifers o-
der, wenn die Gesellschaft der Prifpflicht des Kommu-
nalprifungsgesetzes unterliegt, oder den Vorschlag an
die Prifungsbehérde zur Beauftragung des Abschluss-
prufers,

die Einforderung der Einlagen sowie Festlegung der
Zuschisse der Gesellschafter, gemaf § 4 Abs. (5),

die Rickzahlung von Nachschissen,
die Einziehung von Geschéftsanteilen,

Uber die Geltendmachung von Ersatzanspriichen, wel-
che der Gesellschaft aus der Grindung oder Ge-
schéaftsfihrung gegen die Geschaftsfihrung, gegen
Mitglieder des Aufsichtsrats oder gegen Gesellschafter
zustehen, sowie die Vertretung der Gesellschaft in Pro-
zessen, welche sie gegen die Geschaftsfihrung zu fuh-
ren hat.




810
Gesellschafterbeschliisse

(1) Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfahig,
wenn die Vertretung von mindestens drei Vierteln des
Stammkapitals gewahrleistet ist. Erweist sich die Gesell-
schafterversammlung nicht als beschlussfahig, so ist
binnen 10 Tagen eine zweite Versammlung mit gleicher
Tagesordnung einzuberufen, die ohne Rucksicht auf die
Hohe des vertretenen Stammkapitals beschlussfahig ist.
Ist die Gesellschafterversammlung nicht im Sinne von
§ 8 Abs. 3 des Gesellschaftervertrages ordentlich einbe-
rufen worden, so ist sie nur beschlussfahig, wenn die
Vertretung von 100 % des Stammkapitals gewahrleistet
ist.

(2) Fur Abstimmungen, die die Punkte in 8 9 a), b), ¢) und d)
betreffen, ist eine Mehrheit von % der abgegebenen
Stimmen erforderlich.

(3) Gesellschafterbeschliisse werden in der Versammlung
gefasst. Eine Stimmabgabe kann auch in Textform —
auch auf digitalem Ubertragungswege — erfolgen, wenn
alle Gesellschafter hierzu ihr vorheriges Einverstandnis
gegeben haben.

(4) Gesellschafterbeschliisse werden mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Gesetz
oder der Gesellschaftsvertrag eine gré3ere Mehrheit vor-
sehen. Abgestimmt wird nach Geschéftsanteilen. Je
1.000 Euro eines Geschaftsanteiles gewahren eine
Stimme. Die Stimmen eines Gesellschafters kdnnen nur
einheitlich abgegeben werden. Stimmenthaltungen z&h-
len als nicht abgegeben.

8§10
Gesellschafterbeschliisse

(1) Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfahig,
wenn die Vertretung von mindestens drei Vierteln des
Stammkapitals gewahrleistet ist. Erweist sich die Gesell-
schafterversammlung nicht als beschlussfahig, so ist bin-
nen 10 Tagen eine zweite Versammlung mit gleicher Ta-
gesordnung einzuberufen, die ohne Ricksicht auf die HO-
he des vertretenen Stammkapitals beschlussfahig ist. Ist
die Gesellschafterversammlung nicht im Sinne von 88
Abs. 3 des Gesellschaftervertrages ordentlich einberufen
worden, so ist sie nur beschlussfahig, wenn die Vertretung
von 100 % des Stammkapitals gewabhrleistet ist.

(2) FUr Abstimmungen, die die Punkte in 8 9 a), b), ¢) und d)
betreffen, ist eine Mehrheit von % der abgegebenen
Stimmen erforderlich.

(3) Gesellschafterbeschliisse werden in der Versammlung
gefasst. Eine Stimmabgabe kann auch in Textform — auch
auf digitalem Ubertragungswege — erfolgen, wenn alle
Gesellschafter hierzu ihr vorheriges Einverstandnis gege-
ben haben.

(4) Gesellschafterbeschliisse werden mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Gesetz
oder der Gesellschaftsvertrag eine gréRere Mehrheit vor-
sehen. Abgestimmt wird nach Geschéftsanteilen. Je 1.000
Euro eines Geschaftsanteiles gewahren eine Stimme. Die
Stimmen eines Gesellschafters kénnen nur einheitlich ab-
gegeben werden. Stimmenthaltungen zahlen als nicht ab-
gegeben.




(5) Jeder Gesellschafter kann sich bei den Beschlissen der
Gesellschafter aufgrund schriftlicher Vollmacht vertreten
lassen.

(6) Die Gesellschafterversammlung kann

a) mit einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine
fehlende Zustimmung des Aufsichtsrates ersetzen
oder

b) innerhalb einer Frist von einer Woche mit einer Mehr-
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen eine
vom Aufsichtsrat erteilte Zustimmung entziehen und
selbst in der Angelegenheit beschliel3en.

811
Aufsichtsrat

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Dieser besteht
aus 12 Mitgliedern. Fir jedes Mitglied ist ein Ersatzmit-
glied zu benennen bzw. zu wahlen. Das Ersatzmitglied
wird Mitglied des Aufsichtsrates, wenn das originare Mit-
glied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet.

(2) Der Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernférde ent-
sendet neben der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden des
Umwelt- und Bauausschusses des Kreises 2 weitere
Mitglieder in den Aufsichtsrat.

(3) Die Gesellschafterversammlung wahlt daneben auf Vor-
schlag der Gesellschafter 9 weitere Aufsichtsratsmitglie-
der, von denen hdchstens 3 aus den Reihen des Gesell-
schafters Kreis Rendsburg-Eckernférde stammen dirfen.

(5) Jeder Gesellschafter kann sich bei den Beschlissen der
Gesellschafter aufgrund schriftlicher Vollmacht vertreten
lassen.

(6) Die Gesellschafterversammlung kann

a) mit einer Mehrheit der abgegebenen Stimmen eine feh-
lende Zustimmung des Aufsichtsrates ersetzen oder

b) innerhalb einer Frist von einer Woche mit einer Mehr-
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen eine
vom Aufsichtsrat erteilte Zustimmung entziehen und
selbst in der Angelegenheit beschliel3en.

811
Aufsichtsrat

(1) Die Gesellschaft hat einen Aufsichtsrat. Dieser besteht
aus 12 Mitgliedern. Fir jedes Mitglied ist ein Ersatzmit-
glied zu benennen bzw. zu wahlen. Das Ersatzmitglied
wird Mitglied des Aufsichtsrates, wenn das origindre Mit-
glied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet.

(2) Der Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernférde entsen-
det neben der Vorsitzenden/dem Vorsitzenden des Um-
welt- und Bauausschusses des Kreises 2 weitere Mitglie-
der in den Aufsichtsrat.

(3) Die Gesellschafterversammlung wahlt daneben auf Vor-
schlag der Gesellschafter 9 weitere Aufsichtsratsmitglie-
der, von denen hdchstens 3 aus den Reihen des Gesell-
schafters Kreis Rendsburg-Eckernforde stammen drfen.




(4)

(5)

(6)

()

(8)

Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit Ihrem
Ausscheiden aus dem Amt bzw. dem Ende der Wahlpe-
riode, in keinem Fall aber vor der Berufung der Nachfol-
gerin / des Nachfolgers.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats kdnnen von dem Gesell-
schafter, auf dessen Vorschlag sie gewéhlt bzw. von
dem sie entsendet worden sind, jederzeit abberufen wer-
den.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Mandat unter
Einhaltung einer Frist von vier Wochen durch schriftliche
Erklarung gegenuber der Gesellschafterversammiung
niederlegen.

Ein Aufsichtsratsmitglied darf nicht gleichzeitig Mitglied
der Geschaftsfihrung, Prokuristin / Prokurist oder zum
gesamten Geschéftsbetrieb ermachtigte / ermachtigter
Handlungsbevollméchtigte / Handlungsbevollmachtigter
sein. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlisse mit Stim-
menmehrheit, soweit sich nicht aus dem Gesetz oder
diesem Gesellschaftsvertrag etwas anderes ergibt. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der amtierenden
Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltungen und
Stimmenverweigerungen bleiben unberiicksichtigt.

Die auf Veranlassung der kommunalen Gesellschafter
gewdahlten oder entsandten Mitglieder haben bei lhrer
Tatigkeit das Interesse lhrer Koérperschaft zu verfolgen,
dies insbesondere im Hinblick auf die Erfullung des 6f-
fentlichen Zwecks durch die Gesellschaft. Die kommuna-
len Gesellschafter sind berechtigt, durch Ihre Organe
Weisungen beziglich der Steuerung des Unternehmens
zur Erreichung strategischer Ziele zu erteilen. Sie sind
den kommunalen Gesellschaftern gegentber auskunfts-

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

Die Amtszeit der Aufsichtsratsmitglieder endet mit Ihrem
Ausscheiden aus dem Amt bzw. dem Ende der Wahlperi-
ode, in keinem Fall aber vor der Berufung der Nachfolge-
rin / des Nachfolgers.

Die Mitglieder des Aufsichtsrats kbnnen von dem Gesell-
schafter, auf dessen Vorschlag sie gewéhlt bzw. von dem
sie entsendet worden sind, jederzeit abberufen werden.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats kann sein Mandat unter
Einhaltung einer Frist von vier Wochen durch schriftliche
Erklarung gegenuber der Gesellschafterversammlung nie-
derlegen.

Ein Aufsichtsratsmitglied darf nicht gleichzeitig Mitglied
der Geschéftsfiihrung, Prokuristin / Prokurist oder zum
gesamten Geschéftsbetrieb ermdachtigte / ermachtigter
Handlungsbevollméachtigte / Handlungsbevollmachtigter
sein. Der Aufsichtsrat fasst seine Beschlisse mit Stim-
menmehrheit, soweit sich nicht aus dem Gesetz oder die-
sem Gesellschaftsvertrag etwas anderes ergibt. Bei
Stimmengleichheit gibt die Stimme des/der amtierenden
Vorsitzenden den Ausschlag. Stimmenthaltungen und
Stimmenverweigerungen bleiben unberiicksichtigt.

Die auf Veranlassung der kommunalen Gesellschafter
gewahlten oder entsandten Mitglieder haben bei Ihrer Ta-
tigkeit das Interesse lhrer Kérperschaft zu verfolgen, dies
insbesondere im Hinblick auf die Erflllung des 6&ffentlichen
Zwecks durch die Gesellschaft. Die kommunalen Gesell-
schafter sind berechtigt, durch lhre Organe Weisungen
bezlglich der Steuerung des Unternehmens zur Errei-
chung strategischer Ziele zu erteilen. Sie sind den kom-
munalen Gesellschaftern gegeniiber auskunftspflichtig —




(11)

(12)

pflichtig — die 88 394 und 395 Aktiengesetzes gelten ent-
sprechend.

(9) Der Aufsichtsrat soll mindestens einmal im Kalendervier-

teljahr tagen.

(10) Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der im Gesell-

schaftsvertrag festgelegten Aufgaben und Befugnisse
eine Geschaftsordnung geben.

Der Aufsichtsrat wéhlt aus seiner Mitte eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen
Stellvertretung. Ist die/der Vorsitzende ein dem Gesell-
schafter Kreis Rendsburg-Eckernférde zuzurechnendes
Mitglied des Aufsichtsrates, ist die/der stellvertretende
Vorsitzende aus dem Kreis der den Ubrigen Gesell-
schaftern zuzurechnenden Aufsichtsratsmitglieder zu
bestellen. Ist die/der Vorsitzende ein den Ubrigen Ge-
sellschaftern zuzurechnendes Aufsichtsratsmitglied, ist
der/die stellvertretende Vorsitzende aus dem Kreis der
dem Gesellschafter Kreis Rendsburg-Eckernforde zuzu-
rechnenden Aufsichtsratsmitglieder zu bestellen. Die
oder der Aufsichtsratsvorsitzende koordiniert die Arbeit
des Aufsichtsrats, leitet dessen Sitzungen und ist erste
Ansprechpartnerin oder erster Ansprechpartner der Ge-
schaftsflihrung.

Der Aufsichtsrat wird durch die Vorsitzende oder durch
den Vorsitzenden schriftlich oder auf elektronischem
Wege einberufen. Die Ladung hat mit einer Frist von
zwei Wochen zu erfolgen. Tagungsort, Tagungszeit und
Tagesordnung sind in der Ladung mitzuteilen sowie der
Ladung die zur Tagesordnung gehdrenden Unterlagen
beizufigen. Ferner kann jedes Aufsichtsratsmitglied
oder die Geschaftsfihrung unter Angabe des Zwecks

die 88 394 und 395 Aktiengesetzes gelten entsprechend.

(9) Der Aufsichtsrat soll mindestens einmal im Kalendervier-
teljahr tagen.

(10) Der Aufsichtsrat kann sich im Rahmen der im Gesell-
schaftsvertrag festgelegten Aufgaben und Befugnisse ei-
ne Geschaftsordnung geben.

Der Aufsichtsrat wahlt aus seiner Mitte eine Vorsitzende
oder einen Vorsitzenden sowie deren oder dessen Stell-
vertretung. Ist die/der Vorsitzende ein dem Gesellschafter
Kreis Rendsburg-Eckernforde zuzurechnendes Mitglied
des Aufsichtsrates, ist die/der stellvertretende Vorsitzen-
de aus dem Kreis der den Ubrigen Gesellschaftern zuzu-
rechnenden Aufsichtsratsmitglieder zu bestellen. Ist
die/der Vorsitzende ein den ubrigen Gesellschaftern zu-
zurechnendes Aufsichtsratsmitglied, ist der/die stellvertre-
tende Vorsitzende aus dem Kreis der dem Gesellschafter
Kreis Rendsburg-Eckernférde zuzurechnenden Aufsichts-
ratsmitglieder zu bestellen. Die oder der Aufsichtsratsvor-
sitzende koordiniert die Arbeit des Aufsichtsrats, leitet
dessen Sitzungen und ist erste Ansprechpartnerin oder
erster Ansprechpartner der Geschaftsfiihrung.

(11)

(12) Der Aufsichtsrat wird durch die Vorsitzende oder durch
den Vorsitzenden schriftlich oder auf elektronischem
Wege einberufen. Die Ladung hat mit einer Frist von
zwei Wochen zu erfolgen. Tagungsort, Tagungszeit und
Tagesordnung sind in der Ladung mitzuteilen sowie der
Ladung die zur Tagesordnung gehérenden Unterlagen
beizufigen. Ferner kann jedes Aufsichtsratsmitglied oder
die Geschéftsfihrung unter Angabe des Zwecks und der




und der Grinde verlangen, dass die oder der Aufsichts-
ratsvorsitzende unverziglich den Aufsichtsrat einberuft.
Die Sitzung muss in diesem Fall binnen zwei Wochen
nach der Einberufung stattfinden. Die Ladung ist den
Gesellschaftern bzw. deren Beteiligungsverwaltungen
zur Kenntnis zu geben.

(13) Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, welche die oder der Vorsitzende
des Aufsichtsrates zu unterzeichnen hat. In der Nieder-
schrift sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teil-
nehmer, die Gegenstande der Tagesordnung, der we-
sentliche Inhalt der Verhandlungen und die Beschliisse
und Empfehlungen des Aufsichtsrats anzugeben. Ein
Verstold gegen vorstehenden Satz 1 oder Satz 2 macht
einen Beschluss nicht unwirksam. Jedem Mitglied des
Aufsichtsrats ist auf Verlangen eine Abschrift der Sit-
zungsniederschrift auszuhandigen.

8§12
Aufgaben des Aufsichtsrats

(1) Der Aufsichtsrat berat die Geschaftsfilhrung und Gesell-
schafterversammlung_bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben.

(2) Der Aufsichtsrat hat die Geschéftsfihrung zu tberwa-
chen. Gegenstand der Uberwachung ist die Ordnungs-
mafigkeit, die ZweckmaRigkeit und die Wirtschaftlichkeit
der Geschéftsfiihrung. Zu diesem Zweck kann er von der
Geschaéftsfuhrung jederzeit Auskunft Uber alle Angele-
genheiten der Gesellschaft verlangen und sich auch
selbst dariber informieren; er kann insbesondere die BU-
cher und Schriften der Gesellschaft sowie deren Vermo-
gensgegenstande einsehen und prifen. Ferner kann der

Griunde verlangen, dass die oder der Aufsichtsratsvorsit-
zende unverziglich den Aufsichtsrat einberuft. Die Sit-
zung muss in diesem Fall binnen zwei Wochen nach der
Einberufung stattfinden. Die Ladung ist den Gesellschaf-
tern bzw. deren Beteiligungsverwaltungen zur Kenntnis
Zu geben.

(13) Uber die Sitzungen des Aufsichtsrates ist eine Nieder-
schrift anzufertigen, welche die oder der Vorsitzende des
Aufsichtsrates zu unterzeichnen hat. In der Niederschrift
sind der Ort und der Tag der Sitzung, die Teilnehmer, die
Gegenstande der Tagesordnung, der wesentliche Inhalt
der Verhandlungen und die Beschlisse und Empfehlun-
gen des Aufsichtsrats anzugeben. Ein Verstol3 gegen
vorstehenden Satz 1 oder Satz 2 macht einen Beschluss
nicht unwirksam. Jedem Mitglied des Aufsichtsrats ist auf
Verlangen eine Abschrift der Sitzungsniederschrift aus-
zuhandigen.

§12
Aufgaben des Aufsichtsrats

(1) Der Aufsichtsrat berat die Geschaftsfiihrung und Gesell-
schafterversammlung_bei der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben.

(2) Der Aufsichtsrat hat die Geschéaftsfiihrung zu tberwachen.
Gegenstand der Uberwachung ist die OrdnungsmaRigkeit,
die ZweckmaRigkeit und die Wirtschaftlichkeit der Ge-
schaftsfihrung. Zu diesem Zweck kann er von der Ge-
schaftsfihrung jederzeit Auskunft tGber alle Angelegenhei-
ten der Gesellschaft verlangen und sich auch selbst dar-
uber informieren; er kann insbesondere die Bicher und
Schriften der Gesellschaft sowie deren Vermdgensgegen-
stande einsehen und prifen. Ferner kann der Aufsichtsrat




®3)

(4)

(®)

(6)

)

Aufsichtsrat jederzeit einen Bericht verlangen tber Ange-
legenheiten der Gesellschaft, Gber ihre rechtlichen und
geschéftlichen Beziehungen zu verbundenen Unterneh-
men sowie Uber geschaftliche Vorgange bei diesen Un-
ternehmen, die auf die Lage der Gesellschaft von erheb-
lichem Einfluss sein kénnen. Auch ein einzelnes Mitglied
kann einen solchen Bericht, jedoch nur an den Aufsichts-
rat, verlangen.

Der Aufsichtsrat erarbeitet das Konzept fur das von der
Gesellschafterversammlung zu beschlieRende Berichts-
wesen sowie eines Uberwachungssystems zur Friiher-
kennung von den Fortbestand der Gesellschaft gefahr-
denden Entwicklungen (Risikomanagement). Er wertet
die von der Geschéftsfihrung vorzulegenden Berichte
aus und leitet diese - erforderlichenfalls mit einer ergan-
zenden Stellungnahme - an die Gesellschafter bzw. de-
ren Beteiligungsverwaltungen weiter.

Der Aufsichtsrat bereitet die Beschliisse der Gesellschaf-
terversammlung vor und gibt entsprechende Beschluss-
empfehlungen ab.

Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass die Geschafts-
fihrung bestimmte Arten von Geschéften nur mit seiner
Zustimmung vornehmen darf. Seiner Zustimmung bedarf
insbesondere die Stimmabgabe in Gesellschafterver-
sammlungen von Beteiligungsgesellschaften ohne eige-
nen Aufsichtsrat.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn er ordnungs-
gemal einberufen worden ist und mindestens drei Viertel
von dessen Mitgliedern anwesend sind.

Der Aufsichtsrat beschlieldt Gber die folgenden Angele-

(3)

(4)

(5)

(6)

(1)

jederzeit einen Bericht verlangen uber Angelegenheiten
der Gesellschaft, tber ihre rechtlichen und geschéftlichen
Beziehungen zu verbundenen Unternehmen sowie uber
geschaftliche Vorgange bei diesen Unternehmen, die auf
die Lage der Gesellschaft von erheblichem Einfluss sein
kénnen. Auch ein einzelnes Mitglied kann einen solchen
Bericht, jedoch nur an den Aufsichtsrat, verlangen.

Der Aufsichtsrat erarbeitet das Konzept fur das von der
Gesellschafterversammlung zu beschlieBende Berichts-
wesen sowie eines Uberwachungssystems zur Friiher-
kennung von den Fortbestand der Gesellschaft gefahr-
denden Entwicklungen (Risikomanagement). Er wertet die
von der Geschéftsfihrung vorzulegenden Berichte aus
und leitet diese - erforderlichenfalls mit einer erganzenden
Stellungnahme - an die Gesellschafter bzw. deren Beteili-
gungsverwaltungen weiter.

Der Aufsichtsrat bereitet die Beschliisse der Gesellschaf-
terversammlung vor und gibt entsprechende Beschluss-
empfehlungen ab.

Der Aufsichtsrat kann bestimmen, dass die Geschaftsfuh-
rung bestimmte Arten von Geschaften nur mit seiner Zu-
stimmung vornehmen darf. Seiner Zustimmung bedarf
insbesondere die Stimmabgabe in Gesellschafterver-
sammlungen von Beteiligungsgesellschaften ohne eige-
nen Aufsichtsrat.

Der Aufsichtsrat ist beschlussfahig, wenn er ordnungsge-
mal einberufen worden ist und mindestens drei Viertel
von dessen Mitgliedern anwesend sind.

Der Aufsichtsrat beschliel3t Gber die folgenden Angele-




genheiten:

a) Geschéaftsordnung/Geschéaftsanweisung fir die Ge-
schaftsfihrung,

b) MaRregeln zur Prifung und Uberwachung der Ge-
schaftsfiihrung,

c) Geschéftsordnung fir den Aufsichtsrat,

d) Strategie zur Unterstlitzung der juristischen Perso-
nen des offentlichen Rechts im Kreis Rendsburg-
Eckernférde zur Berlcksichtigung des Klimaschut-
zes bei der Wahrnehmung eigener und Ubertragener
Aufgaben,

e) Entwicklung von Strategien zur Umsetzung von loka-
len KlimaschutzmaRnahmen im Kreis Rendsburg-
Eckernforde,

(8) Die Geschéftsfuhrung bedarf der vorherigen Zustimmung
des Aufsichtsrates fir folgende Geschafte, soweit sie
nicht im Rahmen des Wirtschaftsplanes beschlossen
worden sind:

a) Aufnahme von Darlehen, sowie Uber die Gewadhrung
von Birgschaften und Garantien durch die Gesell-
schaft soweit sie nicht im Wirtschaftsplan enthalten
sind;

b) den Erwerb, die VerauRerung oder Belastung von
Grundstiicken oder grundstiicksgleichen Rechten
sowie den Abschluss von Immobilienleasingvertra-
gen;

c) Verzicht von Forderungen oder Uber Schenkungen;

genheiten:
a) Geschaftsordnung/Geschaftsanweisung fir die Ge-
schaftsfihrung,

b) MafRregeln zur Priffung und Uberwachung der Ge-
schaftsfihrung,

c) Geschaftsordnung fur den Aufsichtsrat,

d) Strategie zur Unterstlitzung der juristischen Personen
des oOffentlichen Rechts im Kreis Rendsburg-
Eckernférde zur Berlcksichtigung des Klimaschutzes
bei der Wahrnehmung eigener und Ubertragener Auf-
gaben,

e) Entwicklung von Strategien zur Umsetzung von lokalen
KlimaschutzmaRnahmen im  Kreis  Rendsburg-
Eckernforde,

(8) Die Geschéftsfiihrung bedarf der vorherigen Zustimmung
des Aufsichtsrates fir folgende Geschéfte, soweit sie nicht
im Rahmen des Wirtschaftsplanes beschlossen worden
sind:

a) Aufnahme von Darlehen, sowie Uber die Gewahrung
von Burgschaften und Garantien durch die Gesellschaft
soweit sie nicht im Wirtschaftsplan enthalten sind;

b) den Erwerb, die VeraufRerung oder Belastung von
Grundstucken oder grundstiicksgleichen Rechten so-
wie den Abschluss von Immobilienleasingvertragen;

c) Verzicht von Forderungen oder tber Schenkungen,;




d) die Anschaffung, Herstellung und Verauf3erung von
Gegenstanden des beweglichen Anlagevermogens
oder von Betriebsvorrichtungen sowie der Vergabe
von Gutachten, wenn die Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten die vom Aufsichtsrat in der Ge-
schaftsfiihrungsgeschaftsordnung festgelegten
Wertgrenzen Uberschreiten;

e) die Gewéhrung von Sicherheiten aller Art, insbeson-
dere die Ubernahme von Birgschaften sowie die
Gewahrung ahnlicher Versprechen, soweit sie die
von der Gesellschafterversammlung ggf. festgeleg-
ten Wertgrenzen Uberschreiten;

f) die Gewahrung von Spenden, Verzicht auf Anspri-
che sowie unentgeltliche Leistungen aller Art, soweit
nicht von § 2 gedeckt;

g) Einleitung gerichtlicher und schiedsgerichtlicher Ver-
fahren sowie deren Beendigung durch Ricknahme
der Antrage oder Vergleich;

h) Die Einstellung und Entlassung von Personal, bei
denen von der Gesellschafterversammlung festge-
legte Jahresverdienstgrenzen Uberschritten werden
oder in den Fallen, in denen vom Stellenplan abge-
wichen wird;

i) Festsetzungen und Anderungen der Nutzungsent-
gelte fur die Einrichtungen, die die Gesellschaft be-
treibt, sofern die vom Aufsichtsrat in der Geschafts-
fuhrungsgeschéaftsordnung festgelegten Wertgren-
zen Uber- oder unterschritten werden.

d)

9)

h)

die Anschaffung, Herstellung und Verauferung von
Gegenstanden des beweglichen Anlagevermdégens o-
der von Betriebsvorrichtungen sowie der Vergabe von
Gutachten, wenn die Anschaffungs- oder Herstellungs-
kosten die vom Aufsichtsrat in der Geschéftsfuhrungs-
geschéaftsordnung festgelegten Wertgrenzen (ber-
schreiten;

die Gewahrung von Sicherheiten aller Art, insbesonde-
re die Ubernahme von Biirgschaften sowie die Gewéah-
rung ahnlicher Versprechen, soweit sie die von der Ge-
sellschafterversammlung ggf. festgelegten Wertgren-
zen Uberschreiten;

die Gewahrung von Spenden, Verzicht auf Anspriiche
sowie unentgeltliche Leistungen aller Art, soweit nicht
von § 2 gedeckt;

Einleitung gerichtlicher und schiedsgerichtlicher Verfah-
ren sowie deren Beendigung durch Ricknahme der
Antrége oder Vergleich;

Die Einstellung und Entlassung von Personal, bei de-
nen von der Gesellschafterversammlung festgelegte
Jahresverdienstgrenzen Uberschritten werden oder in
den Fallen, in denen vom Stellenplan abgewichen wird;

Festsetzungen und Anderungen der Nutzungsentgelte
fur die Einrichtungen, die die Gesellschaft betreibt, so-
fern die vom Aufsichtsrat in der Geschéftsfiihrungsge-
schaftsordnung festgelegten Wertgrenzen uber- oder
unterschritten werden.




9)

(10)

(1)

(2)

Sowohl die Gesellschafterversammlung als auch der
Aufsichtsrat kdnnen durch Beschlussfassung auch wei-
tere Geschéfte der Geschéftsfihrung von ihrer Zustim-
mung abhangig machen.

Der Aufsichtsrat prift den Jahresabschluss und den
Lagebericht sowie den Vorschlag der Geschéftsflihrung
Uber die Verwendung des Bilanzgewinnes und berichtet
hierliber der Gesellschafterversammiung. In dem Be-
richt hat der Aufsichtsrat auch mitzuteilen, in welcher
Art und in welchem Umfang er die Geschéaftsfuhrung
der Gesellschaft wahrend des Geschéftsjahres gepruft
hat. Der Aufsichtsrat hat ferner zu dem Ergebnis der
Prifung des Jahresabschlusses durch die Abschluss-
priferin oder durch den Abschlussprifer Stellung zu
nehmen. Am Schluss des Berichts hat der Aufsichtsrat
zu erklaren, ob nach dem abschlielBenden Ergebnis
seiner Prufung Einwendungen zu erheben sind und ob
er den von der Geschéftsfiihrung aufgestellten Jahres-
abschluss billigt.

§14
Verschwiegenheitspflicht

Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben vorbehaltlich
Abs. 2 dieser Vorschrift Gber vertrauliche Angaben und
Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs-
und Geschaftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Téatig-
keit im Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Still-
schweigen zu bewahren.

Die Aufsichtsratsmitglieder, die auf Veranlassung einer
Gebietskdrperschaft in den Aufsichtsrat gewéhlt oder
entsandt sind, unterliegen gemaf § 394 AktG hinsicht-
lich der Berichte, die sie der Gebietskorperschaft ge-

(9) Sowohl die Gesellschafterversammlung als auch der
Aufsichtsrat kénnen durch Beschlussfassung auch weite-
re Geschafte der Geschéftsfuhrung von ihrer Zustim-
mung abhangig machen.

(10) Der Aufsichtsrat priuft den Jahresabschluss und den La-
gebericht sowie den Vorschlag der Geschéftsfiihrung
Uber die Verwendung des Bilanzgewinnes und berichtet
hierlber der Gesellschafterversammlung. In dem Bericht
hat der Aufsichtsrat auch mitzuteilen, in welcher Art und
in welchem Umfang er die Geschéftsfilhrung der Gesell-
schaft wahrend des Geschéftsjahres gepruft hat. Der
Aufsichtsrat hat ferner zu dem Ergebnis der Prifung des
Jahresabschlusses durch die Abschlusspriferin oder
durch den Abschlussprifer Stellung zu nehmen. Am
Schluss des Berichts hat der Aufsichtsrat zu erklaren, ob
nach dem abschlieRenden Ergebnis seiner Prifung Ein-
wendungen zu erheben sind und ob er den von der Ge-
schéftsfiihrung aufgestellten Jahresabschluss billigt.

§14
Verschwiegenheitspflicht

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben vorbehaltlich
Abs. 2 dieser Vorschrift Uber vertrauliche Angaben und
Geheimnisse der Gesellschaft, namentlich Betriebs- und
Geschaftsgeheimnisse, die ihnen durch ihre Tatigkeit im
Aufsichtsrat bekannt geworden sind, Stillschweigen zu
bewahren.

(2) Die Aufsichtsratsmitglieder, die auf Veranlassung einer
Gebietskdrperschaft in den Aufsichtsrat gewahlt oder
entsandt sind, unterliegen gemaf 8§ 394 AktG hinsichtlich
der Berichte, die sie der Gebietskérperschaft gemaf




malR § 104 GO SH zu erstatten haben, keiner Ver-
schwiegenheitspflicht. Fir vertrauliche Angaben und
Geheimnisse, insbesondere Betriebs- und Geschéfts-
geheimnisse, gilt dies ebenfalls, sofern der Berichts-
pflicht nicht anders nachgekommen werden kann.

(3) Ein Versto3 gegen die Verschwiegenheits- oder Ge-
heimhaltungspflicht erfillt den Tatbestand des § 85
GmbHG und begrindet die Verpflichtung zum Scha-
denersatz gegentiber der Gesellschaft.

§15
Jahresabschluss und Prifung

(1) Die Geschaftsfihrung hat den Jahresabschluss und
den Lagebericht innerhalb von drei Monaten nach Ab-
lauf des Geschéftsjahres in Anwendung der Vorschrif-
ten des Dritten Buchs des Handelsgesetzbuchs fir
grolRe Kapitalgesellschaften aufzustellen und danach
prifen zu lassen.

(2) Die Prifung des Jahresabschlusses erfolgt nach den
Vorschriften des Kommunalprifungsgesetzes, soweit
nicht eine Prifung durch andere gesetzliche Vorschrif-
ten vorgeschrieben ist.

(3) Die Abschlussprifung hat sich auch auf die in § 53
Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushaltsgrundsétzegesetz genann-
ten Prufungsgegenstande zu erstrecken.

(4) Das Rechnungsprifungsamt des Kreises Rendsburg-
Eckernférde und die fur die Uberdrtliche Prufung zu-
standige Prufungsbehérde haben die in § 54 Haushalts-
grundsatzegesetz bezeichneten Befugnisse.

()

(1)

()

()

(4)

§ 104 GO SH zu erstatten haben, keiner Verschwiegen-
heitspflicht. Flr vertrauliche Angaben und Geheimnisse,
insbesondere Betriebs- und Geschaftsgeheimnisse, gilt
dies ebenfalls, sofern der Berichtspflicht nicht anders
nachgekommen werden kann.

Ein Verstol3 gegen die Verschwiegenheits- oder Ge-
heimhaltungspflicht erfillt den Tatbestand des § 85
GmbHG und begriindet die Verpflichtung zum Schaden-
ersatz gegeniber der Gesellschaft.

§15
Jahresabschluss und Prifung

Die Geschéftsfiihrung hat den Jahresabschluss und den
Lagebericht innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des
Geschéftsjahres in Anwendung der Vorschriften des Drit-
ten Buchs des Handelsgesetzbuchs flir groRe Kapitalge-
sellschaften aufzustellen und danach priifen zu lassen.

Die Prifung des Jahresabschlusses erfolgt nach den
Vorschriften des Kommunalprifungsgesetzes, soweit
nicht eine Prifung durch andere gesetzliche Vorschriften
vorgeschrieben ist.

Die Abschlussprifung hat sich auch auf die in 853
Abs. 1 Nr. 1 und 2 Haushaltsgrundsatzegesetz genann-
ten Prufungsgegenstande zu erstrecken.

Das Rechnungsprifungsamt des Kreises Rendsburg-
Eckernférde und die fur die Gberdrtliche Prifung zustan-
dige Priufungsbehérde haben die in 8 54 Haushalts-
grundsatzegesetz bezeichneten Befugnisse.




(5) Die Gesellschafter haben das Recht, im Rahmen von
eigenstandigen Kassen-, Buch- und Betriebsprufungen
die Rechtmé&Rigkeit, Zweckmé&Rigkeit und Wirtschaft-
lichkeit der Tatigkeit der Gesellschaft zu tberprifen.

(6) Die fur die Tatigkeit im Geschéftsjahr gewahrten Ge-
samtbeziige im Sinne des § 285 Nr. 9 des Handelsge-
setzbuches (HGB) der Mitglieder der Geschéftsfiihrung,
des Aufsichtsrates oder anderer Organe der Gesell-
schaft, mit Ausnahme der Gesellschafterversammiung
sind nach Mal3gabe des § 102 der Gemeindeordnung
zu veroffentlichen, ferner unter Namensnennung die
Bezlige jedes einzelnen Mitglieds dieser Personen-
gruppen unter Aufgliederung nach Komponenten im
Sinne des § 285 Nr. 9 Buchstabe a HGB; die individua-
lisierte Ausweisungspflicht gilt auch fir:

a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern fur den
Fall einer vorzeitigen Beendigung lhrer Tatigkeit zu-
gesagt worden sind, und fir deren Voraussetzung,

b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern fir den
Fall der regularen Beendigung lhrer Tatigkeit zuge-
sagt worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von
der Gesellschaft wahrend des Geschaftsjahres hier-
fur aufgewandten oder zurtickgestellten Betrag unter
Angabe der vertraglich festgelegten Altersgrenze,

c) wahrend des Geschaftsjahres vereinbarte Anderun-
gen dieser Zusagen und

d) Leistungen, die einem friheren Mitglied, das seine
Tatigkeit im Laufe des Geschéftsjahres beendet hat,
in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe
des Geschaftsjahres gewahrt worden sind.

5) Die Gesellschafter haben das Recht, im Rahmen von ei-

(6)

genstandigen Kassen-, Buch- und Betriebsprifungen die
Rechtmaligkeit, Zweckmafigkeit und Wirtschaftlichkeit
der Tatigkeit der Gesellschaft zu tberprifen.

Die fur die Tatigkeit im Geschéftsjahr gewahrten Ge-
samtbeziige im Sinne des § 285 Nr. 9 des Handelsge-
setzbuches (HGB) der Mitglieder der Geschéftsfiihrung,
des Aufsichtsrates oder anderer Organe der Gesell-
schaft, mit Ausnahme der Gesellschafterversammiung
sind nach Maf3gabe des § 102 der Gemeindeordnung zu
vertffentlichen, ferner unter Namensnennung die Bezlge
jedes einzelnen Mitglieds dieser Personengruppen unter
Aufgliederung nach Komponenten im Sinne des § 285
Nr. 9 Buchstabe a HGB; die individualisierte Auswei-
sungspflicht gilt auch fir:

a) Leistungen, die den genannten Mitgliedern fiir den Fall
einer vorzeitigen Beendigung lhrer Tatigkeit zugesagt
worden sind, und fir deren Voraussetzung,

b) Leistungen, die den genannten Mitgliedern fur den Fall
der regularen Beendigung lhrer Tatigkeit zugesagt
worden sind, mit ihrem Barwert sowie den von der
Gesellschaft wahrend des Geschéftsjahres hierflr
aufgewandten oder zuriickgestellten Betrag unter An-
gabe der \vertraglich festgelegten Altersgrenze,

c) wahrend des Geschiftsjahres vereinbarte Anderun-
gen dieser Zusagen und

d) Leistungen, die einem friheren Mitglied, das seine
Tatigkeit im Laufe des Geschéftsjahres beendet hat,
in diesem Zusammenhang zugesagt und im Laufe
des Geschaftsjahres gewahrt worden sind.




§16
Begrindung und Beendigung der Gesellschafterstellung

(1) Der Beitritt als Gesellschafter ist bei Einhaltung der
Bestimmungen gemaf § 4 Abs. 4 und Abs. 5 mdoglich.
Er erfolgt durch die Abgabe einer Erklarung, einen Ka-
pitalanteil gegen Zahlung des Nennwerts zu Uberneh-
men. Der Beitritt kann zweimal jahrlich jeweils zum
01.04. und 01.10. erfolgen.

(2) Jeder Gesellschafter - mit Ausnahme des Kreises
Rendsburg-Eckernférde - erwirbt einen Anteil am
Stammkapital von EUR 1.000. Der Kreis Rendsburg-
Eckernforde halt immer mindestens 25,1% der Anteile
am Stammkapital. Zum Erhalt dieser Quote beschlie-
Ren die Gesellschafter bei Aufnahme eines neuen Ge-
sellschafters erforderlichenfalls eine weitere Erh6hung
des Stammkapitals und die Zulassung der Ubernahme
des Geschaftsanteils an dem erhéhten Kapital durch
den Kreis Rendsburg-Eckernforde. Der Kreis ist ver-
pflichtet, den Geschaftsanteil an dem erhdhten Kapital
zu Ubernehmen

(3) Jeder Gesellschafter ist zur Kiindigung seiner Gesell-
schafterstellung mit einer Frist von 15 Monaten zum
Ende des Kalenderjahres berechtigt. Fur die verblei-
benden Gesellschafter verkirzt sich die Kiindigungsfrist
auf 12 Monate zum Jahresende des gleichen Jahres.
Eine Kiundigung ist frihestens zum Ende des dritten
Jahres nach Grundung mdglich. Im Falle der Kundi-
gung tritt der ausscheidende Gesellschafter seinen Ka-
pitalanteil an die Gesellschaft ab.

(4) Die Abtretung eines Geschaftsanteiles oder von Teilen

§16
Begrindung und Beendigung der Gesellschafterstellung

(1) Der Beitritt als Gesellschafter ist bei Einhaltung der Best-
immungen gemal § 4 Abs. 4 und Abs. 5 moglich. Er er-
folgt durch die Abgabe einer Erklarung, einen Kapitalanteil
gegen Zahlung des Nennwerts zu Ubernehmen. Der Bei-
tritt kann zweimal jahrlich jeweils zum 01.04. und 01.10.
erfolgen.

(2) Jeder Gesellschafter - mit Ausnahme des Kreises Rends-
burg-Eckernférde - erwirbt einen Anteil am Stammkapital
von EUR 1.000. Der Kreis Rendsburg-Eckernférde halt
immer mindestens 25,1% der Anteile am Stammkapital.
Zum Erhalt dieser Quote beschlieRen die Gesellschafter
bei Aufnahme eines neuen Gesellschafters erforderlichen-
falls eine weitere Erhdhung des Stammkapitals und die
Zulassung der Ubernahme des Geschéftsanteils an dem
erhohten Kapital durch den Kreis Rendsburg-
Eckernforde. Der Kreis ist verpflichtet, den Geschaftsanteil
an dem erhdhten Kapital zu Ubernehmen

(3) Jeder Gesellschafter ist zur Kindigung seiner Gesell-
schafterstellung mit einer Frist von 15 Monaten zum Ende
des Kalenderjahres berechtigt. Fir die verbleibenden Ge-
sellschafter verkirzt sich die Kiindigungsfrist auf 12 Mona-
te zum Jahresende des gleichen Jahres. Eine Kiindigung
ist frihestens zum Ende des dritten Jahres nach Grin-
dung mdglich. Im Falle der Kindigung tritt der ausschei-
dende Gesellschafter seinen Kapitalanteil an die Gesell-
schaft ab.

(4) Die Abtretung eines Geschéftsanteiles oder von Teilen




eines Geschaftsanteiles, seine Belastung mit einem
NielRBbrauch sowie jede andere Verflgung Uber einen
Geschaftsanteil ist ausgeschlossen. Ausgenommen
hiervon ist die Abtretung an die Gesellschaft im Rah-
men des Ausscheidens aus dem Gesellschafterkreis
bei Kiindigung oder Einziehung.

(5) Die Teilung und Zusammenlegung von Geschéftsantei-
len ist ausgeschlossen.

§17
Einziehung

(1) Die Gesellschafter konnen die Einziehung von Gesell-
schaftsanteilen, die voll eingezahlt sind, mit Zustim-
mung des betroffenen Gesellschafters beschliel3en.

(2) Die Einziehung ist ohne Zustimmung des betroffenen
Gesellschafters zulassig, wenn:

a) die Zwangsvollstreckung in den Geschéftsanteil
vorgenommen wird und nicht innerhalb von zwei
Monaten aufgehoben wird;

b) der Gesellschafter trotz Abmahnung wiederholt in
grober Weise seine Gesellschafterpflichten verletzt
hat;

c) der Gesellschafter Klage auf Auflosung der Gesell-
schaft erhebt;

d) der Gesellschafter gekiindigt hat.

(3) Die Einziehung erfolgt durch die Geschéftsfuhrung auf-
grund eines Mehrheitsbeschlusses der Gesellschafter.

eines Geschéftsanteiles, seine Belastung mit einem Niel3-
brauch sowie jede andere Verfligung Uber einen Ge-
schaftsanteil ist ausgeschlossen. Ausgenommen hiervon
ist die Abtretung an die Gesellschaft im Rahmen des Aus-
scheidens aus dem Gesellschafterkreis bei Kindigung
oder Einziehung.

(5) Die Teilung und Zusammenlegung von Geschéftsanteilen
ist ausgeschlossen.

§17
Einziehung

(1) Die Gesellschafter konnen die Einziehung von Gesell-
schaftsanteilen, die voll eingezahlt sind, mit Zustimmung
des betroffenen Gesellschafters beschliel3en.

(2) Die Einziehung ist ohne Zustimmung des betroffenen Ge-
sellschafters zuldssig, wenn:

a) die Zwangsvollstreckung in den Geschéftsanteil vorge-
nommen wird und nicht innerhalb von zwei Monaten
aufgehoben wird;

b) der Gesellschafter trotz Abmahnung wiederholt in gro-
ber Weise seine Gesellschafterpflichten verletzt hat;

c) der Gesellschafter Klage auf Auflosung der Gesell-
schaft erhebt;

d) der Gesellschafter gekiindigt hat.

(3) Die Einziehung erfolgt durch die Geschaftsfihrung auf-
grund eines Mehrheitsbeschlusses der Gesellschafter.




Der betroffene Gesellschafter hat kein Stimmrecht. In
der Zeit vom Zugang des Einziehungsbeschlusses bis
zu dessen Wirksamkeit hat der ausscheidende Gesell-
schafter ebenfalls kein Stimmrecht. Seine Stimmen
bleiben bei der Berechnung der erforderlichen Mehrhei-
ten aul3er Betracht.

Die Einziehung erfolgt nach gesetzlichen Regelungen.

(4)
(5) Die Einziehung kann nur innerhalb von drei Monaten
nach dem Zeitpunkt beschlossen werden, in dem die
Gesellschaft und alle Gesellschafter von den Einzie-
hungsvoraussetzungen Kenntnis erlangt haben. Die
Wirkung der Einziehung ist auf den Zeitpunkt zurtickzu-
beziehen, in dem die Einziehungsvoraussetzungen ein-
getreten sind.

§18
Rechte der Beteiligungsverwaltung

Die Beteiligungsverwaltungen der Gesellschafter dirfen sich,
soweit andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, je-
derzeit Uber Angelegenheiten der Gesellschaft informieren,
an deren Sitzungen teilnehmen und Unterlagen einsehen.

§19
Auflésung der Gesellschaft

Fur die Vermogensverteilung im Rahmen der Liquidation gilt
§ 3 Abs. 4.

§20

Der betroffene Gesellschafter hat kein Stimmrecht. In der
Zeit vom Zugang des Einziehungsbeschlusses bis zu des-
sen Wirksamkeit hat der ausscheidende Gesellschafter
ebenfalls kein Stimmrecht. Seine Stimmen bleiben bei der
Berechnung der erforderlichen Mehrheiten aulRer Be-
tracht.

(4) Die Einziehung erfolgt nach gesetzlichen Regelungen.

(5) Die Einziehung kann nur innerhalb von drei Monaten nach
dem Zeitpunkt beschlossen werden, in dem die Gesell-
schaft und alle Gesellschafter von den Einziehungsvo-
raussetzungen Kenntnis erlangt haben. Die Wirkung der
Einziehung ist auf den Zeitpunkt zuriickzubeziehen, in
dem die Einziehungsvoraussetzungen eingetreten sind.

§18
Rechte der Beteiligungsverwaltung

Die Beteiligungsverwaltungen der Gesellschafter durfen sich,
soweit andere Rechtsvorschriften nicht entgegenstehen, je-
derzeit Uber Angelegenheiten der Gesellschaft informieren, an
deren Sitzungen teilnehmen und Unterlagen einsehen.

§19
Auflésung der Gesellschaft

Fur die Vermogensverteilung im Rahmen der Liquidation gilt §
3 Abs. 4.

§20




Grindungsaufwand

Die Gesellschaft tragt den mit ihrer Grindung verbundenen
Aufwand.

8§21
Gerichtsstand

Der Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft in Rendsburg.

8§22
Salvatorische Klausel

Falls einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages
unwirksam sein sollten oder dieser Vertrag Licken enthalt,
wird dadurch die Wirksamkeit der Ubrigen Bestimmungen
nicht berdhrt. Im Falle von Licken und unwirksamen Bestim-
mungen tritt die gesetzliche Regelung in Kraft. Liegt eine sol-
che nicht vor, werden die Gesellschafter eine Bestimmung
vereinbaren, die den gesetzlichen Anforderungen genugt.

Grindungsaufwand

Die Gesellschaft tragt den mit ihrer Grindung verbundenen
Aufwand.

8§21
Gerichtsstand

Der Gerichtsstand ist der Sitz der Gesellschaft in Rendsburg.

8§22
Salvatorische Klausel

Falls einzelne Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages
unwirksam sein sollten oder dieser Vertrag Lucken enthalt,
wird dadurch die Wirksamkeit der Ubrigen Bestimmungen nicht
berthrt. Im Falle von Lucken und unwirksamen Bestimmungen
tritt die gesetzliche Regelung in Kraft. Liegt eine solche nicht
vor, werden die Gesellschafter eine Bestimmung vereinbaren,
die den gesetzlichen Anforderungen gentigt.
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: V0O/2020/386
- Offentlich - Datum: 19.05.2020
Fachdienst Allgemeine Ansprechpartner/in:  Dr. Kruse, Martin

Ordnungsverwaltung und Verkehr
Bearbeiter/in: Steinicke, Michael

StraBenverkehrssicherheit - Test eines Blitzeranhangers

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

29.06.2020 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
A

2. Sachverhalt:

In einer Sitzung des Hauptausschusses am Do, den 28.11.2019, wurde mitgeteilt,
dass im Rahmen der Steigerung der Verkehrssicherheit und des Ausbaus der
Verkehrsiberwachung der Einsatz einer semistationaren Anlage ("Blitzeranhanger")
fur einen Zeitraum von drei Monaten erprobt werde sollte.

Es gibt zwei Hersteller, welche eine derartige Anlage anbieten.

Im Zeitraum zwischen dem 01.12.2019 und 29.02.2020 wurde ein Anhanger zur
Verkehrsuberwachung des einen Herstellers zu Testzwecken geliehen.

Ein Blitzeranhanger bietet eine gute Mdglichkeit erhéhte Geschwindigkeiten
nachhaltig zu reduzieren.

Die getestete Anlage konnte jedoch hinsichtlich Zuverlassigkeit und Handhabung
nicht uneingeschrankt uberzeugen. Naheres hierzu ist im Anhang dargelegt.

Der Kaufpreis lage bei ca. 240.000,00 €. Hinzu kdmen ein weiterer Schulungsbedarf
und eine entsprechende Software.

Seite: 1/2
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Vor eine Kaufentscheidung oder eine Entscheidung zur dauerhaften Anmietung
eines Blitzeranhangers wird seitens der Verwaltung das Produkt des anderen
Anbieters in ahnlichem Rahmen getestet.

Der Hauptausschuss wird Uber den Fortgang in dieser Sache weitergehend
informiert.

Relevanz fiir den Klimaschutz:
A

Finanzielle Auswirkungen:
Die Kosten fur die Anmietung des Anhangers des anderen Anbieters fur drei Monate
belaufen sich auf ca. 30.000,00 €. Die Mittel stehen im Haushalt bereit.

Anlage/n:
Abschlussbericht GUber den Test eines mobilen Blitzanhangers fir drei Monate in der
Zeit vom 01.12.2019 bis 29.02.2019

Seite: 2/2
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: V0O/2020/413
- Offentlich - Datum: 08.06.2020
Fachbereich Umwelt, Kommunal- und |Ansprechpartner/in: Dr. Kruse, Martin

Ordnungswesen
Bearbeiter/in: Eggers, Miriam

Gesamtabschluss des Kreises Rendsburg-Eckernforde: Probege-
samtabschluss

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

29.06.2020 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:

Der Kreis Rendsburg — Eckernférde ist gesetzlich dazu verpflichtet, einen konsoli-
dierten Gesamtabschluss zu erstellen. Die Regelungen zum konsolidierten Ge-
samtabschluss sind im § 950 GO SH, § 53 GemHVO-Doppik SH sowie den §§ 290 —
309 und §§ 311ff HGB enthalten. Vorrangig fur die Durchfuhrung der Konsolidierung
sind dabei die Regelungen der GemHVO-Doppik SH. Der Gesamtabschluss soll, un-
ter Beachtung der Grundsatze ordnungsgemafer Buchflihrung, ein den tatsachlichen
Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der
Kommune und der verselbststandigten Aufgabenbereiche (in o&ffentlich-rechtlicher
oder privatrechtlicher Form) vermitteln. Das bedeutet, dass der Abschluss der Kom-
mune so aufzustellen ist, als ob alle in den Gesamtabschluss einzubeziehenden Ein-
heiten und Aufgabentrager eine einzige, rechtlich abgegrenzte wirtschaftliche Einheit
waren. Zu den Bestandteilen des Gesamtabschlusses zahlen die Gesamtergebnis-
rechnung, die Gesamtbilanz, der Gesamtanhang und der Gesamtlagebericht.

Der Gesamtabschluss ist innerhalb von neun Monaten nach Abschluss des Haus-
haltsjahres aufzustellen. Der erste Gesamtabschluss des Kreises Rendsburg -
Eckernférde betrifft das Haushaltsjahr 2019 und muss bis zum 30.09.2020 erstellt
werden. Fur das Haushaltsjahr 2018 wurde bereits ein interner Probegesamtab-
schluss erstellt, der in erster Linie die Ablaufe und Funktionalitaten sowie das Zu-
sammenwirken der Beteiligten praxisnah Uberprufen soll. Das Rechnungsprifungs-
amt hat den Probegesamtabschluss bereits auf Schllssigkeit gepruft und einige Un-
stimmigkeiten entdeckt. Diese betreffen vor allem Differenzen sowie einige Formulie-
rungen, die bereits korrigiert werden konnten. Zudem wurden der Projektgruppe
Hinweise und Tipps fur die Erstellung des ersten Gesamtabschlusses gegeben. In
erster Linie dient die Rickmeldung des Rechnungsprifungsamts aber der Optimie-

Seite: 1/2
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rung des ersten Gesamtabschlusses fur das Jahr 2019, da der Probegesamtab-
schluss eher als ein internes Ubungswerk zu sehen ist. Der aktuelle Stand des Pro-
begesamtabschlusses 2018 ist als Beispiel fur den ersten Gesamtabschluss 2019
beigeflgt.

Fur den Gesamtabschluss 2019 ist vorgesehen, diesen bis zum 30.09.2020 erstellt
und dem Rechnungsprufungsamt vorgelegt zu haben. Das Rechnungsprufungsamt
hat allerdings bereits darauf hingewiesen, dass aufgrund der aktuellen Lage die PrU-
fung des Gesamtabschlusses 2019 nach Vorlage nur eingeschrankt erfolgen konnte.
Dadurch kénnte sich die Kenntnisnahme in den politischen Gremien verzégern.

Relevanz fiir den Klimaschutz:
entfallt

Finanzielle Auswirkungen:
entfallt

Anlage/n:
Probegesamtabschluss

Seite: 2/2
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Kreis
* Rendsburg-Eckernforde

Gesamtabschluss

des Kreises Rendsburg-Eckernférde
zum 31.12.2018
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Gesamtbilanz zum 31.12.2018

TOP 11

Passiva in €
1 Eigenkapital
1.1 | Allgemeine Ricklage 45.739.212,38

1.2 | Sonderrucklage 0,00
1.3 Ergebnisricklage 6.188.247,13
1.4 |vorgetragener Jahresfehlbetrag 0,00
1.5 Jahresiberschuss/ Jahresfehlbetrag 5.233.679,43
1.6 | Ausgleichsposten fur Anteile anderer Gesellschafter 7.493.845,02
1.7 Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung 4.810.527,75
Summe Eigenkapital 69.465.511,71
2 Sonderposten
2.1 fur aufzulésende Zuschiisse 16.451.692,03
2.2 | fir aufzulbsende Zuweisungen 69.819.057,19
2.4 fur Gebuhrenausgleich 3.438.451,28
2.7 |flr sonstige Sonderposten 629.497,37
Summe Sonderposten 90.338.697,87
3 Rickstellungen
3.1 Pensionsrickstellungen 59.580.901,35
3.3 Altersteilzeitrickstellungen 0,00
3.5 | Altlastenriickstellung 19.314.438,93
3.6 Steuerriickstellungen 814.910,96
3.7 | Verfahrensrickstellung 356.657,05
3.8 Finanzausgleichsrickstellung 0,00
3.9 Instandhaltungsrtickstellung 0,00
3.11 | Sonstige andere Rickstellungen 11.556.239,08
Summe Rickstellungen 91.623.147,37
4 Verbindlichkeiten
4.2 | Verbindlichkeiten aus Krediten fir Investitionen
4.2.1 |von verbundenen Unternehmen, Beteiligungen, Sondervermogen 1.128.262,24
4.2.2 |vom o6ffentlichen Bereich 0,00
4.2.3 |vom privaten Kreditmarkt 33.506.543,05
4.3 Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten 82,01
4.4 | Verbindlichkeiten aus Vorgéngen, die Kreditaufnahmen wirtschaftlich gleichkommen 35.028.361,61
4.5 | Verbindlichkeiten aus Lieferungen u. Leistungen 11.243.491,75
4.6 | Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 8.878.001,86
4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 29.198.986,01
Summe Verbindlichkeiten 118.983.646,52
5 Passive Rechnungsabgrenzung 451.101,85

Gesamtbilanzsumme

370.862.105,32

Aktiva in €
1 Anlagevermégen
1.1 Immaterielle Vermdgensgegenstande 15.426.126,43
1.2 Sachanlagen
1.2.1 Unbebaute Grundsticke und grundstiicksgleiche Rechte
1.2.1.1 |Grinflachen 107.822,84
1.2.1.2 | Ackerland 87.729,84
1.2.1.3 |Wald, Forsten 15.310,08
1.2.1.4 |Sonstige unbebaute Grundstiicke 183.230,50
1.2.2 Bebaute Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte
1.2.2.1 |Kinder- und Jugendeinrichtungen 453.880,36
1.2.2.2 |Schulen 17.166.508,39
1.2.2.3 | Wohnbauten 0,00
1.2.2.4 | Sonstige Dienst-, Geschéfts- und Betriebsgebaude 66.625.430,91
1.2.3 Infrastrukturvermogen
1.2.3.1 | Grund und Boden des Infrastrukturvermogens 4.131.458,12
1.2.3.2 |Brucken und Tunnel 2.386.279,00
1.2.3.3 | Gleisanlagen mit Streckenausristung und Sicherheitsanlagen 15.508,11
1.2.3.5 |Strallennetz mit Wegen, Platzen und Verkehrslenkungsanlagen 27.705.630,00
1.2.3.6 |Sonstige Bauten des Infrastrukturvermégens 727.049,05
1.2.5 Kunstgegenstande, Kulturdenkmaler 3,00
1.2.6 Maschinen und technische Anlagen, Fahrzeuge 17.301.986,58
1.2.7 Betriebs- und Geschéftsausstattung 14.467.182,34
1.2.8 Geleistete Anzahlungen, Anlagen im Bau 5.471.474,63
1.3 Finanzanlagen
1.3.1 Anteile an verbundenen Unternehmen 265.292,49
1.3.2 Beteiligungen 15.320.728,52
1.34 Ausleihungen
1.3.4.1 |an verbundene Unternehmen, Beteiligungen, Sondervermégen 0,00
1.3.4.2 |Sonstige Ausleihungen 2.470.518,55
1.3.5 Wertpapiere des Anlageverméogens 14.949.930,46
Summe Anlagevermdégen 205.279.080,20
2 Umlaufvermégen
2.1 Vorrate
2.1.1 Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe, Waren 7.915.668,72
212 Geleistete Anzahlungen und sonstige Vorrate 8.377,66
2.2 Forderungen und sonstige Vermogensgegenstande
221 Offentlich-rechtliche Forderungen aus Dienstleistungen 1.442.145,68
2.2.2 Sonstige Offentlich-rechtliche Forderungen 30.689.447,75
2.2.3 Privatrechtliche Forderungen aus Dienstleistungen 26.967.653,27
224 Sonstige privatrechtliche Forderungen 2.588.409,39
2.2.5 Sonstige Vermodgensgegenstande 3.196.903,94
2.4 Liquide Mittel 41.334.627,19
Summe Umlaufvermodgen 114.143.233,60
3 | Aktive Rechnungsabgrenzung | 51.439.791,52

| Gesamtbilanzsumme

| 370.862.105,32
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Anhang zum Gesamtabschluss

1. Allgemeine Angaben zum Gesamtabschluss

Der Kreis Rendsburg-Eckernforde ist gem. § 950 Gemeindeordnung SH (GO) ver-
pflichtet, ab dem Jahr 2019 einen Gesamtabschluss vorzulegen. Der Gesamtab-
schluss 2018 dient zunéchst nur als Probegesamtabschluss und soll zugleich als Er-
offnungsbilanz fur den ersten regularen Gesamtabschluss verwendet werden. Grund-
lage fir den Gesamtabschluss bilden die Jahresabschlisse des Kreises und der
Aufgabentrager. Im Gesamtabschluss wird der Kreis Rendsburg-Eckernforde mit sei-
nen Aufgabentragern als wirtschaftliche Einheit betrachtet, sodass ein den tatsachli-
chen Verhéltnissen entsprechendes Bild der gesamten Vermégens-, Ertrags- und
Finanzlage vermittelt wird.

Gemall § 53 Abs. 1 GemHVO-Doppik besteht der Gesamtabschluss aus der Ge-
samtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz, dem Gesamtanhang und dem Gesamtla-
gebericht. Eine Gesamtfinanzrechnung ist nach schleswig-holsteinischem Recht
nicht vorgesehen.

Der Gesamtabschluss und der Gesamtlagebericht sind gem. § 95 o0 Abs. 7 i.V.m. §
95 n GO vom Rechnungsprifungsamt zu prifen und anschlieBend zur Beschlussfas-
sung vorzulegen. Ein Beschluss uber die Verwendung des Jahresergebnisses erfolgt
dabei nicht. Das Vorliegen des Gesamtabschlusses, des Gesamtlageberichts und
des Schlussberichts des Rechnungsprifungsamtes ist anschliel3end bekannt zu ma-
chen.
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2. Konsolidierungskreis

In 8 53 Abs. 2 GemHVO-Doppik SH wird fur den Gesamtabschluss auf handelsrecht-
liche Regelungen verwiesen. Der Konsolidierungskreis umfasst diejenigen wirtschaft-
lich und organisatorisch selbststandigen Betriebe einer Kommune, die im Wege der
Vollkonsolidierung bzw. Equity-Methode in den Gesamtabschluss einbezogen wer-
den mussen. Zweck der Abgrenzung des Konsolidierungskreises ist die Festlegung
der vollzukonsolidierenden, assoziierten und sonstigen Unternehmen die zusammen
mit der Kernverwaltung selbst den "Konzern Kommune" nach § 950 Abs. 1 GO SH
bilden und deren Beziehungen untereinander eliminiert werden muissen. Nach 8§ 950
Abs. 1 Satz 5 GO SH sind die Sparkassen nicht in den kommunalen Gesamtab-
schluss einzubeziehen.

Zur Bestimmung des ortlichen Konsolidierungskreises fur Zwecke des kommunalen
Gesamtabschlusses ist zunachst die Beteiligungsstruktur der Kommune zu analy-
sieren. Die Festlegung, welche kommunalen Betriebe in den Konsolidierungskreis
einzubeziehen sind, ist fur die Aufstellung des Gesamtabschlusses von besonderer
Bedeutung. Entscheidend fir die Berticksichtigung eines Aufgabentragers muss sei-
ne Einbeziehung in die wirtschaftliche Tatigkeit des gesamten “Konzerns Kommune*
sein. Ein Aufgabentrager wird vollkonsolidiert, wenn die Eigenschaften nach 8 950
Abs. 1 GO SH i.V.m. 88 300 - 309 HGB vorliegen. Grundsatzlich gilt, dass alle Un-
ternehmen und Betriebe, bei denen der Kreis Rendsburg — Eckernférde mit mehr als
50% beteiligt ist voll zu konsolidieren sind. Neben den voll zu konsolidierenden Auf-
gabentragern des Kreises sind die assoziierten Unternehmen (Anteil des Kreises am
Stammkapital von 20-50% mit unmittelbar oder mittelbar maf3geblichem Einfluss auf
die Unternehmen) nach 8 950 Abs. 3 GO SH im Gesamtabschluss zu bertcksichti-
gen. Die Berucksichtigung erfolgt durch die Eigenkapitalmethode (auch At-Equity-
Methode genannt). Diese wird nach den 88 311 und 312 HGB vorgenommen. Die
Anteile an sonstigen Unternehmen und Betrieben mit einer Beteiligung von unter
20 % sind mit den fortgefuhrten Anschaffungskosten (at cost) in der Bilanz auszu-
weisen. Aufgabentrager, die fur die Vermittlung eines den tatsachlichen Verhaltnis-
sen entsprechenden Bildes der Vermdgens-, Finanz-, und Ertragsgesamtlage von
untergeordneter Bedeutung, also unwesentlich sind (8 950 Abs. 2 GO), werden
ebenfalls mit den fortgefihrten Anschaffungskosten (at cost) in der Bilanz ausgewie-
sen. Von einer untergeordneten Bedeutung kann ausgegangen werden, wenn die
Positionen Bilanzsumme, Anlagevermdgen, Umlaufvermdgen, Eigenkapital, Rlck-
stellungen/ Verbindlichkeiten, ordentliche Ertrdge, ordentliche Aufwendungen und
das Jahresergebnis im Einzelabschluss jeweils unter 3 % der vergleichbaren Positio-
nen der summierten Einzelabschliisse aller Unternehmen liegen. Werden mehrere
Unternehmen aus Wesentlichkeitsaspekten nicht konsolidiert, ist darauf zu achten,
dass diese in Summe ebenfalls von untergeordneter Bedeutung sind. Die Wesent-
lichkeitsgrenze i. H. v. 3% bzw. 5% ist eine vom Kreis gewéhlte Grenze, die gesetz-
lich bislang noch nicht vorgegeben ist. In einem Entwurf eines Leitfadens des Landes
Schleswig-Holstein ist bislang eine Wesentlichkeitsgrenze von 10 % vorgesehen.



Ubersicht Konsolidierungskreis

Nr. | Name der Beteiligung Kr':instierlml % uNbre_r Konsolidierungsmethode
1 | Kreis Rendsburg-Eckernférde - - -

2 | Imland gGmbH 100 1 Vollkonsolidierung
3 | Personalservicegesellschaft mbH* (PSG mbH) 100 2

4 | Ausbildungszentrum Mittelholstein gGmbH (AZM gGmbH) 100 2 unwesentlich®

5 | Imland Medizinisches Versorgungszentrum GmbH(imland MVZ GmbH) 100 2

6 | Wirtschaftsforderungsgesellschaft Infrastruktur GmbH (WFG Infrastruktur GmbH) 96,16 1 Vollkonsolidierung
" Wirtschaftsforderungsgesellschaft des Kreises Rendsburg-Eckernférde mbH & Co. 96.16 6 so.

KG (WFG mbH & Co. KG) ’

8 | WFG Verwaltungsgesellschaft mbH 96,16 6 S.0.

9 | Rendsburg Port Authority GmbH (RPA GmbH) 32,05 6 S.0.

10 | Kiel Region GmbH 35,19 6 S.0.

11 | Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernférde GmbH (AWR GmbH) 49,04 7,6 S.0.

12 | AWR BioEnergie GmbH (ABE GmbH) 24,03 12;7:6 S.0.

13 | Nordkolleg Rendsburg GmbH 40,40 1 At-Equity

14 | Rettungsdienst-Kooperation in Schleswig-Holstein gGmbH 20 1 At-Equity

15 | Schleswig-Holsteinisches Landestheater und Sinfonieorchester GmbH 9,9 1 At-Cost

16 | Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH 3,33 1 At-Cost

17 | Gesellschatft fur die Organisation der Entsorgung von Sonderabféllen mbH 1,68 1 At-Cost

18 | Familienhorizonte gGmbH * 21 1 At-Cost

Die Berufshildungszentren Rendsburg - Eckernférde und Nord-Ostsee-Kanal werden nicht weiter bertcksichtigt, da diese sowohl als unwesent-
lich eingestuft werden, als auch durch Budgets im Haushalt des Kreises finanziert werden. Sie sind demnach bereits im Part des Kreises enthal-
ten.

! nicht in den Konzernabschluss aufgenommen, da sie fur die Vermittlung eines den tatséchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bildes von untergeordneter Bedeutung sind,
i.S.d. 8 95 0 Abs. 2 GO-SH.
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3. Konsolidierung des Gesamtabschlusses

Zunachst werden die Konten der Unternehmen auf die Konten des Kreises Uibergeleitet.
Die Gliederung des Gesamtabschlusses entspricht dabei den Vorgaben der GemHVO-
Doppik.

3.1.Kapitalkonsolidierung

Die Kapitalkonsolidierung erfolgt gem. 8 53 Abs. 2 GemHVO-Doppik i. V. m. § 301 HGB.
Dabei werden die Beteiligungswerte des Kreises mit dem Eigenkapital der imland-
Gruppe und der WFG-Gruppe verrechnet. Fiur die imland gGmbH besteht ein aktiver Un-
terschiedsbetrag i. H. v. 12,7 Mio. Fur die WFG Infrastruktur GmbH ergibt sich ein passi-
ver Unterschiedsbetrag i. H. v. 4,8 Mio. €. Der Passive Unterschiedsbetrag wird als ge-
sonderter Posten ,, Unterschiedsbetrag aus der Kapitalkonsolidierung® auf der Passivsei-
te der Bilanz nach dem Eigenkapital ausgewiesen. Die Unterschiedsbetrage ergeben
sich daraus, dass beim Kreis die Veranderungen des Eigenkapitals bei den Gesellschaf-
ten im Gegenteil zu Kapitalerhéhungen nicht berlcksichtigt wurden.

3.2.Schuldenkonsolidierung

Aufgrund der Einheitstheorie sind im Gesamtabschluss nur Forderungen und Verbind-
lichkeiten ggu. Dritten auszuweisen und samtliche konzerninternen Sachverhalte heraus
zu konsolidieren. Es wurden Betrage i. H. v. 8,5 Mio. € eliminiert.

3.3. At-Equity-Bilanzierung

Die Beteiligungen assoziierter Unternehmen wurden in dem Gesamtabschluss zum
31.12.2018 mit dem Buchwert unter dem gesonderten Posten ,Anteile an assoziierten
Unternehmen® angesetzt. In den Folgejahren wird der Wertansatz, ausgehend von den
Anschaffungskosten, entsprechend der Entwicklung des anteiligen Eigenkapitals der as-
soziierten Unternehmen fortgeschrieben. Zum 31.12.2018 ergibt sich ein Wert i H. v.
189.300 €.

3.4. At-Cost-Bewertung

Sonstige Unternehmen und Betriebe, an denen der Kreis mit weniger als 20 % beteiligt
ist oder die von untergeordneter Bedeutung sind, werden zu den fortgefiihrten Anschaf-
fungskosten unter dem Bilanzposten Finanzanlagen als ,Anteile an sonstigen verbunde-
nen Unternehmen® ausgewiesen.

4. Angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
AKTIVA

Das Anlagevermégen ist dem Gesamtanlagespiegel zu entnehmen. Die immateriellen
Vermogensgegenstande und Sachanlagen werden zu Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten angesetzt und planmafig abgeschrieben. Die Nutzungsdauern entsprechen
den vorgegebenen Abschreibungstabellen bzw. den betriebsiblichen Nutzungsdauern.
Die Bewertung der Finanzanlagen erfolgt zu Anschaffungskosten. Die Anteile und Aus-
leihungen an verbundene, sonstige und assoziierte Unternehmen werden dort ausgewie-
sen. Die Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe sowie die fertigen Erzeugnisse und Waren
wurden zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten unter Beachtung des strengen Nie-
derstwertprinzips bewertet. Die Vorrate der Rendsburg Port Authority GmbH betreffen
das aus dem Anlagevermégen umgegliederte Gewerbegebiet sudlich der B 202. Das
Gewerbegebiet umfasst das Grundvermogen sowie die noch im Bau befindlichen Er-
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schlieBungsanlagen (drei Stral3en nebst Entwasserungs-, Beleuchtungs- und Griinanla-
gen). Die Bewertung ist zu Herstellungskosten erfolgt. Die unbebauten Grundstiicke der
WFG sind zum Teil auf den niedrigeren Marktpreis abgewertet worden. Ferner wurden
bei der Bewertung der unbebauten Grundstiicke offentliche Zuschiisse abgesetzt. Bau-
zeitzinsen wurden nicht aktiviert. Bei den unbebauten Grundstliicken handelt es sich um
erschlossene (11.654 gm) bzw. noch zu erschlieRende Gewerbeflachen (36.045 gm). Die
unbebauten Grundstucke sind zur Weiterverau3erung bestimmt und werden deshalb im
Umlaufvermégen ausgewiesen. Die Forderungen (Forderungsspiegel) und sonstigen
Vermogensgegenstande werden zu Nennwerten angesetzt, erkennbare Einzelrisiken
werden in angemessener Hohe durch Wertberichtigungen berucksichtigt. Den allgemei-
nen Ausfall- und Kreditrisiken wird zudem durch eine Pauschalwertberichtigung Rech-
nung getragen. Es handelt sich ausschlief3lich um Forderungen mit einer Restlaufzeit bis
zu einem Jahr.

PASSIVA

Beim Eigenkapital werden die Werte der allgemeinen Ricklage, der Sonder- und der
Ergebnisricklage dargestellt. Zusatzlich wird im Rahmen der Kapitalkonsolidierung der
ermittelte passive Unterschiedsbetrag ausgewiesen. Sonderposten wurden zum Nenn-
wert passiviert. Die Rickstellungen bertcksichtigen samtliche erkennbare Risiken und
ungewisse Verbindlichkeiten. Sie wurden in Hohe des nach vernunftiger kaufménnischer
Beurteilung notwendigen Erflllungsbetrages bemessen und im handelsrechtlich erforder-
lichen Umfang gebildet. Dabei wurden Rickstellungen mit einer Restlaufzeit von mehr
als einem Jahr abgezinst. Im Ubrigen sind Steuer- und sonstige Riickstellungen in Hohe
des Erfullungsbetrages angesetzt, der nach verntinftiger kaufmannischer Beurteilung er-
forderlich ist. Es handelt sich im Wesentlichen um Ruckstellungen fir die Bearbeitung
und Entsorgung von Bioabfallen, fur ausstehende Leistungsabrechnungen sowie fir Per-
sonalaufwendungen und Prifungs- und Steuerberatungskosten. Die sonstigen Ruck-
stellungen betreffen im Wesentlichen Personalriickstellungen, MDK — Ruckstellungen,
Ruckstellungen fur Deponienachsorge, Rickstellungen fur risikobehaftete Einnahmen
und Ruckstellungen fiir Rechts- und Beratungskosten. Die Verbindlichkeiten werden mit
ihrem Erfullungsbetrag bilanziert.

(Verbindlichkeitenspiegel).

5. Besondere Vorgange nach Schluss des Geschaftsjahres
Vorgange von besonderer Bedeutung haben sich nach Schluss des Haushaltsjahres
nicht ergeben.

Rendsburg, den 31.12.2018

Kreis Rendsburg-Eckernférde
Landrat
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7
Anlagen
1. Anlagenspiegel
Anschaffungs- und Herstellungskosten in € Kumulierte Abschreibung in € Buchwert
01.01 Zugé Abg3 Umbuch 31.12 01.01 Zugé Abg3 Umbuch- 31.12 8112 3112
.01. ugange génge mbuchungen 2. .01. ugénge génge 12 -
ungen Ifd. Jahr Vorjahr
1 | Geschafts- oder Firmenwert 12.686.860,34 682.462,68 0,00 0,00| 13.369.323,02 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00| 13.369.323,02| 12.686.860,34
immaterielle | 2 | S0nSuge immaterielle 8.143.714,17| 1.058.292,06|  319.076,42 0,00 8.882.929,81|  6.531.908,74 613.294,08|  319.076,42 000 6.826.126,40|  2.056.80341 1.611.805,43
N e Vermogensgegenstande
: ermogens- Anzahlungen auf immaterielle
gegenstande | 3 | vermogensgegenstinde 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Summe der Immateriellen
Vet e s 20.830.574,51| 1.740.754,74|  319.076,42 0,00| 22.252.252.83 6.531.908,74 613.294,08|  319.076,42 0,00 6.826.126,40 | 15.426.126,43|  14.298.665,77
1 | Unbebaute Grundsticke und 421.657,73 0,00 0,00 0,00 421.657,73 27.564,47 0,00 0,00 0,00 27.564,47 394.093,26 394.093,26
grundstickgleiche Rechte
o | Bebaute Grundstilcke und 171.751.855,03 424.730,68|  133.337,76 1.314.816,16 | 173.358.064,11| 85.136.699,17 | 4.038.643,95 63.098,67 0,00| 89.112.244,45| 84.245819,66| 86.615.155,86
grundstiicksgleiche Rechte
3 | Infrastrukturvermégen 99.630.712,54 0,00 22,55 0,00| 99.630.689,99| 61.952.513,43| 2.712.252,28 0,00 0,00| 64.664.76571| 34.965.924,28| 37.678.199,11
4 | Bauten auf (konzem-) 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
fremden Grund und Boden
Il. | Sachanlagen |5 ﬁ‘;?::gege”“a“de* Kulturdenk- 3,00 0,00 0,00 0,00 3,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3,00 3,00
6 nggﬂeg;h”getﬁgzn'“he 41.543.994,80 962.503,69|  133.569,79 340.885,78| 42.713.814,48| 23.270.003,00| 2.146.978,24 5.153,34 0,00| 25.411.827,90| 17.301.986,58|  18.273.991,80
7 Eﬁtge“' und Geschaftsausstat- 77.621.139,92| 3.849.175,07 | 1.855.713,39 127.017,84| 79.741.619,44| 62.372.971,21| 4.599.815,38| 1.698.349,49 0,00| 65.274.437,10| 14.467.182,34| 15.248.168,71
8 ﬁr?l's;;ﬁtﬁnAS;ﬁh'“”Qe“’ 4.444.85312 | 2.810.882,08 1541,40| -1.782.719,17 5.471.474,63 0,00 0,00 0,00 0,00 000| 547147463 4.444.853,12
Summe Sachanlagen 395.414.216,14 | 8.047.291,52| 2.124.184,89 0,61| 401.337.323,38| 232.759.751,28| 13.497.689,85| 1.766.601,50 0,00| 244.490.839,63| 156.846.483,75| 162.654.464,86
1 | Anteile an verbundenen Abs 32.083.812,89| 5.000.000,00 0,00| -37.007.812,89 76.000,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 76.000,00|  32.083.812,89
2 Gﬂi‘:‘:ﬁeﬂ:nfnsoz“e”e” 2.169.698,14 0,00 0,00 0,00 2.169.698,14 1.980.405,65 0,00 0,00 0,00 1.980.405,65 189.292,49 189.292,49
3 | Beteiligungen 1.278.558,37 | 14.042.170,15 0,00 0,00| 15.320.728,52 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00| 15.320.728,52 1.278.558,37
1. ;T;;ezn 4 | Sondervermégen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
5 | Wertpapiere des 12.026.593,82 | 6.500.000,00 | 3.576.663,36 0,00| 14.949.930,46 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00| 14.949.930,46| 12.026.593,82
Anlagevermégens
6 | Ausleihungen 5.715.073,84| 5.000.272,16 | 8.244.827,45 2.470.518,55 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2.470.518,55 5.715.073,84
Summe der Finanzanlagen 53.273.737,06 | 30.542.442,31 | 11.821.490,81 | -37.007.812,89| 34.986.875,67 1.980.405,65 0,00 0,00 0,00 1.980.405,65| 33.006.470,02|  51.293.331,41
Bestand in € Auflosung/ Wertberichtigung in € Buchwert
Umbuch- 31.12. 31.12.
01.01. Zugéange Abgéange Umbuchungen 31.12. 01.01. Zugange Abgange 31.12. -
ungen Ifd. Jahr Vorjahr
1 33\:‘\/2%"[?%2?] aus 17.998.755,46 |  1.896.657,20 0,00 0,00| 19.895.412,66 41.048,26 26.107,47 | 3.376.564,90 0,00 3.443.720,63| 16.451.692,03|  17.957.707,20
2 | Sonderposten aus Beitragen 70.893.933,72| 4.370.831,14 0,00 0,00| 75.264.764,86 0,00| 5.445.707,67 0,00 0,00 5.445.707,67 | 69.819.057,19|  70.893.933,72
Sonderposten | g | Sonderposten fuir den 3.438.451,28 0,00 0,00 0,00 3.438.451,28 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3.438.451,28 3.438.451,28
Gebuhrenausgleich
4 | sonstige Sonderposten 3.973.652,41 33.781,76 0,00 0,00 4.007.434,17 3.235.803,13 74.358,72 67.774,95 0,00 3.377.936,80 629.497,37 737.849,28
Summe Sonderposten 96.304.792,87| 6.301.270,10 0,00 0,00| 102.606.062,97 3.276.851,39| 5.546.173,86 | 3.444.339,85 0,00| 12.267.365,10| 90.338.697,87| 93.027.941,48




2. Gesamtforderungsspiegel

Restlaufzeit Gesamtbetrag
<1 Jahr 1-5 Jahre >5 Jahre 2018 in €

161 |2.2.1 Offentllch-rechtllche Forderungen aus Dienst- 1.442 146 0 0 1.44 146

leistungen
169 |2.2.2 | Sonstige offentlich-rechtliche Forderungen 30.689.448 0 0 30.689.448
171 1223 Ejrrl]\éag;echtllche Forderungen aus Dienstleis- 26.967 653 0 0 26.967 653
179 |2.2.4 | Sonstige privatrechtliche Forderungen 2.588.409 0 0 2.588.409
178 |2.2.5 | Sonstige Vermdgensgegenstande 3.196.904 0 0 3.196.904

Summe 64.884.560 0 0 64.884.560
3. Gesamtverbindlichkeitenspiegel
Restlaufzeit Gesamtbetrag
<1 Jahr 1-5 Jahre >5 Jahre 2018 in €

30 |4.1 Anleihen 0 0 0 0
32 4.2 Verbindlichkeiten aus Krediten fir Investitionen 4.269.010 16.822.974 13.542.740 34.634.723
321|421 |VON verbundenen“Unternehmen, Beteiligun- 0 0 1.128.262 1128262

gen, Sondervermogen
321 [4.2.2 |vom offentlichen Bereich 0 0 0 0
321 |4.2.3 |vom privaten Kreditmarkt 4.269.010 16.822.974 12.414.478 33.506.461
33 (4.3 Verbindlichkeiten aus Kassenkrediten 82 0 0 82
34 4.4 Verblndllchke!ten aus yorgangen, die Kredit- 35 028.362 0 0 35.028.362

aufnahmen wirtschaftlich gleichkommen
35 |45 ;J/srr]blndllchkelten aus Lieferungen u. Leistun- 11.243.492 0 0 11.243.492
36 4.6 Verbindlichkeiten aus Transferleistungen 8.878.002 0 0 8.878.002
37 4.7 Sonstige Verbindlichkeiten 29.198.986 0 0 29.198.986

Summe 88.617.933 16.822.974 13.542.740 118.983.647
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4. Ubersicht tiber die Sondervermégen, Zweckverbande, Gesellschaften, Kommunalunternehmen, andere Anstalten
Sktamm' Anteil des Krei;es \?eimisntgzzzjchlzﬂr?g ((Jf)) Jahresergebnis
Name il am SEtmaml e Umlagen ( -) Bemerkungen
inTe€ inTe in % Haush?rl]tﬁj_agr 2018 Haush?rl]tﬁj_agr 2018
I. Sondervermdgen: Fehlanzeige
Il. Zweckverbénde
Im Zuge der Fusion der Sparkassen Eckernférde, Kiel und
Zweckverband "Sparkasse Rendsburg-Eckernférde” Kreis PI6n wurde zum 01.01.2007 der Zweckverband "Forde
Sparkasse" gegrundet. Dieser besteht aus Mitgliedern der
1 - - - - - Stadt Kiel (52,1 %), des Zweckverbandes Sparkasse Rends-
burg-Eckernforde (20,6 %) und des Zweckverbandes Spatr-
kasse Kreis Plon (27,3 %). Der Haftungsanteil des Kreises
am Zweckverband Spk. RD-ECK betragt 48,6 %.
Ill. Gesellschaften
1 | Imland gGmbH 520 520 100 - -2.199
2 | Personalservicegesellschaft mbH 25 25 100 - 11 Tochtergesellschaft zu Ziffer 1
3 | Ausbildungszentrum Mittelholstein gGmbH 25 25 100 - 17 Tochtergesellschaft zu Ziffer 1
4 |Imland Medizinisches Versorgungszentrum GmbH 25 25 100 - -145 Tochtergesellschaft zu Ziffer 1
5 | Wirtschaftsférderungsgesellschaft Infrastruktur GmbH 3.000 2.885 96 - 13.960
6 | Wirtschaftsforderungsgesellschaft des Kreises Rendsburg-Eckernférde mbH & Co. KG 96 - 0 Tochtergesellschaft zu Ziffer 5
7 | WFG Verwaltungsgesellschaft mbH 25 25 96 - -1.335 Tochtergesellschaft zu Ziffer 5
8 | Rendsburg Port Authority GmbH 300 100 32 - -740 Tochtergesellschaft zu Ziffer 5
9 | Kiel Region GmbH 50 18 35 - 343 Tochtergesellschaft zu Ziffer 5
10 | Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernférde GmbH 3.296 1.681 49 - 2.532 Die Stammanteile des Kreises sind an die WFG abgetreten.
11 | AWR BioEnergie GmbH 500 365 24 - 915 Tochtergesellschaft zu Ziffer 10
12 | Nordkolleg Rendsburg GmbH 151 61 40 - 24
13 | Rettungsdienst-Kooperation in Schleswig-Holstein gGmbH 125 25 20 - 32
14 | Schleswig-Holsteinisches Landestheater und Sinfonieorchester GmbH 38 4 10 - 84
15 | Nahverkehrsverbund Schleswig-Holstein GmbH 26 - -
16 | Gesellschaft fur die Organisation der Entsorgung von Sonderabféllen mbH 300 5 2 - 342
17 | Familienhorizonte gGmbH * 100 21 21 - -6
18 | HanseWerk AG 267357 | 10248 | 4 - - antel am dividendenbereohtgten Kapital = 4.24%
IV. Kommunalunternehmen nach § 106 a GO: Fehlanzeige
V. gemeinsame Kommunalunternehmen nach 8§ 19 b GkZ: Fehlanzeige
VI. andere Anstalten, die vom Kreis getragen werden, mit Ausnahme der 6ffentlich-rechtlichen Sparkassen:
1 | Berufsbildungszentrum Rendsburg-Eckernférde - - - - 1205
2 | Berufsbildungszentrum am Nord-Ostsee-Kanal - - - - k.A.
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Gesamtlagebericht

1. Vorbemerkung

Dem Gesamtabschluss ist gem. § 53 GemHVO-Doppik ein Gesamtlagebericht entspre-
chend 8§ 52 GemHVO-Doppik beizufligen. Der Gesamtlagebericht vermittelt ein den tat-
sachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der Vermogens-, Schulden-, Ertrags- und
Finanzlage des Konzerns. Dabei sind die wichtigsten Ergebnisse des Jahresabschlusses
und der Haushaltswirtschaft des abgelaufenen Jahres zu berichten. Auch ist auf die
Chancen und Risiken fur die kinftige Gesamtentwicklung des Konzerns Kreis Rends-
burg-Eckernforde einzugehen.

2. Analyse der Vermdgens- und Finanzlage

2.1. Vermdgens- und Finanzlage

Das Anlagevermdgen macht zum 31. Dezember 2018 mit rund 205 Mio. € ca. 55 % der
Bilanzsumme aus. Der Grof3teil des Anlagevermaogens (32 %) besteht aus Sachanlagen,
die im Wesentlichen Dienst-, Geschafts- und Betriebsgebaude beinhalten. Darauf folgen
das Strafl3ennetz mit Wegen, Platzen und Verkehrslenkungsanlagen (13%), Schulen (8%),
Maschinen, technische Anlagen und Fahrzeuge (8 %) und immaterielle Sachanlagen
(8%).

Das Umlaufvermégen betragt 114 Mio. €. Die Forderungen betragen 65 Mio. € und die
liquiden Mittel 41 Mio. €. Einen weiteren Posten auf der Aktivseite stellen die Aktiven
Rechnungsabgrenzungen i. H. v. 51 Mio. € dar. Die Verbindlichkeiten betragen
119 Mio. €. Davon sind 34,6 Mio. € (29%) Verbindlichkeiten aus Krediten fir Investitio-
nen, 35 Mio. € (29%) Verbindlichkeiten aus Vorgangen, die Kreditaufnahmen wirtschaft-
lich gleichkommen und 49,6 Mio. € (41 %) sonstige Verbindlichkeiten. Weitere Posten
der Passivseite sind Sonderposten (90 Mio. €) und Ruckstellungen (91,6 Mio. €). Das
Eigenkapital (ohne Sonderposten) des Konzerns betragt 69 Mio. €.

2.2.Kennzahlen

Die Eigenkapitalquote | berechnet sich aus dem Verhaltnis zwischen Eigenkapital und
Gesamtkapital und gibt an, in welchem Umfang das Vermoégen durch Eigenkapital ge-
deckt ist. Eine Mindest-Eigenkapitalquote ist nicht definiert. Jedoch sollte die Quote bei
Veranderungen der Bilanzsumme stabil bleiben, damit das Verhaltnis der Finanzierung
des Vermdgens durch Eigenkapital und Fremdkapital auch aus Griinden der Generatio-
nengerechtigkeit gewahrt bleibt. Die Eigenkapitalquote | betragt 19 %.

Aufgrund des eigenkapital&hnlichen Charakters der Sonderposten, werden diese bei der
Eigenkapitalquote Il mit einbezogen. Ausgenommen sind Sonderposten fur den Gebuh-
renausgleich, da diese zu viel vereinnahmte Gebuhren vom Burger darstellen. Die Ei-
genkapitalquote Il betragt rund 43%.

Bezogen auf das Fremdkapital betragt die Pro-Kopf-Verschuldung bei einer Einwoh-
nerzahl des Kreises i.H.v. 272.775 Personen 786,35 €

Direkte Vergleichszahlen innerhalb des Landes Schleswig — Holsteins liegen z. Zt. noch
nicht vor, da zu wenig Kreise bisher einen Gesamtabschluss gefertigt haben. Zudem lie-
gen fur das Haushaltsjahr 2018 noch keine Vorjahreswerte vor.
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3. Chancen und Risiken/ Ausblick

Kreises Rendsburg-Eckernférde

Die mittel- und langfristig angelegten Konsolidierungsanstrengungen sollen die Leis-
tungsfahigkeit der Kreises Rendsburg-Eckernférde erhalten. Eine wesentliche Stell-
schraube im Katalog der Haushaltskonsolidierungsmalinahmen auf der Einnahmenseite
ist die Kreisumlage. Aus den heute zur Verfligung stehenden Zahlen unter Beriicksichti-
gung der neuen bundesgesetzlichen Rahmenbedingungen ergibt sich, dass bis zum Jah-
resende 2019 auch ohne eine Kreisumlageerhéhung eine nennenswerte Reduzierung
der Verschuldung des Kreises auf einen Betrag in einer GréfRenordnung von rund
966 T € als moglich erscheint (Stand: Haushalt 2019). Der Stand der Verschuldung am
31.12.2018 betragt 1,42 Mio. €. Kurz- bzw. mittelfristig werden u. a. die Themen ,techni-
sche Modernisierung der kreiseigenen Liegenschaften®, ,Sanierungsstau bei den kreisei-
genen Liegenschaften®, ,Investitionen in den Anbau an das Kreishaus® (5 Mio. €) und
.,Neubau der feuerwehrtechnischen Zentrale mit dem Ldschzug-Gefahrgut"
(ca. 8,7 Mio. €) den Kreishaushalt belasten

Imland gGmbH

Anhand von Prifungen auf Fehlbelegungen und Falschabrechnungen versuchen die
Kostentrager (Krankenkassen), Abrechnungsfehler der imland gGmbH aufzudecken, um
somit die Forderungen des Krankenhauses strittig zu stellen. Um hier Risiken fir zukinf-
tige Perioden zu vermeiden, wurden entsprechende Rickstellungen gebildet. Mittlerweile
kénnen in der imland gGmbH nicht mehr alle Stellen mit Mitarbeitern besetzt werden.
Darum werden zusatzliche Anreize, wie z.B. umfangreiche Foérderprogramme geschaf-
fen, die neues Personal an die imland gGmbH fuhren sollen und das bereits vorhandene
Personal langfristig binden sollen. Im Jahr 2019 und den Folgejahren werden in den Kli-
niken bauliche und organisatorische Anderungen und Verbesserungen durchgefiihrt. Zu
den organisatorischen Anderungen zahlen die Beendigung des Betriebsfiihrungsvertra-
ges und die Bestellung einer eigenen Geschaftsfihrung durch den Gesellschafter. Zu
den baulichen Anderungen zahlen der Neubau der Krankenpflegeschule, der Umbau des
zentralen und ambulanten OP-Bereiches (Rendsburg) und die Renovierung der Statio-
nen und Gebaude (beide Standorte). Die Finanzierung von Investitionen in den Kranken-
hausern ist aufgrund der angespannten Haushaltslage des Landes Schleswig-Holstein
und der gedeckelten Budgets schwierig. Der Spielraum fir Investitionen und Instandhal-
tungen wird deswegen von den pauschalen Fordermitteln des Landes und von der Er-
gebnissituation bestimmt.

Die PSG GmbH erbringt ihre Tatigkeit ausschlie3lich an die Muttergesellschaft und ist
insofern von deren Nachfrage abhangig. Fur 2019 erwartet die Gesellschaft Umsatze
und ein Ergebnis auf Vorjahresniveau. Auch nach Einfuhrung des DRG-Systems und den
bis dato gemachten Erfahrungen stellt sich die Lage zur Finanzierung der laufenden Kos-
ten bei der stationdren Versorgung aufgrund der gesetzlich stringenten Rahmenbedin-
gungen nach wie vor als aul3erordentlich schwierig dar. Es wird davon ausgegangen,
dass Krankenhauser auch zukinftig im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen Leis-
tungen der PSG GmbH in Anspruch nehmen und dafir kostendeckende Entgelte zahlen
werden. Die Gesellschaft hat sich im Jahresverlauf 2018 auf die Erbringung von Reini-
gungsleistungen und auf die Garten- und Parkanlagenpflege beschrankt.

Fur die Jahre 2019 und 2020 wird fur die AZM gGmbH weiterhin mit positiven Ergebnis-
sen und leicht ansteigenden Umséatzen gerechnet, da die Vertrage mit der Gesellschafte-
rin weiterhin kostendeckende Entgelte vorsehen. Diese Entgelte werden voraussichtlich
ansteigen, weil die Auszubildenden mit der Unterstiitzung von Verdi eine Vergltung nach
dem TVOD anstreben.
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Die imland MVZ GmbH wird ihre Tatigkeit auch zukinftig weiter entwickeln. Sie erbringt
ihre Tatigkeit in enger Abstimmung mit der Muttergesellschaft, um das Leistungsangebot
im ambulanten Bereich sinnvoll zu erganzen. Die Nachfrage nach Gesundheitsdienstlei-
tungen ist in der Regel konjunkturunabh&ngig, so dass von einer weiterhin konstanten
bzw. demografisch bedingten leicht steigenden Leistungsentwicklung ausgegangen wird.
Seit Jahren steht die Uberarbeitung der Gebiihrenordnung fir Arzte (GOA) und des Ein-
heitlichen BewertungsmalRstabs (EBM) an. Wann diese endguiltig erfolgt, ist derzeit nicht
absehbar. Somit sind aktuell keine Veranderungen in der Leistungsvergitung zu erwar-
ten.

WFG Infrastruktur GmbH

Die Nachfrage nach Gewerbeflachen im Kreisgebiet wird in 2019 weiter hoch sein. Die
Griunde sind die gute Konjunktur und somit eine gute Auftragslage der Unternehmen. Fir
den gesamten Kreis Rendsburg-Eckernférde bestehen Chancen aufgrund einer erfolg-
reichen Ansiedlungs- und Vermarktungsarbeit der Gesellschaft. Das Flachenangebot
dafur ist im Kreis vorhanden. Durch die geplante Ansiedlung eines Pferdesporthandlers
in Bredenbek, erwartet die Gesellschaft weitere Grundsticksverkaufe im Gewerbegebiet
in 2019. Eine Grundvoraussetzung fir eine erfolgreiche Vermarktung ist eine gute tber-
regionale verkehrliche Erreichbarkeit. Ansiedlungsinteressenten erwarten eine verlassli-
che Verkehrsinfrastruktur. Die Diskussion Uber den Ersatzbau der Rader Hochbricke,
der mehrjahrige Ausbau der BAB 7, die Sanierung des Kanaltunnels sowie die Stérungen
der Schleusen im NOK sind Hindernisse bei der Vermarktung des Wirtschaftsstandortes
und behindern die Ansiedlungsanstrengungen. Nach intensiven Bemiuhungen der WFG
wird in 2019 nun auch das Gewerbegebiet Bredenbek mit Glasfaser versorgt. Fir alle
Geschaftsbereiche wurde ein Risiko-Managementsystem implementiert, dass kontinuier-
lich Uberprift und aktualisiert wird. Als wesentlichstes Risiko wird ein Ausfall der Aus-
schittung der Hansewerk AG gesehen. Bedingt durch die Gesellschafterstruktur der AG
sowie deren Geschaftsmodell ist ein signifikanter Ausfall allerdings sehr unwahrschein-
lich. Die Gesellschaft ist nur im Euro-Raum geschaftlich tatig. Wahrungsrisiken bestehen
daher nicht.

Ein wesentliches Risiko fur die WFEG mbH & Co. KG stellen Umsatzeinbuf3en durch ver-
mehrten Leerstand in den Grinderzentren und fehlende Liquiditat dar. Die Geschéftsfuh-
rung hat geeignete MaRnahmen zur Uberwachung und Bewaltigung dieser Risiken ge-
troffen. Kundenausfallrisiken sind bei der Gesellschaft aufgrund der geschlossenen Miet-
vertrage mit den Existenzgriindern und rascher Reaktionsmdglichkeiten vor Ort eher ge-
ring. Bei Bedarf erfolgen entsprechende Einzelwertberichtigungen. Seit Herbst 2018 sind
die beiden Griinderzentren vorzeitig aus der Forderung des Landes entlassen. Somit er-
geben sich neue Mdglichkeiten in der Vermietung der Raumlichkeiten. Vorrangiges Ziel
ist es allerdings, dass weiterhin Jungunternehmen aus dem Kreis angesprochen werden
sollen. Wie und ob die Betreibervertrdge mit den Eigentimern angepasst werden, soll in
2019 abgestimmt werden. Ertragschancen bestehen fur die Gesellschaft in einer verbes-
serten Auslastung der Griinderzentren. Die neu errichteten CoWork-Spaces kdnnen fur
einen Impuls im Grindungsgeschaft sorgen und somit zu hoherer Auslastung in den
Zentren. Zudem etablieren sich die Zentren immer mehr zu wichtigen Veranstaltungsor-
ten in der jeweiligen Region, so dass auch insofern eine bessere kommerzielle Vermark-
tung erfolgsversprechend sein kann.

Wesentliche Chancen sind aufgrund des gesellschaftsvertraglich definierten Aufga-
benumfangs der WEG Verwaltungsgesellschaft mbH nicht zu erwarten. Wesentliches
Risiko ist die Inanspruchnahme aus der personlichen Haftung fur die WFG KG. Hinweise
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auf eine derartige Inanspruchnahme bestehen derzeit nicht und sind auch absehbar nicht
zu erwarten.

Der Geschéftsverlauf der RPA GmbH war in 2018 nicht zufriedenstellend. Ursache fir
die Planverfehlung und den héheren Verlust waren Mindererldése im Hafenbereich sowie
bei der Vermarktung von Grundstiicken im Gewerbegebiet sudlich der B 202. Nach Ab-
lauf der Abschreibungsfristen fur z.B. die Suprastruktur (Hafengerat, u.a. zwei Schwer-
lastkrane), sollte die Gesellschaft ab 2022 die Verlustzone verlassen. Fir das 1. Halbjahr
2019 ist mit EinbuRen beim Hafenumschlag zu rechnen. Ein wesentliches Ertragsrisiko
ist die bislang bestehende unmittelbare Abhangigkeit der Hafenauslastung vom Produk-
tionsumfang des Windkraftanlagenherstellers Max Bdgl. Insoweit haben etwaige ener-
giepolitische Entscheidungen direkt negative Auswirkungen auf die Ertragslage der Ge-
sellschaft. Ein weiteres Ertragsrisiko besteht in einem verzégerten Vermarktungserfolg
der Grundstticke im Gewerbegebiet sidlich der B 202. Diesem Risiko wurde durch eine
Modifizierung der Vermarktungsstrategie in 2018 entgegengewirkt. Finanzwirtschaftliche
Risiken bestehen in Kostensteigerungen bei den noch ausstehenden ErschlieBungs-
mafinahmen im Gewerbegebiet sudlich der B 202. Insgesamt sind bis zum Abschluss der
ErschlieBung noch Investitionen von ca. 5 Mio. € geplant. Es ergeben sich seit Jahren
stark steigende Baukosten, die eine verlassliche Kostenplanung deutlich erschweren.
Zudem besteht immer das Risiko von unvorhersehbaren, nicht planbaren Mehraufwen-
dungen durch z.B. Besonderheiten beim Baugrund. Die Standortfaktoren (grof3ztigig ge-
schnittene Grundstiicke, gute Anbindung an den Schwerlasthafen und die Autobahnen A
210 und A 7) bieten Chancen fir eine positive Entwicklung bei der Grundsticksvermark-
tung. Es wird vermehrt versucht, Unternehmen aus anderen Branchen als Kunden fir
den Hafen oder Investoren fur das Gewerbegebiet zu akquirieren. Zudem sollen die Ak-
guisebemihungen auch tber die Grenzen von Deutschland hinaus ausgeweitet werden.
So bestehen auch Kontakte zu Unternehmen in GroRbritannien, Osterreich und der
Schweiz. Zudem koénnen auch kinftige Infrastrukturprojekte in Schleswig-Holstein (z.B.
der geplante Ersatzbau fiir die Rader Hochbriicke oder der Fehmarn-Belt-Tunnel) im
Zeitraum ihrer Realisierung fur eine zusatzliche Auslastung des Schwerlasthafens sor-
gen.

Fur kommende Geschaftsjahre wird mit einer Ausweitung der Geschéftstatigkeiten der
Kiel Region GmbH insbesondere in Bezug auf den Regionsbildungsprozess und das Re-
gionalmarketing gerechnet. Die Einrichtung des Regionalen Mobilitatsmanagements hat
zudem flr eine Ausweitung der Aktivitaten im Bereich Mobilitat geftihrt. Neben allgemei-
nen Risiken aus unternehmerischer Betétigung ist die Entwicklung der KielRegion im
Wesentlichen an die Wirtschaftspolitischen Entscheidungen der Férdermittelgeber (Land,
Schleswig-Holstein/ Bund/ EU) sowie der beteiligten Gebietskdrperschaften und damit
der Entwicklung der kommunalen Finanzen gekoppelt. Die Ertragslage der Gesellschaft
wird in Zukunft weiterhin durch Jahresfehlbetrdge gepragt sein. In der derzeitigen Struk-
tur arbeitet die Gesellschaft dauerhaft defizitdr. Chancen werden im Rahmen der positi-
ven wirtschaftlichen Entwicklung in Deutschland bzw. in Schleswig-Holstein vor allem in
der weiteren Regionalentwicklung und Regionsbildung gesehen. Die angestrebte Positi-
onierung der Kiel Region durch ein gemeinsames Regionalmarketingkonzept wird eben-
falls als Chance gesehen. Des Weiteren fuhrt das Regionalbudget zu einer Starkung der
Kooperation und des Regionalmanagements. Eine Verlangerung tber 2019 hinaus ist
beantragt. Die politische Verstandigung der Region auf eine gemeinsame Mobilitatsstra-
tegie wird der regionalen Kooperation weitere Impulse geben und die kommunale Ebene
starker in die Kooperation einbinden.
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AWR GmbH

Aus Vertragen mit den Subunternehmern ergeben sich Preisdnderungen lber die Ver-
tragslaufzeit. Diese sind jedoch in ihrer Entwicklung abschatzbar, da die wesentlichen
Vertradge an offizielle Preisindizes des Statistischen Bundesamtes gekoppelt sind, so
dass Risiken nur im Rahmen der allgemein geltenden wirtschaftlichen Risiken bestehen.
Fur den Zeitraum ab 2020/2021 wird bei der Auftragsvergabe fur den Kreis betreffende
Entsorgungsleistungen mit hoheren Kosten als bei den laufenden Vertrdgen gerechnet.
Auswirkungen aktueller rechtlicher Neuregelungen werden laufend Uberpruft. Mégliche
Risiken, die sich daraus ergeben kénnten, werden zeitnah analysiert und bewertet. Da
fur 2019 geplante Investitionen, wie die Erweiterung der Bioabfallbehandlungsanlage,
aufgrund umfangreicher Genehmigungsauflagen, hoher Baukosten und der Unsicherheit
in der Kompostvermarktung zuriickgestellt wurden, werden auch in 2019 wohl keine Dar-
lehen aufgenommen werden mussen. Die AWZ Betriebsgesellschaft mbH soll mit Wir-
kung zum 01.01.2019 auf die Abfallwirtschaft Rendsburg-Eckernférde GmbH verschmol-
zen werden. Mit der Eintragung in das Handelsregister wird die AWZ Betriebsgesellschaft
mbH erloschen sein. Die Arbeitsvertrage mit den Mitarbeitern wurden bereits aufgehoben
und es erfolgt eine Weiterbeschaftigung ab dem 01.01.2019 bei der Abfallwirtschaft
Rendsburg-Eckernférde GmbH.

Die Verwertungsmengen von Biogut in der Bioabfallbehandlungsanlage (BBA) der ABE
GmbH nahmen im Berichtsjahr durch das Trockenjahr 2018 um mehr als 6 TMg ab. Im
Normalfall wird sich die Menge in 2019 wieder auf dem Niveau des Jahres 2017 einstel-
len. Relevante Mengensteigerungen Uber diesen Wert sind in allen Bestandsgebieten
nicht mehr zu erwarten. Der in 2017 festgestellte hohe noch verwertbare Organikanteil im
Restmiuill von tber 30 Gew.-% bleibt Argernis und Chance zugleich. Denn im Rahmen
der genehmigten Anlagenkapazitat und der derzeitigen AusbaugrofRe der BBA kann eine
Effizienzsteigerung z.B. bei der Energieerzeugung durch technische Mal3nahmen inner-
halb der Anlage noch erfolgen. Ein weiterer Ausbau der BBA auf die in 2018 genehmigte
Kapazitat wurde aus wirtschaftlichen Grinden fiir das Berichtsjahr und fur 2019 vorerst
zurlckgestellt. Stichworte hierzu sind sehr hohe Baupreise, lange Lieferfristen fur Anla-
gentechnik und Maschinen sowie der nach wie vor nicht wieder eingespielte, sichere Ab-
satz von Kompost aufgrund des novellierten Dingerechts. Die getrennte Bioguterfas-
sung, Kompostierung und Kompostverwertung sind Kernbereiche der Daseinsfursorge
zur Aufrechterhaltung der Entsorgungssicherheit in Stadten und Gemeinden. Eine hieran
angepasste sachgerechte Auslegung von Dinge- und Immissionsschutzrecht auf Bun-
des- und Landesebene unter Nutzung vorhandener Spielraume sowie ein der Betriebs-
praxis angepasster Vollzug sind daher weiterhin dringend von Noéten. Die Themen Mate-
rialvoraufbereitung, Siebresteverwertung und Nutzung von Uberschusswarme und Uber-
schussgas werden im Rahmen der vorhandenen Personalkapazitaten in 2019 systema-
tisch vorangetrieben. Eine méglichst hochwertige, kaskadenartige Kreislauffuhrung und
Verwertung von biologischen Abféllen und Reststoffen anhand von Wertschépfungsket-
ten wird zunehmend die strategischen Ausrichtung der AWR-Gruppe im Bereich der pri-
vatwirtschaftlichen Geschaftsbereiche bestimmen. Weitere Themen sind aktuell und auf
mittlere Sicht die Flexibilisierung der Stromerzeugung und die Herstellung von Biome-
than. Die AWR verfugt tber fachkundiges Personal, um die genannten Aufgaben selbst
angehen zu konnen. Die Erh6hung des Personalbestandes im technisch-
organisatorischen Bereich ist jedoch notwendig, um die kiinftigen Aufgaben vollumfang-
lich bewaltigen zu kdnnen. Ergdnzendes Fachwissen und zusatzliche Personalkapazita-
ten werden dann im konkreten Fall Gber ausgelobte wissenschaftliche Arbeiten oder die
Beauftragung von Fachbiros hinzugewonnen. Der Fokus fur wirtschaftliche Verbesse-
rungen liegt derzeit nicht mehr auf Wachstum und Mengensteigerung durch weitere Ak-
quisitionen, sondern auf der Konsolidierung und steten Optimierung der gesamten Be-
triebsablaufe. Aufgrund von langfristigen Liefervertragen sowie einer stabilen Kostenent-
wicklung sind ertragsorientierte Risiken zurzeit nicht erkennbar.
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Die gesamte wirtschaftliche Situation zeigt den Konzern Kreis Rendsburg-Eckernférde
zum Gesamtabschluss 2019 in finanziell geordneten Verhaltnissen.

Rendsburg, den 03.03.2020

Kreis Rendsburg-Eckernférde

Landrat
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Beschlussvorlage o6ffentlich Vorlage-Nr: VO/2019/147-008

- Offentlich - Datum: 15.06.2020

Fachdienst Kommunalaufsicht Ansprechpartner/in: Behrens, Klaus
Bearbeiter/in: Behrens, Klaus

Verwendung des Jahresuberschusses 2018 der Forde Sparkasse

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit
29.06.2020 Hauptausschuss Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Beschlussfassung nach Beratung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
Entfallt

2. Sachverhalt:

In seiner Sitzung am 28.11.2019 hat der Hauptausschuss die Fachausschusse gebe-
ten, bis zum 31.03.2020 Vorschlage fur die Verwendung des Jahreslberschusses
2018 der Forde Sparkasse in Hohe von 49.090,86 € zu entwickeln.

Folgende Vorschlage liegen nunmehr vor:

Umwelt- und Bauausschuss:

Der Umwelt- und Bauausschuss hat in seiner Sitzung am 20.02.2020 beschlossen,
dem Hauptausschuss zu empfehlen, die Finanzierung eines Uberstandes fir das
,Grune Klassenzimmer der Grundschule Fleckeby mit einem Zuschuss bis max.
4.000 € zu unterstutzen.

Sozial- und Gesundheitsausschuss:
In seiner Sitzung am 28.04.2020 hat der Sozial- und Gesundheitsausschuss eine aus
7 Vorschlagen bestehende Prioritatenliste mit einer Antragssumme in Hohe von
21.500 € beschlossen. Der entsprechende Protokollauszug mit der Prioritatenliste ist
dieser Vorlage als Anlage beigefugt.

Jugendhilfeausschuss:

Der Jugendhilfeausschuss hat in seiner Sitzung am 19.02.2020 beschlossen, dem
Hauptausschuss zu empfehlen,

1) das Projekt ,Wellcome® der Evangelischen Familienbildungsstatte mit einem Zu-
schuss von 5.000 € an den Standorten Rendsburg und Eckernforde und
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2) die Wiederherstellung des Versammlungsraums der Jomsburger Pfadfinder des
Tragers Jomsburg e. V. mit einem Zuschuss von 10.000 € zu unterstitzen.

Sofern Mittel in ausreichender Hohe nicht zur Verfligung stehen, wird empfohlen, in
folgender Reihenfolge zu priorisieren:

1) Antrag ,Wellcome® in Hohe von 5.000 €

2) Antrag ,Jomsburg“ bis zur Hohe der zur Verfigung stehenden Summe, maximal
jedoch 10.000 €.

Regionalentwicklungsausschuss:
Der Regionalentwicklungsausschuss hat in seiner Sitzung am 29.01.2020 mehrheit-
lich beschlossen, keinen eigenen Projektvorschlag zu unterbreiten.

Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und Bildung:

Der Ausschuss fir Schule, Sport, Kultur und Bildung hat in seiner Sitzung am
22.06.2020 eine aus 5 Vorschlagen bestehende Prioritatenliste mit einer Antrags-
summe in Hohe von 26.700 € beschlossen. Der entsprechende Protokollauszug und
die Prioritatenliste sind dieser Vorlage als Anlagen beigeflugt.

Eine Abstimmung mit der Férde Sparkasse uber die Vereinbarkeit der oben genann-
ten Vorschlage mit § 27 Abs. 5 SpkG (Verwendung fur offentliche, mit dem gemein-
natzigen Charakter der Sparkassen im Einklang stehende Zwecke) ist erfolgt.

Relevanz fiir den Klimaschutz:
keine

Anlage/n:

2020 _04_28 Beschlussauszug SoGA 28.04.2020
2020_06_22 Beschluss_ SSKB_TOP 7
Prioritatenliste_ SSKB_22.06.2020
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Kreis Rendsburg-

Eckernforde
Der Landrat

Beschlussauszug

Sitzung des Sozial- und Gesundheitsausschusses vom 28.04.2020

010 Verwendung des Jahresiiberschusses 2018 der Férde Sparkasse

Status: offentlich/nichtoffentlich Beschlussart: zur Kenntnis genommen

Zeit: 17:00 - 19:10 Anlass: Sitzung

Raum: Hohes Arsenal (Blrgersaal)

Ort: Kulturzentrum Hohes Arsenal, Arsenalstralle 2-10, 24768 Rendsburg

Vorlage: VO/2019/147-006 Verwendung des Jahresuberschusses 2018 der Forde
Sparkasse

Die Tagesordnungspunkte 10.1 bis 10.5 werden zusammen abgehandelt. Die Vorsitzende
schldgt als Verfahren eine Priorisierung der jeweiligen Einzelférdermafinahme vor. Jede
Fraktion hat jeweils die Moglichkeit drei Antrége zu priorisieren, die Punkte werden mit der
Anzahl der reguldren Ausschussmitglieder in der jeweiligen Fraktion multipliziert. Die
Prioritétenliste wird dann an den Hauptausschuss mit der Bitte weitergeleitet, die Antrige in
der priorisierten Reihenfolge soweit zu bedenken, wie Mittel vorhanden sind.

Es ergeben sich folgende Punktevergabe und die hieraus folgende Prioritétenliste fiir den
Hauptausschuss:

Betrag
in €| CDU | SPD | Griine | FDP | SSW | WGK | AFD | Punkte
1 | Frauenhaus Rendsburg 3500 7 4 3 1 1 16
2 | Forderverein imland Klinik 2000 7 3 1 11
3 | 'Via Frauenberatung 2000 4 3 1 8
5 | Pflege LebensNah 5000 4
4 | Alzheimer Gesellschaft 5000 7 1 8
6 | Hospiz im Dénischen Wohld 3000 1 1 1 3
7 | Behindertenwerkstétten 1000 1 1 2
21500
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SSKB am 22.06.2020, TOP 7

zu’7 Verwendung des Jahresiberschusses 2018 der Forde V0/2019/147-
Sparkasse 001-002

Entwurf /Beschluss:

Der Ausschuss fur Schule, Sport, Kultur und Bildung beschliel3t mehrheitlich, dem
Hauptausschuss zu empfehlen, die in der beigeflgten Liste dargestellten MalRnahmen
gemalf ihrer Prioritat (1-5) mit Mitteln aus dem Jahresiiberschuss 2018 der Forde Sparkasse
ZU unterstutzen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen: 12
Nein-Stimmen: 0
Enthaltungen: 4




Mittel der Forde Sparkasse

Malnahmenliste fur die Verwendung der Mittel aus dem Geschaéftsjahr 2018

Prioritat MalRnahme Beschreibung Betrag
Die Schule am Noor beantragt zur Forderung verschiedener Projekte, die die unterschiedlichen
Schule am Noor, Eckernférde Altersstufen der Schillerinnen und Schiler der Schule bericksichtigen, Fordermittel zum
(Forderzentrum Schwerpunkt geistige |Defizitausgleich. Die Projekte "Tiergestitzte PaAdagogik und das Konzert "Ganz schon stark” dienen der
1 Entwicklung); Antrag auf Férderung |Férderung der Unter- und Mittelstufenschulerinnen und -schiilern. Die Projekte Theater "Weimarer 5.000,00 €
von verschiedenen, altersgemafen  |Kultur-Express und Hip Hop Tanz" den Ober- und Werkstufenschiilerinnen und -schilern. Jede
Projekten. Schdlerin, jeder Schiler kann aktiv mitarbeiten, dabei werden Sozialverhalten, Teambuilding, Reaktion
und Koordination trainiert. Der Antrag ist als Anlage beigeflgt.
. R Die FDP Fraktion beantragt zur Férderung und Durchfiihrung eines Schulwettbewerbs "Lass dich
FDP Fraktion, Antrag zur Forderung "o . . . . . )
. N belohnen" fur Schilerinnen und Schiiler der beiden Regionalen Berufsbildungszentren des Kreises
eines Schulwettbewerbes fir N N . . . o L
L N Rendsburg-Eckernférde Fordermittel, die besonders qualifizierte Schilerinnen und Schiiler in einem
2 Schilerinnen und Schuler der ) et g , . ) 4.200,00 €
. : ; Ausbildungverhaltnis fur ihr Engagement im Ehrenamt belohnen. Die Staffelung erfolgt nach Platzen,
Regionalen Bildungszentren "Lass . . . i . .
. " die nach Bewerbung und Bewertung durch eine Jury im Rahmen einer Preisverleihung vergeben
dich belohnen . C
werden. Der Antrag ist als Anlage beigefugt.
. Die Gemeinde Hohn beantragt Férdermittel zur Errichtung eines Backhauses, um ihren
Gemeinde Hohn, Antrag auf N f . . o )
N . denkmalgestiitzten Standort "Alter Bahnhof" mit einer weiteren Kultureinrichtung attraktiver zu
Forderung einer kulturellen .
o i . gestalten. Neben Dorfmuseum und Natur- und Umweltschutzzentrum Hohner See e.V. soll im
3 Einrichtung "Backhaus" zur . " - 9.500,00 €
. Backhaus das uralte Handwerk, die traditionelle Herstellung von Backwaren, erméglicht werden. Vom
Darstellung eines uralten Handwerks, R . T .
dem Backwerk Umwelt- und Bauausschuss wird die Errichtung einstimmig empfohlen, auch der Beteiligung an der
’ Fordersumme in H6he von 5.000 € wird zugestimmt. Der Antrag ist als Anlage beigefligt.
Insgesamt: 18.700,00 €
. Die CDU Fraktion beantragt Fordermittel fir die Wissenschaftliche Erfassung der Sammlung
CDU Fraktion, Antrag zur o " : i ) L .
. . Heimatstube Gerdauen”. Der ehemalige Kreis Gerdauen in Ostpreuf3en ist in Patenschaft des Kreises
4 wissenschaftlichen Erfassung der a : . X ) . : 5.000,00 €
Sammlung "Heimatstube Gerdaven” Rendsburg-Eckernférde und seine Heimatstube soll wissenschaftlich aufbereitet werden, um die
g Nachhaltigkeit sicherstellen zu kénnen. Der Antrag ist als Anlage beigefugt.
. i Die CDU Fraktion beantragt Fordermittel zur Unterstitzung eines Theaterprojektes an der
CDU Fraktion, Antrag zur Férderung ; . .
. . Gemeinschaftsschule Kronshagen. Das Theaterprojekt an der Gemeinschaftsschule Kronshagen
5 eines Theaterprojektes an der . : . : . . . . 3.000,00 €
. verbindet kulturelle Bildung und integratives Wirken auf Schilerebene in hervorragender Weise. Der
Gemeinschaftsschule Kronshagen . Lo
Antrag ist als Anlage beigefligt.
8.000,00 €
Insgesamt 26.700,00 €

23.06.2020




Der Landrat

*
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Kreis Rendsburg-Eckernforde

Fraktionsantrag
- Offentlich -

Fachdienst Gremien und Recht

Vorlage-Nr: VO/2019/147-008-001
Datum: 29.06.2020
Ansprechpartner/in:

Bearbeiter/in: Mens, Beate

Verwendung des Jahresuberschusses 2018 der Forde Sparkasse -
Antrag der Fraktionen CDU, SPD, Bundnis 90/Die Griinen und FDP

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium

29.06.2020 Hauptausschuss

Zustandigkeit
Entscheidung

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:

entfallt

2. Sachverhalt:

Sachverhalt ist der Anlage zu entnehmen.

Anlage/n:

Antrag der Kreistagsfraktionen CDU, SPD, Blndnis 90/Die Grinen, FDP
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CD u Bendabury fehemfbede BUNDNIS 90 Freie
DIE GRUNEN Demokraten

CDU-Kreistagsfraktion SPD-Kreistagsfraktion BUNDNIS90/DIE FDP-Kreistagsfraktion
Paradeplatz 10 Kreishaus GRUNEN Kreishaus

24768 Rendsburg 24768 Rendsburg Kreishaus 24768 Rendsburg
Tel.: 04331/14160 Tel.: 04331 202 360 24768 Rendsburg Tel.: 04331/202-359
Fax:04331/141620 Fax:04331/202 530 Tel.04331/202-362 Fax: 04331/202-563
info@cdu-rd-eck.de spd-fraktion@gmx.de Fax 04331/202-566 info@fdp-fraktion-rd-

geschaeftsstelle@gruene-  eck.de
fraktion-rd-eck.de

29.06.2020

Herrn

Thorsten Schulz
Kreishaus

24768 Rendsburg

Sitzungdes Hauptausschussesam 11.06.2020

TOP 11: Verwendungdes Jahresiiberschusses 2018 der FordeSparkasse

Sehr geehrter Herr Schulz,

CDU, SPD, Biindnis90/Die Griinen und FDP stellen folgenden Antrag zur Verwendung des

Jahresiiberschusses der Férde Sparkasse:
Gesamt Ausschuss:

UBA Backhaus 5.000,00 9.000,00
GS Fleckeby 4.000,00

SOGA Frauenhaus RD 3.500,00 15.500,00
FV imland 2.000,00
Via 2.000,00
AlzheimerGS 3.500,00
Lebensnah 5.000,00
Hospiz 3.000,00

JuHI Welcome 5.000,00 10.000,00
Jomsburger 5.000,00

SSKB LdBelohnen 3.990,86 11.090,86
Heimatstube 4.500,00
Theater Kro 2.600,00
49.090,86

Mit freundlichen Grif3en,

Tim Albrecht Dr. Kai Dolgner  Armin Rosener/Kirsten Zulsdorff Tina Schuster
CDU-Fraktion ~ SPD-Fraktion Fraktion Blndnis 90/DIE GRUNEN FDP-Fraktion
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: V0O/2020/412
- Offentlich - Datum: 08.06.2020
Fachbereich Umwelt, Kommunal- und |Ansprechpartner/in: Dr. Kruse, Martin

Ordnungswesen
Bearbeiter/in: Bruck, Andreas

Anderung der Aufbauorganisation in den Fachdiensten
Kommunalaufsicht sowie Allgemeine Ordnungsverwaltung und
Verkehr

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

29.06.2020 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit:
entfallt

2. Sachverhalt:

Zur Herstellung einer klaren Aufbau- und FUhrungsstruktur soll in den Fachdiensten
Kommunalaufsicht sowie Allgemeine Ordnungsverwaltung und Verkehr eine
Anderung der Aufbauorganisation vorgenommen werden.

Der Fachdienst allgemeine Ordnungsverwaltung und Verkehr besteht im
Wesentlichen aus den Bereichen der Kreisordnungsbehorde, der
Zulassungsbehorde, der BuRgeldstelle, der Fuhrerscheinstelle und der
Straldenverkehrsbehodrde.

Die langjahrige Fachdienstleitung wechselte zum 01.05.2020 in den Fachbereich
Soziales, Arbeit und Gesundheit. Die Stelle der Fachdienstleitung soll zeitnah
offentlich ausgeschrieben werden. Kommissarisch wird der Bereich derzeit durch den
stellvertretenen Fachdienstleiter gefuhrt.

Der Bereich der Kreisordnungsbehdrde ist — zunachst kommissarisch- dem
Fachdienstleiter Kommunalaufsicht tGbertragen worden. Diese Zuordnung erfolgt
jedoch jetzt dauerhaft.

Dabei soll einer ungleichen Groflenordnung der Fachdienste im Fachbereich
Umwelt, Kommunal- und Ordnungswesen Rechnung getragen werden.

Der Fachdienst allgemeine Ordnungsverwaltung und Verkehr ist ein sehr grol3er
Fachdienst mit den verschiedensten, offentlichkeitsrelevanten Bereichen.
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Der Bereich mit der Kommunalaufsicht und dem Beteiligungsmanagement ist ein
kleiner Fachdienst.

Die Organisationsanderung erfolgt im Rahmen des vereinbarten Personalbudgets.
Eine Stellenmehrung findet nicht statt.

Die Namen der Fachdienste sind klnftig: Fachdienst Kommunales und Ordnung
und Fachdienst Verkehr.

Der ab dem 01.07.2020 geltende Verwaltungsgliederungsplan mit den genannten
Anderungen ist beigeflugt.

Nach dem allgemeinen Verstandnis ist die vorstehende geplante Anderung der
Aufbauorganisation nicht relevant im Sinne des § 51. Abs. 3 KrO. Der Kreistag wird
zu einem spateren Zeitpunkt durch die Vorlage eines aktuellen
Verwaltungsgliederungsplanes in Kenntnis gesetzt.

Die Beteiligung des Personalrates ist erfolgt. In der Sitzung des Hauptausschusses
wird ein Ergebnis vorliegen.

Relevanz fiir den Klimaschutz:
keine

Finanzielle Auswirkungen:
keine

Anlage/n:
Verwaltungsgliederungsplan
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Verwaltungsgliederungsplan

¥

E

der Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernforde

NTWURF

Stand: 01.07.2020

( Y
Stabsstelle
Rechnungs- und Gemeindepriifungsamt
Carsten Ludwig
. .
( R
Stabsstelle
Finanzen
Sabine Groeper
. .

4 N

Landrat

Dr. Rolf-Oliver Schwemer

. /

4 )
Gleichstellungsbeauftragte
Silvia Kempe-Waedt
J
~
Behérdl. Datenschutzbeauftragter
Christian Kock
\ J
~
Personalrat
Vorsitzende Petra Dittmer .
Untere Schulaufsicht
Schulamt
[ h Schulrat André B
Schwerbehindertenvertretun, chulrat Andre berg
Schulrétin Kerstin Engels
Uta Hofstetter
\ J

-

Fachbereich
Zentrale Dienste

~

(" y

Umwelt, Kommunal- und
Ordnungswesen

Fachbereich

Nina Fiedler Dr. Martin Kruse
Fachgruppe
\ ) \ Mobilitat )
Falchdlensf . Fachdienst
Personal, Or.gams‘atlon Verkehr
und allgemeine Dienste N. N. (VFBL)
Sigrid Holm (vfBL)
h Fachgruppe
I Fac grup?e StraBenverkehrs-/
Allgemeine Dienste BuRgeldbehdrde
Fachgruppe

Fachdienst
IT-Management und
Digitalisierung
Kevin Kleinschmidt
(kommissarisch)
Fachgruppe
IT-Management

Fachgruppe
Digitalisierungs-
management

Fachdienst
Gremien und Recht
Susanne Jeske-Paasch

VFBL = Vertretung Fachbereichsleitung

Zulassungs-/
Fahrerlaubnisbehorde

Fachdienst
Umwelt
Michael Wittl

Fachgruppe Wasserbehorde

Fachgruppe
Abfall, Bodenschutz und
Natur

Fachdienst
Zuwanderung
Joérn Petersen

Fachgruppe

Aufenthalt

Fachgruppe
Integration und Einblrgerung

Fachdienst
Veterinar- und
Lebensmittelaufsicht
Dr. Manuela Freitag

Fachdienst
Kommunales und Ordnung
Andreas Briick

Fachdienst
Feuerwehr und
Katastrophenschutz
Svend Rix

4 y

Fachbereich
Jugend und Familie

Thomas Voerste

TOPR

|

(" y

Fachbereich
Soziales, Arbeit und
Gesundheit
Dr. Jonathan Fahlbusch

13.1

g W,

Fachdienst
Kinder, Jugend, Sport
Christina Monke (VFBL)
Fachgruppe
Kindertagesbetreuung

Fachgruppe
Wirtschaftliche Jugendhilfe

Fachgruppe
Amtsvormundschaft /
Beistandschaft

Fachgruppe
Unterhaltsvorschuss

Fachdienst
Teilhabe junge Menschen,
Vollzeitpflege, Tagesgruppen
Angela Reiter
Fachgruppe
Eingliederungshilfen nach
§35aSGB Vil und
heilpddagogische Férderung
von Kindern im
Vorschulbereich

Fachgruppe
Vollzeitpflege und
Sonderdienste

Fachdienst
Jugend- u. Sozialdienst (JSD)
Carsten Reichentrog

Fachgruppe JSD Rendsburg
Fachgruppe JSD Eckernforde

Fachgruppe JSD Nortorf

Fachgruppe JSD Kieler
Umland

\_ W,

Fachdienst
Eingliederungshilfen
Barbara Rennekamp

Fachgruppe Verwaltung

Fachgruppe Hilfeplanung 1

Fachgruppe Hilfeplanung 2

Fachdienst
Soziale Sicherung
Uwe Radant (VFBL)
Fachgruppe
Allgemeine
Rechtsangelegenheiten

Fachgruppe
Hilfe bei Pflegebedurftigkeit
und Krankheit

Fachgruppe
Hilfe bei Einkommens-
defiziten, Entschadigungen

Fachdienst
Gesundheitsdienste
Frank Sick
Fachgruppe
Amtsarztlicher Dienst

Fachgruppe Verwaltung
Gesundheitsdienste

Fachgruppe
Jugendirztlicher Dienst /
Jugendzahnarztlicher Dienst

Fachgruppe
Gesundheitsschutz

Fachdienst
Sozialpsychiatrischer Dienst,
Betreuungsbehorde und
Heimaufsicht
Susanne Ott
Fachgruppe
Betreuungsbehorde

Fachgruppe
Heimaufsicht

|

4 y

Fachbereich
Regionalentwicklung,
Bauen und Schule
Sebastian Hetzel

g W,

Fachdienst
Gebdudemanagement
Knut Torsten Arp
Fachgruppe
Liegenschaftsverwaltung und
StraRenwesen

Fachdienst
Bauaufsicht und
Denkmalschutz

Dr. Britta Siefken (VFBL)

Fachgruppe Bauaufsicht 1

Fachgruppe Bauaufsicht 2

Fachdienst
Regionalentwicklung
Volker Breuer

Fachdienst
Schul- und Kulturwesen
Marco Réschmann
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: VO/2020/421
- offentlich - Datum: 10.06.2020
Fachdienst Kinder, Jugend, Sport Ansprechpartner/in: Monke, Christina

Bearbeiter/in: Monke, Christina

Anderung der Aufbauorganisation im Fachdienst Kinder, Jugend,
Sport

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

29.06.2020 Hauptausschuss Kenntnisnahme

Sachverhalt:
Zur Herstellung einer klaren Aufgaben- und Fuhrungsstruktur soll im Fachdienst
Kinder, Jugend, Sport eine Anderung der Aufbauorganisation vorgenommen werden.

Die Einrichtung einer Fachgruppe ,Kindertagesbetreuung” wird zur Umsetzung der
Kita-Reform sowie den aufwachsenden strategischen Aufgaben bei der
Fachdienstleitung notwendig.

Die Organisationsanderung erfolgt im Rahmen des vereinbarten Personalbudgets.
Eine Stellenmehrung findet nicht statt.

Der ab dem 01.07.2020 geltende Verwaltungsgliederungsplan mit den oben
genannten Anderungen ist beigefugt.

Nach dem allgemeinen Verstandnis ist die vorstehende geplante Anderung der
Aufbauorganisation nicht relevant im Sinne des § 51 Abs. 3 KrO. Der Kreistag wird
daher zu einem spateren Zeitpunkt durch die Vorlage eines aktuellen Verwaltungs-
gliederungsplanes in Kenntnis gesetzt.

Das Beteiligungsverfahren nach dem Mitbestimmungsgesetz wurde durchgefuhrt.
Der Personalrat hat der Mallnhahme zugestimmt.

Finanzielle Auswirkungen:
keine

Anlage/n:
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Verwaltungsgliederungsplan

¥

E

der Kreisverwaltung Rendsburg-Eckernforde

NTWURF

Stand: 01.07.2020

( Y
Stabsstelle
Rechnungs- und Gemeindepriifungsamt
Carsten Ludwig
. .
( R
Stabsstelle
Finanzen
Sabine Groeper
. .

4 N

Landrat

Dr. Rolf-Oliver Schwemer

- /

4 )
Gleichstellungsbeauftragte
Silvia Kempe-Waedt
J
~
Behérdl. Datenschutzbeauftragter
Christian Kock
\ J
~
Personalrat
Vorsitzende Petra Dittmer .
Untere Schulaufsicht
Schulamt
[ h Schulrat André B
Schwerbehindertenvertretun, chulrat Andre berg
Schulrétin Kerstin Engels
Uta Hofstetter
\ J

-

Fachbereich
Zentrale Dienste

~

(" y

Umwelt, Kommunal- und
Ordnungswesen

Fachbereich

Nina Fiedler Dr. Martin Kruse
Fachgruppe
\ ) \ Mobilitat )
Falchdlensf . Fachdienst
Personal, Or.gams‘atlon Verkehr
und allgemeine Dienste N. N. (VFBL)
Sigrid Holm (vfBL)
h Fachgruppe
I Fac grup?e StraBenverkehrs-/
Allgemeine Dienste BuRgeldbehdrde
Fachgruppe

Fachdienst
IT-Management und
Digitalisierung
Kevin Kleinschmidt
(kommissarisch)
Fachgruppe
IT-Management

Fachgruppe
Digitalisierungs-
management

Fachdienst
Gremien und Recht
Susanne Jeske-Paasch

VFBL = Vertretung Fachbereichsleitung

Zulassungs-/
Fahrerlaubnisbehorde

Fachdienst
Umwelt
Michael Wittl

Fachgruppe Wasserbehorde

Fachgruppe
Abfall, Bodenschutz und
Natur

Fachdienst
Zuwanderung
Joérn Petersen

Fachgruppe

Aufenthalt

Fachgruppe
Integration und Einblrgerung

Fachdienst
Veterinar- und
Lebensmittelaufsicht
Dr. Manuela Freitag

Fachdienst
Kommunales und Ordnung
Andreas Briick

Fachdienst
Feuerwehr und
Katastrophenschutz
Svend Rix

4 y

Fachbereich
Jugend und Familie

Thomas Voerste

TOPR

(" y

Fachbereich
Soziales, Arbeit und
Gesundheit
Dr. Jonathan Fahlbusch

13.2
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Fachdienst
Kinder, Jugend, Sport
Christina Monke (VFBL)
Fachgruppe
Kindertagesbetreuung

Fachgruppe
Wirtschaftliche Jugendhilfe

Fachgruppe
Amtsvormundschaft /
Beistandschaft

Fachgruppe
Unterhaltsvorschuss

Fachdienst
Teilhabe junge Menschen,
Vollzeitpflege, Tagesgruppen
Angela Reiter
Fachgruppe
Eingliederungshilfen nach
§35aSGB Vil und
heilpddagogische Férderung
von Kindern im
Vorschulbereich

Fachgruppe
Vollzeitpflege und
Sonderdienste

Fachdienst
Jugend- u. Sozialdienst (JSD)
Carsten Reichentrog

Fachgruppe JSD Rendsburg
Fachgruppe JSD Eckernforde

Fachgruppe JSD Nortorf

Fachgruppe JSD Kieler
Umland

\_ W,

Fachdienst
Eingliederungshilfen
Barbara Rennekamp

Fachgruppe Verwaltung

Fachgruppe Hilfeplanung 1

Fachgruppe Hilfeplanung 2

Fachdienst
Soziale Sicherung
Uwe Radant (VFBL)
Fachgruppe
Allgemeine
Rechtsangelegenheiten

Fachgruppe
Hilfe bei Pflegebedurftigkeit
und Krankheit

Fachgruppe
Hilfe bei Einkommens-
defiziten, Entschadigungen

Fachdienst
Gesundheitsdienste
Frank Sick
Fachgruppe
Amtsarztlicher Dienst

Fachgruppe Verwaltung
Gesundheitsdienste

Fachgruppe
Jugendirztlicher Dienst /
Jugendzahnarztlicher Dienst

Fachgruppe
Gesundheitsschutz

Fachdienst
Sozialpsychiatrischer Dienst,
Betreuungsbehorde und
Heimaufsicht
Susanne Ott
Fachgruppe
Betreuungsbehorde

Fachgruppe
Heimaufsicht

4 y

Fachbereich
Regionalentwicklung,
Bauen und Schule
Sebastian Hetzel

g W,

Fachdienst
Gebdudemanagement
Knut Torsten Arp
Fachgruppe
Liegenschaftsverwaltung und
StraRenwesen

Fachdienst
Bauaufsicht und
Denkmalschutz

Dr. Britta Siefken (VFBL)

Fachgruppe Bauaufsicht 1

Fachgruppe Bauaufsicht 2

Fachdienst
Regionalentwicklung
Volker Breuer

Fachdienst
Schul- und Kulturwesen
Marco Réschmann
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Kreis Rendsburg-Eckernforde
Der Landrat

*

Mitteilungsvorlage Vorlage-Nr: V0O/2020/418

- Offentlich - Datum: 09.06.2020

Stabsstelle Finanzen Ansprechpartner/in:  Groeper, Sabine
Bearbeiter/in: Hopfner, Thomas

Berichtswesen - Finanzbericht; Zwischenbericht Januar bis Mai 2020

vorgesehene Beratungsfolge:

Datum Gremium Zustandigkeit

29.06.2020 Hauptausschuss Kenntnisnahme

1. Begriindung der Nichtoffentlichkeit: Entfallt.
2. Sachverhalt:

In der Anlage wird der Zwischenbericht fur den Zeitraum Januar bis Mai 2020
vorgelegt.

Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie und der stetig wechselnden
Gegebenheiten kann zum aktuellen Zeitpunkt keine verlassliche Prognose des
Jahresergebnisses 2020 abgegeben werden. Ohne Berlcksichtigung der Corona-
Krise und unter normalen Bedingungen ergeben sich beim aktuellen Vollzug des
Haushaltsplanes 2020 keine wesentlichen Planabweichungen.

Es ist allerdings das feste Ziel der Kreisverwaltung, die zusatzlichen finanziellen
Belastungen aufgrund der Corona-Krise innerhalb der im Haushaltsplan 2020 zur
Verfligung gestellten Finanzmittel abzuwickeln. Mit Stand 31.05.2020 belaufen sich
diese Belastungen auf rund 750.000 €.

Weitere Informationen zu den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den
Kreishaushalt finden Sie in dem Bericht ,Prognose zu den Auswirkungen der
Corona-Pandemie auf den Haushalt 2020% der als Anlage beigefugt ist.

Auch wenn derzeit viele Entwicklungen nicht bis zum Jahresende vorhergesehen
werden kdnnen, enthalten die einzelnen Berichtsblatter erste Prognosen auf das
voraussichtliche Jahresergebnis des jeweiligen Themenbereichs. Diese basieren
groftenteils auf den Buchungsstanden am 31.05.2020 und kénnen somit nur als
grobe Abschatzung des Haushaltsvollzugs im weiteren Jahresverlauf verstanden
werden.

Seite: 1/2
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Weiterentwicklung des Berichtswesens:
Die Kreisverwaltung ist bestrebt, die Darstellung des Berichtswesens und die
Berichtsinhalte weiterzuentwickeln.

Aus diesem Grund wurden gegenuber den bisherigen Finanzberichten verschiedene
Veranderungen vorgenommen:

e Die Werte des Berichtswesens werden ab sofort zu einem Grol3teil
automatisch generiert.

e Auf nahezu jedem Berichtsblatt wird neben der Prognose nunmehr auch die
daraus resultierende Planabweichung in € und in Prozent dargestellt.

o Verbunden mit diesen neuen Werten wurde ein Ampelsystem eingefuhrt,
welches sowohl positive als auch negative Entwicklungen besser
hervorhebt.

o Es erfolgt mit dem Ampelsystem ab sofort eine Gesamtbewertung in den
jeweiligen Kopfzeilen der Berichtsblatter. Die Bewertung bezieht sich in der
Regel auf den Zuschussbedarf des Kreises, welcher die Auswirkung auf
das Haushaltsergebnis darstellt.

o Die Farblegende sieht fir den gesamten Bericht wie folgt aus:

Farblegende € )
Planabweichung: &

negative Abweichung hoéher als

Negativer Trend

1.000.000 € 10%
Leicht negativer negative Abweichung zwischen
Trend 1.000.000€ und 500.000 € | 10% und 5%
e positive Abweichung hoher als
Positiver Trend OIhE | 10%

Finanzielle Auswirkungen:
Entfallt.

Anlage/n:

- Zwischenbericht Januar bis Mai 2020

- Prognose zu den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den Haushalt 2020,
Stand 01.06.2020
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Kreis Rendsburg-Eckernférde Teil A - Gesamthaushalt

1 Ordentliches Jahresergebnis

- Zusammenfassung der Berichtsblatter

- Zusammenfassung der coronabedingten Planabweichungen
2 Personalaufwendungen

Teil B - Fachbereiche

b
b

Fachbereich Zentrale Dienste

3 Laufender IT-Aufwand der Kreisverwaltung
4 Investitionen in die IT-Ausstatung der Kreisverwaltung

Fachbereich Jugend und Familie

5-6 Hilfe zur Erziehung (Minderjahrige und Volljahrige)
12 -13 Heimerziehung und Familienhilfe

: 17 - 18 Hilfe nach § 35a KJHG
Bud g etbericht 19-20 Frohforderung nach SGB XIl

22 -23 Tagespflege

(Die im Zwischenbericht fehlenden Blatter 7 - 11, 14 - 16 sowie
21 enthalten Detailwerte aus den Ubrigen Berichtsblattern des
Fachbereiches Jugend und Familie und dienen

ZW | S C h e n b el’ | C h t verwaltungsinternen Steuerungszwecken.)

Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit
24 - 25 Hilfe zum Lebensunterhalt

J an U a.r = Mal 2020 26 - 27  Hilfe zur Pflege
28 -29 Leistungen fiir Asylbewerber nach dem AsylbLG
30-31 Eingliederungshilfe
32-33 Kosten der Unterkunft nach dem SGB I

Fachbereich Umwelt, Kommunal- und Ordnungswesen

Farblegende € % 34 Forderung des OPNV
Planabweichung: 35 Schiilerbeférderung
. negative Abweichung héher als
Negativer Trend 1.000.000 € | 10% Fachbereich Regionalentwicklung, Bauen und Schule
Leicht negativer negative Abweichung zwischen 36 Kreisstral’en und Radwege
Trend 1.000.000 € und 500.000 € I 10% und 5% 37 Bewirtschaftung der Liegenschaften
positive Abweichung hoher als 38 Bauunterhaltung

1.000.000 €

Positiver Trend
I 10% 39 HochbaumafRnahmen




Blatt 1 Ordentliches Jahresergebnis Mai 2020
Buchungen Haushaltsjahr 2020 500.000
Periode Ertrage Aufwendungen Ergebnis '
(Monat) % vom % vom 450.000
€ Planwert € Planwert € 400.000 Ny | S—
Januar 9.833.738| 2,3%| 31.234.795] 7,5%| -21.401.058 — — Q
350000 < [ [ | " Nl | S < | ) | R
Februar 13.261.297| 3,0%| 24.867.157| 59 %| -11.605.860 3 o 5 N o
Marz 21.486.441 4’9 % 33.879.902 8,1 % -12.393.461 300.000 L{l\’ ........... CD ........... g ........... £ ........... <[]
April 59.977.362| 13,8%| 26.324.439] 6,3%| 33.652.922 250.000 © - 5 S | K52} 10
Mai 35.381.292| 8,1%| 42.193.039] 10,1 % -6.811.747 < Q S S )
Juni 0 200.000 o N 3 % sl [
Jul 0 150.000 |3 X < < S| -
August 0 N x ®
4 ™
September 0 100.000 g g <
Oktober 0 50.000 |f | e = & f =15
November 0 0 | ‘ I . I
Dezember 0 50,000 [E]
zusammen | 139.940.129| 32,2 %| 158.499.333| 37,9%| -18.559.204 ~ H
Planwert | 434.824.900| 100,0 %| 418.387.100| 100,0 % 16.437.800 & U & & & o
Differenz | -294.884.771] 67,8 %| -259.887.767] -62,1%| -34.997.004 ) AN ) & ol
N ) ) N o
Vv Vv 3> % Q
. _ 0>
Vorjahreswerte:
Ist Jan. - Mai 2019 171.630.782 € 133.364.545 € 38.266.237 € OErtrage DOAufwendungen BOGesamt
vorl. Ergebnis 2019 405.644.439 € 385.246.938 € 20.397.502 € ) ) .
Vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie und der stetig wechselnden
Planwert 2019 394.704.700 € 380.749.200 € 13.955.500 € Gegebenheiten kann zum aktuellen Zeitpunkt keine verlassliche Prognose

Fundstelle im Haushaltsplan:

Ertrdge: Gesamtergebnisplan, Zeilen 10 + 19 (ohne interne Leistungsverrechnungen)
Aufwendungen: Gesamtergebnisplan, Zeilen 17 + 20 (ohne interne Leistungsverrechnungen)

des Jahresergebnisses 2020 abgegeben werden. Ohne Berlicksichtigung
der Corona-Krise und unter normalen Bedingungen ergeben sich beim
aktuellen Vollzug des Haushaltsplanes 2020 keine wesentlichen
Planabweichungen.




Blatt 2 Personalaufwendungen Mai 2020
Buchungen HaUShaItSjahr 2020 50.000 |46 924
. Personalkosten- Jobcenter SGB |l . ' 44.655| '—= |44.866
Periode budget und Kosoz Rickstellungen Gesamtaufwand 43.827 1.7090 & —o5h
(Monat) % vom % vom % vom % vom 39.029 3.890 3.514 — ]
€ Planwert € Planwert € Planwert € Planwert] |40.000 -{37.003 I—'I" """ 6.170] - 30811 - 3218
Januar 3.213.452| 7,7% 237582 6.8% O 00%| 3451.033] 7.3% 2621 H3:439 3.192 .
Februar 2.989.801 7,2 % 237.011 6,7 % 0 0,0 % 3.226.812 6,9 % 3'527 3.323
Marz 3.089.033] 74% 236.800] 6,7 % o 00% 3325833 7.1%| |30000 -1 L || |.
April 3.361.536 8,1% 233.213 6,6 % 0 0,0 % 3.594.750 7,7 % '
Mai 3.113.171 7,5 % 223.137 6,3 % 0 0,0 % 3.336.307 7,1 %
Juni 0 0,0 %
Jul o _00% 20.000 - 37 68a | 1AL OL{39.939]H
September o] 00% 30.855 | - |
Oktober 0] 00% ) |
November 0 0,0 % 10.000
Dezember 0 0,0 %
zusammen 15.766.993] 37,8 % 1.167.743] 332% 0 0,0 % 16.934.735] 36,1 %
Planwert 41.700.500| 100,0 % 3.514.400( 100,0 %| 1.709.300| 100,0 % 46.924.200( 100,0 % 0
Differenz -25.933.507| -62,2 % -2.346.657| -66,8 %| -1.709.300] -100,0 %| -29.989.465| -63,9 % 2016 Ist 2017 Ist 2018Ist 2019Ist 2020 Plan Prognose
OPersonalkosten- OJobcenter SGB Il  ORuckstellungen
Prognose 39.938.735 € 3.217.908 € 1.709.300 € 44.865.943 € budget und Kosoz
Planabweichung -1.761.765 € -296.492 € 0€ -2.058.257 € Die Prognosewerte werden im Rahmen des monatlichen
Personalkostencontrollings ermittelt und basieren auf der
in % -4,2% -8,4% 0,0% -4,4% Personalkostenhochrechnung, die am 06.05.2020 durchgefiihrt worden ist.
Vorjahreswerte: Aktuell wird der Kreishaushalt au3erhalb des Personalkostenbudgest
- noch mit zusatzlichen coronabedingten Personalaufwendungen belastet.
Ist Jan. - Mai 2019 14.676.800 € 1.151.493 € 0€ 15.828.293 € Dabei handelt es sich um die personelle Untersttitzung durch eine
_ Zeitarbeitsfirma flr das Corona-Burgertelefon sowie um Arzte auf
vorl. Ergebnis 2019 37.683.847 € 3.081.141 € 3.889.663 € 44.654.650 € Honorarbasis zur Durchfilhrung von MaRnahmen im Gesundheitsamt.
Planwert 2019 38.343.800 € 3.493.000 € 1.250.400 € 43.087.200 €

Fundstelle im Haushaltsplan:

Gesamtergebnisplan, Zeile 11
Die Ermittlung der Daten erfolgt durch die Stabsstelle Finanzen. Durch die periodengerechte Zuordnung der
Zahlungen kénnen Differenzen zur Mach-Finanzbuchhaltung entstehen.

Berechnungsgrundlagen fir die Prognose:

Manuelle Ermittlung durch die Stabsstelle Finanzen.

Die zusatzliche Belastung soll durch Einsparungen im Rahmen des
Personalkostenbudgets abgefangen werden.

Das Land stellt mit dem Erlass zur personellen Unterstitzung in den
Gesundheitsdmtern zur Nachverfolgung der Infektionsketten im Rahmen
der Corona-Pandemie vom 28.05.2020 auf3erdem rund 470.800 € zur
Verflgung.




Blatt 3 Laufender IT-Aufwand der Kreisverwaltung Mai 2020
Buchungen Haushaltsjahr 2020 2 500
Periode Sachaufwand Personalaufwand zusammen OVR [ mmmm—m—m
(Monat) % vom % vom % vom
€ Planwert € Planwert € Planwert
Januar 156.890| 16,9 % 55.610] 50%|  212.500] 10,4 % 2.034 1927
Februar 118.162] 12,7% 50415 54%| 177577 8.7%| | 2000 [Le21]
Marz 52.870] 57% 50.147] 53 % 112.017] 55% 1.744
April 107.584 11,6 % 51.002 4,6 % 158.585 7,8 %
Mai 72.291 7,8 % 58.535 5,3 % 130.826 6,4 %
- ; : ; 1.425
Juni 0 0,0 % 1.500 1.371 - -1.106
August 0 0,0 %
September 0 0,0 % 697
Oktober 0 0,0 % 1.000 - B B
November 0 0,0 %
Dezember 0 0,0 %
zusammen 507.796| 54,8% 283.709| 25,6 % 791.505| 38,9 %
Planwert 927.200| 100,0 % 1.106.400| 100,0 %| 2.033.600( 100,0 % 500 |- R |935| |940| ----- 927] 14927
Differenz -419.404| -452% -822.691| -74,4%| -1.242.095| -61,1% 689 728
927.200 € 1.000.000 € 1.927.200 €
Prognose 0
(manuell) (manuell) (rechnerisch) 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 |st 2020 Plan Prognose
Planabweichung 0€ -106.400 € -106.400 € O Sachaufwand @Personalaufwand
in % 0,0% -9,6% -5,2%
Die angespannte Marktlage in Bezug auf qualifizierte IT Krafte
Vorjahreswerte: und die Coronakrise haben zur Verzdgerung in der Besetzung
Ist Jan. - Mai 2019 415.665 € 278.758 € 694.423 € von Stellen geflihrt. Dies wird zu eine voraussichtlichen
Planabweichung beim Personalaufwand in Hohe von ca. EUR
vorl. Ergebnis 2019 939.907 € 880.951 € 1.820.858 € 100.000 fuhren
Planwert 2019 807.800 € 1.130.700 € 2.088.500 €
Fundstelle im Haushaltsplan:
Sachaufwand: diverse Teilhaushalte, darin jeweils in Zeilen 13 + 16 enthalten.
Personalaufwand: Teilhaushalt 111405, darin in Zeile 11 enthalten.
Berechnungsgrundlagen fiir die Prognose:
Es wird angenommen, dass die Buchungsstande am Berichtsstichtag des laufenden Jahres und des
Vorjahres im gleichen Verhaltnis zum jeweiligen Jahresbetrag stehen.




Blatt 4 Investitionen in die IT-Ausstattung Mai 2020
Buchungen HHJahr 2020
Periode Auszahlungen 1.200
(Monat) % vom
€ Planwert
Januar 69.734 7,2 % 1.000
Februar 40.821 4,2 %
Marz 32.150 3,3%
April 28.676 3,0%
Mai 24598 25%| | 800 ] 0000 |l e L
Juni
Juli
August
September 600 S
Oktober
soo] | | focol
Dezember 936 % m
soo - 1856 L= T L
zusammen 195.979| 20,3 %
Planwert 966.000| 100,0 %
Differenz -770.021| -79,7 %
oo of e [ ||
o 966.000 € 223
rognose
(manuell) 0
Planabweichung 0€ 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan Prognose
in % 0,0%
Vorjahreswerte: . . . L v
Die Investitionen werden voraussichtlich im geplanten Rahmen getatigt.
Ist Jan. - Mai 2019 114.229 €
vorl. Ergebnis 2019 439.738 €
Planwert 2019 600.000 €
Fundstelle im Haushaltsplan:
Teilhaushalt 111405, Zeile 29
Teilhaushalt 111407, Zeile 29




Aufwendungen fur Hilfen zur Erziehung Minderjahrige

Blatt 5 . o Mai 2020
und fur junge Volljahrige
Buchungen Haushaltsjahr 2020
PeriOde ambulante HZE te”Stationare HZE Stationare HoE |n0bhutnahmen Gesamtaufwand 30000 .......................... 27079 ...........................................................................................
(Monat) % vom % vom % vom % vom % vom 26.453 - o5 401
€ Planwert € Planwert € Planwert € Planwert € Planwert | 1.630 | 25.031 : 24.598

Januar 542811 9,3%]| 121.633| 14,1%]| 2.030.893| 12,0%|  69.976| 7.3%| 2.765.313| 11.2%| |25.000 (3362 1235 > 146 ! 23-910L
Februar 517.062 8,8 % 60.045] 7,0%| 1.475.108 8,7 % 61.699] 6,4%| 2.113.915 8,6 % . . j 960 l:
Marz 469.333] 8,0%| 79.709] 9,3%| 1.351.966 8,0%]| 469.513| 48,9%| 2.370.521] 9,6 %
April 121.793] 21%)| -39.301] -4,6 % 543.972 3,2%]| -299.137] -31,2 % 327.328] 13%
Mai 397.827| 6,8%| 51.584] 6,0%| 1.338.855 79%| 224.820] 23,4%| 2.013.085] 8,2%]| |20.000
Juni 0 0,0 %
Juli o 00%
August 0 0,0 % 19.115
September o[ 0,0%]| | 15000 77248 17.816[-{17.067}{16:923}{16.600
Oktober 0 0,0 %
November 0 0,0 %
Dezember 0 0,0% 1

Zusammen | 2.048.827] 350 %| 273.671] 3L89%]| 6.740.794] 39.8%| 526.871] 54.0%| 9.500.162] 39,0 %] | 10-000

Planwert | 5.855.000] 100,0 %| 860.000] 100,0 %| 16.923.000] 100,0%| 960.000| 100,0 %| 24.598.000| 100,0 %
Differenz | -3.806.173| -65,0 %| -586.329| -68,2 %] -10.182.206| -60,2 %| -433.129] -45,1 %] -15.007.838| -61,0 % 360 -0
5000 876 868 934 875
Prognose 5.650.000 € 700.000 € 16.600.000 € 960.000 € 23.910.000 €
(manuell) (manuell) (manuell) (manuell) (rechnerisch) 4.968 5.466 5.045 5.332 5.855 5.650
Planabweichung -205.000 € -160.000 € -323.000 € 0¢€ -688.000 € 0
in % -3,5% -18,6% -1,9% 0,0% -2,8% S S S & & ng'
F & & & & 0§
Vorjahreswerte: v v v v ‘é\' Q@

Ist Jan. - Mai 2019 | 2.211.885 € 298.259 € 6.257.284 € 906.655 € 9.674.085 €
vorl. Ergebnis 2019 5.332.178 € 875.274 € 17.067.213 € 2.146.166 € 25.420.831 € Oambulante HzE Oteilstationare HzE
Planwert 2019 5.690.000 € 760.000 € 16.599.000 € 1.035.000 € 24.084.000 € Ostationare HzE Oinobhutnahmen

Fundstelle im Haushaltsplan:

Teilhaushalte 363301, 363401 + 363402, darin jeweils in Zeile 15 enthalten.

Berechnungsgrundlagen fiir die Prognose:

ambulante HzE:

Der bisherige durchschnittliche Monatsbetrag des laufenden Jahres wird auch
fur die verbleibenden Monate des Jahres angesetzt.

teilstationare und stationare HzE sowie Inobhutnahmen:

Es wird angenommen, dass die Buchungsstande am Berichtsstichtag des laufenden
Jahres im gleichen Verhdltnis zum Jahresbetrag stehen werden wie die
entsprechenden Buchungsstande in den letzten 4 Jahren zu den damaligen
Jahresbetragen standen (jeweils Mittelwerte).

Stand heute ist die Prognose gunstiger als der Plan. Der Riickgang des Gesamtaufwandes
im Vergleich zum Vorjahr ist starker als angenommen und kann auch auf bereits eingeleitete
MaRnahmen zur Umsteuerung im JSD und auf den damit verbundenen Ruckgang der
Fallzahlen zurickzufiihrt werden. Zu welchem Anteil die positive Entwicklung der
Umsteuerung zuzurechnen ist und wie stark die Coronapandemie Einfluss genommen hat,
ist gegenwartig noch nicht sicher zu bestimmen.




Aufwendungen fir Hilfen zur Erziehung Minderjahrige und fir junge Volljahrige

Blatt 5a -Zuschusshbedarf des Kreises- Mai 2020
Buchungen Haushaltsjahr 2020 30.000
Anteil sonstige Zuschussbedarf des )
Periode Gesamtaufwand Kostentrager Kreises 26.453 27.079
(Monat) % vom % vom % vom M - 24.598 ’M
€ Planwert € Planwert € Planwert | [22:000 H bl 1T Tt :
Januar 2.765.313] 112% 255.340]  45%]| 2.509.973] 13,3%
Februar 2.113.915] 86% 190.371 3,4%| 1.923.544] 10,2% 12_409|
Marz 2.370521] 9.6 % 454.227]  8,0%| 1916.204] 10,19%| [29-000 rf pbt——~1 [ [
April 327.328] 13% 197.764] 35% 129.564| 0,7 % | 17.958| | 15.366|
Mai 2.013.085] 82% 205.097| 36%| 1.807.988[ 95%
Juni o[ _00% 0 0,0%| |15-000 [18.252]
Juli of 00% of 00%
August 0 0,0% 0 0,0 %
September o] 00% o] 0,0%]| |10.000
Oktober of 00% of 00%
November 0 0,0 % 0 0,0 %
Dezember o 00% 0| 00%]| | 5.000 [/
zusammen 9.590.162] 39,0 % 1.302.798] 23,0%| 8.287.364] 43,8%
Planwert 24.598.000| 100,0 % 5.658.000| 100,0 %| 18.940.000| 100,0 % /
Differenz -15.007.838] -61,0 % -4.355.202| -77,0 %| -10.652.636] -56,2 % 0
000
Prognose 23.910.000 € 5.658.000 € 18.252.000 € oo?
(rechnerisch) (manuell) (rechnerisch) >
Planabweichung -688.000 € 0€ -688.000 €
in % -2,8% 0,0% -3,6% BAnteil sonstige Kostentrager B Zuschussbedarf des Kreises
Vorjahreswerte:
Ist Jan. - Mai 2019 9.674.085 € 1.358.360 € 8.315.725 € Durch die positive Entwicklung der Gesamtaufwendungen des Kreises
vorl. Ergebnis 2019 25 420 831 € 10.054.561 € 15.366.270 € far HzE sinkt auch der Zuschussbedarf des Kreises. Im Vergleich zum
Vorjahr wird aktuell zwar mit einem deutlich héherem Zuschussbedarf
Planwert 2019 24.084.000 € 5.943.600 € 18.140.400 €

Fundstelle im Haushaltsplan:
Teilhaushalte 363301, 363401 + 363402, darin jeweils in den Zeilen 3, 6 und 15 enthalten.

Berechnungsgrundlagen fir die Prognose:

Es wird angenommen, dass die Buchungsstande am Berichtsstichtag des laufenden Jahres
im gleichen Verhaltnis zum Jahresbetrag stehen werden wie die entsprechenden
Buchungssténde in den letzten 4 Jahren zu den damaligen Jahresbetragen standen (jeweils

Mittelwerte).

des Kreises gerechnet. Dieser Anstieg fallt allerdings geringer aus, als
bereits in der Haushaltsplanung 2020 angenommen.

Diese Entwicklung kann auch auf bereits eingeleitete MaRnahmen zur
Umsteuerung im JSD und auf den damit verbundenen Riickgang der
Fallzahlen zurtickgefiihrt werden. Zu welchem Anteil die positive
Entwicklung der Umsteuerung zuzurechnen ist und wie stark die
Corona-Pandemie Einfluss genommen hat, ist gegenwartig noch nicht
sicher zu bestimmen.




Anzahl der Hilfen zur Erziehung

Blatt 6 : s . N Mai 2020
Minderjdhrige und fur junge Volljdhrige
Anzahl Haushaltsjahr 2020
der I.auf(?nden ambulante HzE teilstationare HzE stationare HzE
Hilfefélle
am Monatsende % vom % vom % vom
Anzahl Planwert Anzahl Planwert Anzahl Planwert 500
Januar 572 95,8 % 56 86,2 % 574 98,8 %
Februar 587 98,3 % 57 87,7 % 574 98,8 %
Marz 583 97,7 % 55 84,6 % 574 98,8 %
April 573 96,0 % 57 87,7 % 565 97,2 %
Mai 573 96,0 % 56 86,2 % 556 95,7 % 250
Juni 0,0 % 0,0 % 0,0 %
Juli 0,0 % 0,0 % 0,0 %
August 0,0 % 0,0 % 0,0 %
September 0,0 % 0,0 % 0,0 % O‘ w/\— (e 2\ O----O
Oktober 0,0 % 0,0 % 0,0 % | - -
November 0,0% 0,0% 0,0% 0
Dezember 0,0 % 0,0 % 0,0 % 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 20191Ist 2020 Plan  aktueller
aktueller Mittelwert 578 96,8 % 56 86,5 % 569 97,9 % Mittelwert
Planwert 097 | 1000 % 65 | 1000% 581 | 1000 % a-ambulante HZE ~ =o=teilstationdre HzE ~ ~o—stationare HzE
Differenz -19 -3,2% -9 -135% -12 -2,1%
Vorjahreswerte: Anzahl der stationaren Hilfen 2019
Mittelwert
Jan. - Mai 2019 °91 o4 >77 600 574 574 574 565 gg 569
Mittelwert A5k A15R A14R A4k a3 A 145
596 65 580
Januar - Dezember 2019
Planwert 2019 546 67 597 400
Der Riickgang der Fallzahlen kann auf bereits eingeleitete MaRhahmen zur Umsteuerung [s59]| [[559]| ([560]| [[551] [543] 554
im JSD zuriickzufihren sein. In wie fern auch coronabedingte Effekte eine Rolle spielen, 200
wird sich im Laufe des Jahres zeigen.
0
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Osonstige

Ojunge Fluchtlinge




Aufwendungen fur Heimerziehung und Familienhilfe

Blatt 12 ) N : e Mai 2020
Minderjahrige und junge Volljdhrige
Buchungen Haushaltsjahr 2020
Periode Heimerziehung Familienhilfe
(Monat) % vom % vom 15.000
€ Planwert € Planwert
Januar 1.238.039] 10,7 % 403.665 10,4 % 13.820
Februar 953.331 8,2 % 312.733 81%| [12.000 == 12.912 —
Marz 890.642 7,7% 304.423 7,9 % 12.274 12.188
April 179.479] 16% 52.847 1,4 % 11.560 11.100
Mai 907.243 78% 247.330 6,4 %
Juni 0 0,0% 9.000
Juli 0 0,0 %
August 0 0,0 %
September 0 0,0 % 6.000 H |} ped b e b e
Oktober 0 0,0 %
November 0 0,0 %
Dezember 0 0,0 % 3.000 i ) ) i |
zusammen 4.168.734] 36,1 % 1.320.998 34,1 % '
Planwert 11.560.000] 100,0 % 3.875.000] 100,0 % [3.670 [3.734] [3.238] [3.570] [3.875] [3.700]
Differenz -7.391.266] -63,9 % -2.554.002 -65,9 %
0
Prognose 11.100.000 € 3.700.000 € 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan  Prognose
(manuet) (manuet) OHeimerziehung OFamilienhilfe
Planabweichung -460.000 € -175.000 €
in % -4,0% -4,5% . . L ..
_ Stand heute ist die Prognose guinstiger als der Plan. Der Rickgang des
Vorjahreswerte: Gesamtaufwandes im Vergleich zum Vorjahr ist starker als angenommen
Ist Jan. - Mai 2019 4.226.567 € 1.517.990 € und kann auch auf bereits eingeleitete Ma3nahmen zur Umsteuerung im
vorl. Ergebnis 2019 12.188.036 € 3.570.399 € JSD und auf den damit verbundenen Riickgang der Fallzahlen
zurlckzufuhrt werden. Zu welchem Anteil die positive Entwicklung der
Planwert 2019 11.291.000 € 3.840.000 €

Fundstelle im Haushaltsplan:

Teilhaushalte 363301 + 363401, darin jeweils in Zeile 15 enthalten.

Berechnungsgrundlagen fir die Prognose:
Heimerziehung: Es wird angenommen, dass die Buchungsstande am Berichtsstichtag
des laufenden Jahres im gleichen Verhaltnis zum Jahresbetrag stehen werden wie die
entsprechenden Buchungssténde in den letzten 4 Jahren zu den damaligen

Jahresbetragen standen (jeweils Mittelwerte).

Familienhilfe: Der bisherige durchschnittliche Monatsbetrag des laufenden Jahres wird

Umsteuerung zuzurechnen ist und wie stark die Coronapandemie Einfluss
genommen hat, ist gegenwartig noch nicht sicher zu bestimmen.




Aufwendungen fur Heimerziehung und Familienhilfe - Minderjahrige ,
Blatt 12a - Mai 2020
und Volljahrige
Buchungen Haushaltsjahr 2020 20.000
Anteil sonstige Zuschussbedarf des '
Periode Gesamtaufwand Kostentrager Kreises 17.554
(Monat) % vom % vom % vom 16.150
€ Planwert € Planwert € Planwert 15.944 15.758 15.435
Januar 1.641.704] 10,6 % 206510 7.7%| 1.435193] 1L3%| 1000 o L L] L /L 14.800]
Februar 1.266.064] _8,2% 98.280]  3,7%| 1167.785] 9.2% '
Maérz 1.195.065]  7,7% 215541 80%| 979524 7,7 % 7129
April 232.326] _15% 158.285]  59% 74041 06%
Mai 1154573 _75% 80.443]  3,0%| 1074.130 84%
Juni o _00% o _00% 9.271
Juil o[ _00% o[ _0.0%] |10-000
August 0 0,0 % 0 0,0 % 12.109
September 0 0,0 % 0 0,0 %
Oktober o __0,0% o _00%
November 0 0,0 % 0 0,0 %
Dezember o 0,0% o 0,0%| | 5000
zusammen 5.489.732] 35,6 % 759.059] 28,2 %| 4.730.673] 37,1 %
Planwert 15.435.000| 100,0 % 2.690.600| 100,0 %| 12.744.400| 100,0 %
Differenz -0.945.268| -64,4%|  -1.931.541] -71,8%| -8.013.727| -62,9% A 2.691/
. 7
Prognose 14.800.000 € 2.690.900 € 12.109.100 € 2016Ist ~ 2017Ist  2018Ist  2019Ist  2020Plan  Prognose
(rechnerisch) (manuell) (rechnerisch)
Planabweichung 635.000 € +300 € 635.300 € E Anteil sonstige Kostentrager @Zuschussbedarf des Kreises
in % -4,1% +0,0% -5,0%
Sinkende Fallzahlen kénnen auf Umsteuerungseffekte und auf den damit
Vorjahreswerte: verbundenen Rickgang der Fallzahlen zurtickzufiihren sein. Sofern sich
Ist Jan. - Mai 2019 5.744.557 € 844.535 € 4.900.022 € die Fallzahlen im Jahreslauf auf dem niedrigeren Niveau
vorl. Ergebnis 2019 15 758.434 € 6.487 490 € 9270.944 € stabilisieren, kann eine Reduzierung der Prognose erfolgen.
Planwert 2019 15.131.000 € 3.185.600 € 11.945.400 €

Fundstelle im Haushaltsplan:
Teilhaushalte 363301 + 363401, darin jeweils in den Zeilen 3, 6 und 15 enthalten.

Berechnungsgrundlagen fiir die Prognose:

Heimerziehung: Es wird angenommen, dass die Buchungsstande am Berichtsstichtag des
laufenden Jahres im gleichen Verhaltnis zum Jahresbetrag stehen werden wie die entsprechenden
Buchungsstande in den letzten 4 Jahren zu den damaligen Jahresbetrdgen standen (jeweils
Mittelwerte).

Familienhilfe: Der bisherige durchschnittliche Monatsbetrag des laufenden Jahres wird auch fir die
verbleibenden Monate des Jahres angesetzt.




Blatt 13 Fallzahlen in der Heimerziehung und Familienhilfe Mai 2020
Anzahl Haushaltsjahr 2020
der I.auf?nden Heimerziehung Familienhilfe k ﬂ; A A ﬁ -
Hilfefalle |:| Ay yay = -A
am Monatsende % vom % vom |:| |:| |:| |:| |:|
Anzahl Planwert Anzahl Planwert 300
Januar 213 97,3 % 367 96,6 %
Februar 211 96,3 % 372 97,9 %
Marz 209 95,4 % 378 99,5 %
April 204 93,2 % 379 99,7 %
Mai 198 90,4 % 373 98,2 %
Juni 0,0 % 0,0 %] | 150 frromrmmmmmmmessese e s
Juli 0,0 % 0,0 %
August 0,0 % 0,0 %
September 0,0 % 0,0 %
Oktober 0,0 % 0,0 %
November 0,0 % 0,0 % 0 ‘
Dezember 0,0 % 0,0 % 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan aktueller
aktueller Mittelwert 207 94,5 % 374 98,4 % Mittelwert
Planwert 219 | 100,0 % 380 | 100,0 %
Differenz 12 55 % B 1.6 % =C=Heimerziehung =yw=Familienhilfe
Vorjahreswerte: ) _
S TteIvert Der Ruckgang der Aufwendungen und der Fallzahlen kann auf bereits
Jan. - Mai 2019 229 382 eingeleitete MalRnahmen zur Umsteuerung im JSD zurlickzufiihren sein.
Mittelwert In wie fern auch coronabedingte Effekte eine Rolle spielen, wird sich im
Januar - Dezember 2019 225 379 Laufe des Jahres zeigen.
Planwert 2019 230 385




Blatt 17 Aufwendungen far die Hilfen nach § 35a KJHG Mai 2020
Buchungen Haushaltsjahr 2020 6.000
Periode ambulante Hilfen teilstationéare Hilfen stationare Hilfen Gesamtaufwand
5.207]
(Monat) % vom % vom % vom % vom -
€ Planwert € Planwert € Planwert € Planwert
Januar 240.362| 11,8 % 3.880 33%| 246.527| 118% 490.768] 11,6 %
: ; : : 4.287
Februar 337.980] 16,6 % 5075| 43%)| 195582] 9.4%)|  538.637] 12.7%]|| 4-°00 S [ 4.235} 4.120
Marz 277.895| 13,7 % 2.537 21% 163.212 7.8% 443.644] 10,5 % . |_| 2.272
April -126.907| -6,3% 5.153] 44% 30249 -1,4%| -152.003] -3,6 % :
Mai 350.203] 17,7 % 7.293 6,2 % 186.307 8,9 % 552.804| 13,1 %
Juni o[ _00% 2.037 2.087]| {[2.000]
Jul o[ o0.00%|| 309 2.033|[
August 0 0,0 % 2.023
44 118
September o] 00% 90
Oktober 0 0,0 %
November 0 0,0 % ;
Dezember 0 0,0 % 1.500 9 2.870
Zusammen |__ 1.088.532| 53.6 %| __ 23.938] 203 %)| _ 761.380] 36,5 %]| 1.873.850] 44,2 % 1823]| [L&296 12.030|| [[2.030]
Planwert 2.030.000| 100,0 % 118.000] 100,0 %| 2.087.000] 100,0%]| 4.235.000| 100,0 % 1.491
Differenz -941.468| -46,4 % -94.062| -79,7 %| -1.325.620| -63,5%)| -2.361.150| -55,8 %
0
Prognose 2.030.000 € 90.000 € 2.000.000 € 4.120.000 € 2016Ist 2017 Ist 2018Ist 2019 Ist 2020 Plan Prognose
(manuell) (manuell) (manuell) (rechnerisch)
Planabweichung 0€ -28.000 € -87.000 € -115.000 € ODambulante Hilfen @teilstationdre Hilfen Ostationare Hilfen
in % 0,0% -23,7% -4,2% 2,7%
Vorjahreswerte: Die Stand Mai im Vergleich zum Plan niedrigere Prognose
Ist Jan. - Mai 2019 815.415 € 27.603 € 698.932 € 1.541.949 € be! den AyﬁNen_dungen ist Folge einer engen Stguerung
, bei den Einzelfallen (Stundenumfang etc.).Das Ziel der
vorl. Ergebnis 2019 2.869.901 € 64.909 € 2.272.102 € 5.206.912 € ) . g
Fallzahlsenkung konnte bislang nicht erreicht werden.
Planwert 2019 1.970.000 € 60.000 € 1.740.000 € 3.770.000 €

Fundstelle im Haushaltsplan:

Teilhaushalte 363403 + 363404, darin jeweils in Zeile 15 enthalten.

Berechnungsgrundlagen fir die Prognose:

ambulante Hilfen:

Der bisherige durchschnittliche Monatsbetrag des laufenden Jahres wird auch fiir die verbleibenden Monate

des Jahres angesetzt.

teilstationare und stationare Hilfen:

Es wird angenommen, dass die Buchungsstande am Berichtsstichtag des laufenden Jahres im gleichen Verhaltnis
zum Jahresbetrag stehen werden wie die entsprechenden Buchungsstande in den letzten 4 Jahren zu den damaligen
Jahresbetragen standen (jeweils Mittelwerte).




Aufwendungen fur Hilfen nach 8§ 35a KJHG

Blatt 17a : Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020
: : 6.000
Gesamtaufwand Anteil sonstige Zuschussbedarf des
Periode Kostentrager Kreises 5.207
(Monat) % vom % vom % vom
€ Planwert € Planwert € Planwert
Januar 490.768| 11,6 % 34.940 7.3% 455.828] 12,1 % 5000 T OO 4287 ... .. 4,235 | .| 4.120
Februar 538.637| 12,7 % 16.845] 35% 521.792] 13,9% 3.905
Marz 443.644] 105 % 35.798] 75%|  407.846] 10,9 % 3.593
April -152.003] -36% 19.398]  41%| -171.401] -46%
Mai 552.804] 13,1% 24212 51% 528.592| 14,1% 4.329
Juni o 00% o 00%| [ 3000 - = BE
Juli o 00% of 00% 3.854] 3.756 [3.641]
August 0 00% o 0,0% 3.112] -
September 0 0,0 % 0 0,0 % |3.360|
Oktober 0 0,0 % 0 0,0 % 1500 - - |-
November 0 0,0 % 0 0,0 %
Dezember 0 0,0 % 0 0,0 %
Zusammen 1.873.850] 44,2 % 131.193| 27,4%| 1.742.657| 46,4 %
Planwert [ 4.235.000] 100,0 % 478.600] 100,0 %] 3.756.400] 100,0 % 793 433 878 a9l Hare]
, 233 #
Differenz -2.361.150| -55,8 % -347.407| -72,6 %| -2.013.743] -53.6 % 0
2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan Prognose
Prognose 4.120.000 € 478.600 € 3.641.400 €
(rechnerisch) (manuell) (rechnerisch) E Anteil sonstige Kostentrager @©Zuschussbedarf des Kreises
Planabweichung -115.000 € 0€ -115.000 €
in % -2,7% 0,0% -3,1% _ — _ - _
Die Stand Mai im Vergleich zum Plan niedrigere Prognose bei
Vorjahreswerte: den Aufwendungen ist Folge einer engen Steuerung bei den
Ist Jan. - Mai 2019 1.541.949 € 136.314 € 1.405.635 € Einzelfallen (Stundenumfang etc.). Das Ziel der
vorl. Ergebnis 2019 C 206,912 € 478,385 € 4308528 € Fallzahlsenkung konnte bislang nicht erreicht werden.
Planwert 2019 3.770.000 € 458.600 € 3.311.400 €

Fundstelle im Haushaltsplan:

Teilhaushalte 363403 + 363404, darin jeweils in den Zeilen 3, 6 und 15 enthalten.

Berechnungsgrundlagen fir die Prognose:

ambulante Hilfen:

Der bisherige durchschnittliche Monatsbetrag des laufenden Jahres wird auch fiir die verbleibenden
Monate des Jahres angesetzt.

teilstationare und stationare Hilfen:

Es wird angenommen, dass die Buchungsstédnde am Berichtsstichtag des laufenden Jahres
im gleichen Verhaltnis zum Jahresbetrag stehen werden wie die entsprechenden Buchungssténde
in den letzten 4 Jahren zu den damaligen Jahresbetréagen standen (jeweils Mittelwerte).




Blatt 18 Fallzahlen far die Hilfen nach § 35a KIJHG Mai 2020
Anzahl Haushaltsjahr 2020
der I.auf(?nden ambulante Hilfen teilstationare Hilfen stationare Hilfen
Hilfefélle 250
am Monatsende % vom % vom % vom
Anzahl Planwert Anzahl Planwert Anzahl Planwert
Januar 269 | 119,6 % 5 83,3 % 34 919 % |,
Februar 267 | 118,7% 5 83,3 % 35 94,6 %
Marz 273 | 1213 % 4 66,7 % 37 | 100,0 %
April 268 | 119,1% 4 66,7 % 38 [ 102,7%
Mai 278 | 123,6 % 4 | 66,7% 37 | 100,0%| [1°0 170
Juni 0,0 % 0,0 % 0,0 %
Juli 0,0 % 0,0 % 0,0 %
August 0,0 % 0,0 % 0,0%| [100
September 0,0 % 0,0 % 0,0 %
Oktober 0,0 % 0,0 % 0,0 % 36 34 37 37 36
November 0,0 % 0,0 % 0,0%] | 90 g e 7] S ... ... ! """""
Dezember _ 0,0 % 0,0 % 0,0 % 15[ 4] — 14 5] 6]
aktueller Mittelwert 271 120,4 % 4 73,3 % 36 97,8 % (L — —\ N\ q - o -
Planwert 225 | 100,0% 6 | 100,0% 37 | 100,0 % 0 Y D g o ‘
Differenz 216 20,4 % ) -26.7 % 1 2.2 % 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 1Ist 2020 Plan aktueller
Mittelwert
Vorjahreswerte: =rw=ambulante Hilfen e=omteilstationare Hilfen e=t=mstationare Hilfen
Mittelwert
Jan. - Mai 2019 230 S 40
Mittelwert 248 5 37 . . . .
Januar - Dezember 2019 Der Fallzahlenanstieg bei den ambulanten Hilfen ist vor allem auf
Planwert 2019 207 4 32 eine hohe__ZahI an Antragen_ auf Schl_JIbegIeltung in 2020
zurckzufuhren. Der Plan einer deutlichen Absenkung der Fallzahlen
kann nicht erreicht werden. Die Prognose der Gesamtaufwendungen
muss jedoch auf Grund einer verstarkten Steuerung in den
Einzelfallen nicht angepasst werden (z.B. bei den bewilligten
Betreuungsstunden).




Aufwendungen fur die Fruhférderung :
Blatt 19 _ : ) . . Mai 2020
(heilpddagogische Forderung von Kindern im Vorschulalter)
Haushaltsjahr 2020 6.000
Buchungen ambulante teilstationare )
Periode Fruhférderung Frihforderung zusammen 5.305
(Monat) % vom % vom % vom
€ Planwert € Planwert € Planwert 5.000
Januar 184.230] 10,3% 326.288| 12,9 % 510.518] 11,9% [4.303] [4.303]
Februar 111.669 6,3 % 452.718] 18,0 % 564.387| 13,1%
Marz 35.939]  2,0% 47.064] 19% 83.003  1.9%| | 4000 3.880 3.961 [3.923]
April 113.659 6,4 % 282.365| 11,2% 396.024] 92% '
Mai 40.056 2.2% 265.653] 10,5 % 305.709]  7,1% 3.251
Juni 0 0,0 % |2 522| |2 522|
Juli of o00%|| 3000 -  "1——I"1——"1 [ e N : -
August o[ 0,0% 2 436 2.481 2.295
September 0 0,0 %
Oktober 0 0,0% 2.000
November of 00% '
Dezember 0 0,0 %
zusammen 485.554 27,3 % 1.374.087 54,5%]| 1.859.641| 432%
Planwert 1.781.000] 100,0 % 2.522.000] 100,0%| 4.303.000] 100,0 %] | 1.000
Differenz -1.295.446] -72,7 %] -1.147.913| -455 %]| -2.443.359| -56,8 %
1.781.000 € 2.522.000 € 4.303.000 € 0
Prognose ) 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan Prognose
(manuell) (manuell) (rechnerisch)
Planabweichung 0€ 0€ 0€ BEambulante Frihforderung Oteilstationare Frihforderung
in % 0,0% 0,0% 0,0%
Planung und Prognose stimmen weiterhin tberein.
Vorjahreswerte: Ein leichter Ans_tieg in dgn Fallz‘ahlen, vor allem im .Bereich der
st Jan. - Mai 2019 646956 € 1357989 € > 004.945 € ambulanten Leistungen in Bereich der heilpadagogischen Forderung
T > 054.396 € 3251036 € 5305434 € ist zu verzeichnen. Die Aufwendungen werden bei dem geringen
VOorl. er ni . . . . . . . . . . . . .
or. =rgehnis Aufwuchs nicht beeinflusst, im Bereich dieser Leistungen erfolgt eine

Fundstelle im Haushaltsplan:

Teilhaushalt 363403, darin in Zeile 15 enthalten.

Berechnungsgrundlagen fiir die Prognose:

Es wird angenommen, dass die Buchungsstande am Berichtsstichtag des laufenden Jahres und des
Vorjahres im gleichen Verhaltnis zum jeweiligen Jahresbetrag stehen.




Aufwendungen fur Frihférderung :
Blatt 19a : Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Haushaltsjahr 2020 P o T
Buchungen Anteil sonstige Zuschussbedarf des '
Periode Gesamtaufwand Kostentrager Kreises 5.305
(Monat) % vom % vom % vom 5.000
€ Planwert € Planwert € Planwert :
Januar 510.518] 11,0 % 1.859]  0,1%]|  508.660] 59.4 % 1.073 14.303] 14.303]
Februar 564.387] 131 % 1.240 0,0%| 563.147] 658% 3.961
Méarz 83.003 19% 296]  0,0% 82.707]  9,7%| | 4.000 856
April 396.024]  92% 129] 0,0%| 395.895] 46,2%
Mai 305.709]  71% 10.020]  0,3%|  295.689] 34,5 %
Juni 0 0,0% 0 0,0% 3.000
Juli o[ 00% o[ 00%
August o[ 00% o[ 00%
September 0 0,0 % 0 0,0 % 4.232
Oktober o 00% o[ 00w | 2000 4.232]
November 0] 00% 0] 0,0% 3.126 3.231 3.321 3.447
Dezember 0 0,0 % 0 0,0 %
zusammen 1.859.641| 43,2 % 13.544] 0,4 %| 1.846.097| 215,7%| | 1.000
Planwert | 4.303.000] 100,0 %| 3.447.000] 100,0 %|  856.000] 100,0 %
Differenz | -2.443.359] -56,8 %| -3.433.456] -99,6 %|  990.097] 115,7 %
0
b 4.303.000 € 3.447.000 € 856.000 € 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 20191Ist 2020 Plan Prognose
rognose i i . . . .
(rechnerisch) (manuell) (rechnerisch) E Anteil sonstige Kostentrager O Zuschussbedarf des Kreises
Planabweichung 0€ 0€ 0€
in % 0,0% 0,0% 0,0% _ _ _ -
Die Aufwendungen liegen auch in der Prognose weiterhin im Planwert.
Vorjahreswerte: Auch wenn teilweise Coronabedingt keine Leistungen erbracht werden
st Jan. - Mai 2019 5 004.945 € 1377088 € 526,957 € konnten, gibt es keine Abse_nkung. Kulanzregelungen mit de_n Tragern
zur Aufrechterhaltung der Hilfen und Deckung der Bedarfe sind
vorl. Ergebnis 2019 5.305.434 € 4.231.974 € 1.073.460 € landesweit geschlossen.
Planwert 2019 4.140.000 € 3.317.000 € 823.000 €

Fundstelle im Haushaltsplan:

Teilhaushalt 363403, darin in den Zeilen 6 und 15 enthalten.

Berechnungsgrundlagen fur die Prognose:
Es wird angenommen, dass die Buchungsstédnde am Berichtsstichtag des laufenden Jahres und

des Vorjahres im gleichen Verhaltnis zum jeweiligen Jahresbetrag stehen.




Blatt 20 Fallzahlen in der Frihforderung Mai 2020
Anzanhl Haushaltsjahr 2020
der laufenden ambulante teilstationare W---—A
Hilfefalle Fruhférderung Fruhférderung | |
am Monatsende % vom % vom 300 M | | | |
Anzahl Planwert Anzahl Planwert
Januar 341 98,3 % 106 95,5 % |:| |:|
Februar 349 100,6 % 115 103,6 %
Marz 367 105,8 % 117 105,4 % 200
April 369 106,3 % 117 105,4 %
Mai 380 109,5 % 118 106,3 %
Juni 0,0 % 0,0 % O
Juli 0,0 % 0,0%] | 100 128l —mnz
August 0,0 % 0,0% -110 108 -111 -115
September 0,0 % 0,0 % - -
Oktober 0,0 % 0,0 %
November 0,0 % 0,0 % 0 ‘
Dezember 0.0 % 0,0 % 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan  aktueller
aktueller Mittelwert 361 104,1 % 115 103,2 % Mittelwert
Planwert 347 100,0 % 111 100,0 % ) )
Differenz 12 2.1 % 2 3.2 % == ambulante Frihférderung =Omteijlstationdre Frihforderung
Vorjahreswerte: . . .
Mittjelwert Der Aufwuchs der Fallzahlen ist gering und verursacht keine
Jan. - Mai 2019 336 107 Veranderung der Prognose. Grund ist hier die Erstattung des Landes zu
Mittelwert 80% der Kosten.
Januar - Dezember 2019 353 108
Planwert 2019 335 108




Aufwendungen fur Forderung von Kindern in Tagespflege :
Blatt 22 . Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020 5.000
_ Gesamtaufwand Elternbeitrage Anteil son”stlge Zuschusspedarf des |4.501| |4.501|
Periode Kostentrager Kreises
(Monat) % vom % vom % vom % vom 738
€ Planwert € Planwert € Planwer € Planwert] [4:000 oo - """
Januar 203.307] 45% 68.195 50% o] 00% 135.112] 18,3 %
Februar 229.040] 51 % 75.099] 55% 5120 0,2% 148.821] 20,2 % > 911 2.338
Marz 230.368] 51% 99.983] 73 % 230.887] 9,6 %] -100.502] -13,6 %] |3.000 56371 - i
April 230.711] 51% 58.819] 43% 68392] 29% 103.500] 14,0 % 2385 L£257]
Mai 240.948] 54 % 24.718] 18% 0] 0,0%| 216.230] 293 % 2.393
Juni o_00% [1.894] 1103l [LL:322
Juli 0 0,0 % 2.000 | 1.108| L= 793
August 0 0,0 % |848|
September 0 0,0 % W 582
Oktober 0 0,0 %] |1.000 446 467 -
November 0 0,0 % 1.370 1.370
Dezember 0 0,0 % 810 937 1.006 | I | I
zusammen | 1.134.374] 252 % 326.813] 23,9% 304.399] 12,7%| 503.162] 68,2% 0
Planwert | 4.501.000] 100,0 %| 1.370.000] 100,0 %| 2.393.100{100,0%|  737.900] 100,0 %
Differenz | -3.366.626] -74,8 %)| -1.043.187| -76,1%)| -2.088.701] -87,3%| -234.738| -3L8 % 20161st 2017Ist 2018Ist 2019Ist 2020 Plan Prognose
O Zuschussbedarf des Kreises OAnteil sonstige Kostentrager
Prognose 4.501.000 € 1.370.000 € 793.100 € 2.337.900 € OElternbeitrage
(manuell) (manuell) (manuell) (rechnerisch)
Planabweichung 0¢€ 0¢€ ~1.600.000 € +1.600.000 € Der Minderertrag in Héhe von 1,6 Mio. € ist auf die
in % 0.0% 0.0% -66,9% +216,8% Verschiebung der Kita-Reform zuriickzufuhren. Zuschusse
Vorjahreswerte: des Landes und der Gemeinden gibt es nach d(_am neuen
: System erst zum 01.01.2021. Der Kreis muss die erhchten
vorl. Ergebnis 2019 2.911.063 € 1.006.294 € 582.412 € 1.322.357 € eigenen Mittel trfagen. Grundlage hierfur ist das Gesetz zur
Anderung des Kita-Reformgesetzes als Folge der
Planwert 2019 2.470.500 € 800.000 € 501.500 € 1.169.000 € Vereinbarungen (Letter of Intent) zwischen Land und
kommunalen Spitzenverbanden. Eine Kompensation durch
Fundstelle im Haushaltsplan: nicht zu leistende Aufwendungen im Bereich der F6rderung
Elternbeitrége: Teilhaushalt 361201, Zeilen 3 von K|ndertagesstatten |St ZU erwarten. D|e
Anteil sonstige Kostentrager: Teilhaushalt 361201, Zeile 2 + 6 Fi ; ; ; 5
; : ' inanzbeziehungen sind noch in der Klarung.
Gesamtaufwand: Teilhaushalt 361201, Zeilen 15 + 16 9 9




Blatt 23 Fallzahlen in der Tagespflege Mai 2020
Anzahl Haushaltsjahr 2020
der I.auf?nden unter 3 Jahre Uber 3 Jahre 500 -------O
Hilfefalle 520 525
am Monatsende % vom % vom 276
Anzahl Planwert Anzahl Planwert -1 ,
400
Januar 532 114 &
Februar 536 120 387
Mérz 537 119 300
April 521 124
Mai 498 135
Juni 200
Juli
AUgUSt N\ N\ - - - -
September 100 O Sl _— C -Q
Oktober 122
November
Dezember 0
aktueller Mittelwert 525 122 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist aktueller
Planwert Mittelwert
Differenz 525 120 «=O=ynter 3 Jahre «=O={iber 3 Jahre
Vorjahreswerte:
Mittelwert
Jan. - Mai 2019 514 126
Mittelwert
Januar - Dezember 2019 520 121




Aufwendungen der Hilfe zum Lebensunterhalt

Blatt 24 . Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020 16.000
Periode angrhaIb von in Einrichtungen Gesamtaufwand Anteil sonﬂstlge Zuschusspedarf des |14-277| |14-277|
Einrichtungen Kostentréger Kreises 14.000
% vom % vom % vom % vom % vom :

(Monat) € Planwert Planwert € Planwert € Planwert € Planwert | 2.569 | | 2-569l
Januar 484.553 3,7% 204.221 19,1% 688.775 4,8 % 239.281 2,0% 449.494| 17,5 %] | 12.000 -
Februar 484.553 3,7% 215.238 20,1% 699.791 4,9 % 250.297 2,1% 449.494| 175% f{
Mérz 484.553 3,7% 225.407 21,1% 709.961 5,0 % 260.467 2,2% 449.494 17,5%]1| 10.000
April 199.818 18,7% 199.818 1,4 % 199.818 1,7% 0 0,0 %

Mai 196.115 18,3% 196.115 1,4 % 196.115 1,7% 0 0,0 %
Juni 8.000 /
Jul A
August 6.000 -
September
Oktober 4.000
November
Dezember 2000
zusammen 1.453.660| 11,0%]| 1.040.800 1,0 %] 2.494.460| 175% 1.145.978 9,8%]| 1.348.482| 52,5% '

Planwert 13.207.900( 100,0 %]| 1.069.200| 100,0 %] 14.277.100| 100,0 %] 11.707.700| 100,0 %| 2.569.400| 100,0 % 0

Differenz | -11.754.240| -89 % -28.400|  -2,7 %]-11.782.640( -82,5 %] -10.561.722| -90,2 %| -1.220.918| -47,5% 2016 Ist 2017 Ist 2018Ist 2019 Ist 2020 Plan Prognose
Prognose 13.207.900 € 1.069.200 € 14.277.100 € 11.707.700 € 2.569.400 € mSonstige Kostentrager B Zuschussbedarf des Kreises

(manuell) (manuell) (rechnerisch) (manuell) (rechnerisch)
Planabweichung 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
in % 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% Aufgrund der BThG-bedingten Umstellung der
Vorjahreswerte: Leistungserbringung ab 01/2020 wurde mit steigenden

Ist Jan. - Mai 2019]  1.460.544 € 1435319 € 2.895.863 € 2.482.901 € 412.962 € Aufwendungen durch die neu hinzukommenden EGH-Falle
vorl. Ergebnis 2019| 4.772.980 € 2.892.165 € 7.665.144 € 6.421.832 € 1.243312 € gerechnet. Dies hat den Planwertim )
Planwert 2019 4.990.200 € 2.800.300 € 7.790.500 € 6.425.700 € 1.364.800 € Vergleich zum Vorjahr um etwa 6,5 Millionen Euro erhoht.

Fundstelle im Haushaltsplan:

Sonstige Kostentrager:
Teilhaushalt 311101, Zeilen 3+6

Aufwendungen:

Teilhaushalt 311101, Zeile 15

Berechnungsgrundlagen fir die Prognose:
Fir die Berechnung der Prognose (jahresbezogen) werden die tatsachlichen Aufwendungen aus Lissa der bereits abgerechneten
Monate hochgerechnet und eine Plausibilitatskontrolle anhand der Vorjahreswerte durchgefuhrt.

Da die Umstellung der Félle noch nicht abgeschlossen ist, sind
diese

Kosten bisher geringer ausgefallen als veranschlagt. Durch die
laufende Umstellung werden diese Aufwendungen in Zukunft
voraussichtlich auf das Planniveau steigen.




Blatt 25 Fallzahlen in der Hilfe zum Lebensunterhalt Mai 2020
Anzahl Haushaltsjahr 2020
der laufenden auBBerhalb von in Einrichtunaen esamt
Hilfefalle Einrichtungen g 9
am Monatsende % vom % vom % vom
Anzahl Planwert Anzahl Planwert Anzahl Planwert 2.000 MX\X 4
Januar 667 388 86,2 % 1.055 | 54,1% -2_031 [ — > G
Februar 667 395 87,8 % 1.062 54,5 % 1.951 >K 1887 1.950
Marz 667 44,5 % 386 | 85,8 % 1053 | 54,0% 1.865 :
April 399 88,7 % 399 20,5 %
Mai 399 88,7 % 399 20,5 %
Juni
Juli () e . N\
August ’—l — ~ %
Oktober
November M
Dezember I:] ﬂ
aktueller Mittelwert 667 445 % 393 87,4 % 1.060 54,4 % I:I I:I I:I
Planwert 1.500 100,0 % 450 100,0 % 1.950 100,0 %
Differenz -833 | -55,5% 57 | -12,6 % -890 | -45.6 %
Vorjahreswerte: 0
Mittelwert 799 1210 1.932 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan
Jan. - Mai 2019
[\]/Ialtrfﬁg\rle-rlgezember 2019 675 1.212 1.887
=e=aulBerhalb von Einrichtungen =O==in Einrichtungen ==X==gesamt

Planwert 2019 737 1.232 1.969

Bei den Planwerten handelt es sich um Jahresmittelwerte.

Durch die BThG-Umstellung hat eine Verlagerung von Fallen von "in
Einrichtungen" nach "auf3erhalb von Einrichtungen" stattgefunden. Die
Verschiebung ist aktuell auf Basis der vorliegenden Meldungen von den
Amtern und amtsfreien Gemeinden noch nicht darstellbar.




Aufwendungen der Hilfe zur Pflege

Blatt 26 . Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020
Periode angrhaIb von in Einrichtungen Gesamtaufwand Anteil sonﬂstlge Zuschusspedarf des} 9.000
Einrichtungen Kostentréger Kreises
% vom % vom % vom % vom % vom 8.000
(Monat) € Planwert € Planwert € Planwert € Planwert € Planwert
Januar 146.512 8,6%| 474.126 7,6% 620.639] 7,8%| 475.359 7,3%| 145.279] 10,2 %] 7.000
Februar 128.235 7,5%| 565.027 9,0% 693.262] 8,7 %| 565.645 8,6%| 127.617] 89%
Marz 112.968 6,6%| 560.508 8,9% 673.475] 84%| 560.982 8,6%| 112.493] 7,9 %] 6.000
April 121.409 7,1%| 585.888 9,3% 707.296] 8,9 %| 585.959 8,9%| 121.337] 85%
Mai 130.216 7,7%| 591.535 9,4% 721.752] 9,0%| 591.635 9,0%| 130.116] 9,1 %] 5.000
Juni
Juli 4.000
August
September 3.000
Oktober
November 2.000
Dezember
zusammen | 639.340]  37.6%| 2.777.084] 44,2%| 3.416.424] 42,8 %| 2.779.581| 42,5%| 636.843| 44,5 %] 1000
Planwert | 1.699.900| 100,0 %| 6.277.700| 100,0 %] 7.977.600| 100,0 %| 6.547.800| 100,0 %| 1.429.800| 100,0 % 0
Differenz | -1.060.560 -62 %| -3.500.616| -55,8 %] -4.561.176| -57,2 %] -3.768.219| -57,5% -792.957| -55,5% 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan Prognose
Prognose 1.534.417 € 6.665.001 € 8.199.417 € 7.346.770 € 852.647 €
(rechnerisch) (rechnerisch) (rechnerisch) (rechnerisch) (rechnerisch) B Sonstige Kostentrager BZuschussbedarf des Kreises
Planabweichung -165.483 € +387.301 € +221.817 € +798.970 € -577.153 €
in % 9.7% +6,2% +2,8% +12,2% Rl Die Aufwendungen der Hilfe zur Pflege in Einrichtungen
Vorjahreswerte: fallen trotz sinkender Fallzahlen héher aus, da der Aufwand
Ist Jan. - Mai 2019 | 537.457 € 2.118.465 € 3.218.018 € 2.168.621 € 1.049.397 € pro Fall nach dem Jahresergebnis 2019 héher liegt, als es
- zum Zeitpunkt der Haushaltsplanung fur das Jahr 2020
vorl. Ergebnis 2019 | 1.417.756 € 5.547.024 € 6.964.780 € 5.731.930 € 1.232.850 € erkennbar war. Griinde hierfiir sind eine Vielzahl von neuen
Planwert 2019 1.700.000 € 4.467.600 € 6.167.600 € 4.990.600 € 1.177.000 € Vergitungsvertragen mit deutlich hoheren Entgeltsatzen und

Fundstelle im Haushaltsplan:

Sonstige Kostentrager:

Teilhaushalt 311201, Zeilen 3+6

Aufwendungen:

Teilhaushalt 311201, Zeile 15

Berechnungsgrundlagen fiir die Prognose:
Fir die Berechnung der Prognose (jahresbezogen) werden die tatsdchlichen Aufwendungen aus Lissa der bereits abgerechneten
Monate hochgerechnet und eine Plausibilitdtskontrolle anhand der Vorjahreswerte durchgefuhrt.

die deutlich geminderte Ertragslage durch den aufgrund
gesetzlicher Anderngen zum Januar 2020 weggefallenen
Unterhaltsrickgriff.




Blatt 27 Fallzahlen in der Hilfe zur Pflege Mai 2020
Anzahl Haushaltsjahr 2020
der laufenden auBBerhalb von in Einrichtungen gesamt
Hilfefalle Einrichtungen
am Monatsende % vom % vom % vom 1.000
Anzahl Planwert Anzahl Planwert Anzahl Planwert
Januar 200 83,3 % 717 84,0 % 917 | 83,8%
Februar 200 83,3 % 737 86,3 % 937 | 856%
Mérz 200 83,3 % 728 85,2 % 928 | 84,8%
April 200 83,3 % 757 88,6 % 957 | 875% 750
Mai 200 83,3 % 757 88,6 % 957 | 875%
Juni
Juli 668 R 672
August
September 500
Oktober
November
Dezember
aktueller Mittelwert 200 83,3 % 739 86,6 % 939 85,9 % 250 p— < e\ w
Planwert 240 | 100,0% 854 | 100,0% 1.094 | 100,0 % |:] ~Zx — X~ ~—a A
Differenz -40 -16,7 % -115 -13,4 % -155 | -14,1% I:l |:] |:] |:l |:I
Vorjahreswerte: 0 ‘
Mittelwert 2016Ist ~ 2017Ist  2018Ist  2019Ist 2020 Plan aktueller
Jan. - Mai 2019 219 670 889 Mi
Mittelwert ittelwert
Januar - Dezember 2019 214 672 887 L . A
=e=aulBerhalb von Einrichtungen =O==in Einrichtungen ==X==gesamt
Planwert 2019 240 657 897
Bei dem Planwert handelt es sich um den Jahresmittelwert. Aufgrund eines
deutlichen Fallzahlenanstiegs im 1. Halbjahr 2019 wurde im Rahmen der
Haushaltsplanung 2020 die Annahme getroffen, dass auch im Jahr 2020 eine
weitere Steigerung erfolgt. Diese Fallzahlsteigerung hat sich nunmehr
erfreulicherweise nicht entsprechend fortgesetzt.




Aufwendungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz .
Blatt 28 . Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020 35.000
. Anteil sonstige Zuschussbedarf des :
Periode Gesamtaufwand - ;
Kostentrager Kreises
(Monat) % vom % vom % vom
€ Planwert € Planwert € Planwert B0.000 {2800 b
Januar 1.753.365 12,0% 1.259.038 12,1% 494.327| 11,8%
Februar 825.066 5,6% 603.364 5,8% 221.702 5,3 %
Marz 1.424.852] _ 9.7% 1.022.678] _ 9,8% 402.174] _96%| | 25000
April 840.312 5,7% 604.870 5,8% 235.442 5,6 %
Mai 1.449.611 9,9% 1.038.492 9,9% 411.119 9,8 %
Juni 20,000 [ e s
Juli
August -14.654
September 15.000 13.395 |
Oktober
November 3.378
Dezember 10.000 ?
zusammen 6.293.206( 42,9% 4.528.441 43,3% 1.764.765| 42,0% I /
Planwert | 14.654.000 | 100,0 % 10.447.300( 100,0 % 4.206.700{ 100,0 %
Differenz | -8.360.794] 57,1%|  5.918.859] 56,7 %| 2.441.935] 580%| | 2000 9.197 L1044/ }— 10.018
13.395.476 € 10.017.795 € 3.377.681 € 0 A
Prognose 2016 Ist 2017 Ist  2018Ist 2019Ist 2020 Plan Prognose
(rechnerisch) (rechnerisch) (rechnerisch) . .
m Sonstige Kostentrager O Zuschussbedarf des Kreises
Planabweichung -1.258.524 € -429.505 € -829.019 €
in % -8,6% -4,1% -19,7% . . .
Die Zahl der Leistungsberechtigten nach dem
Vorjahreswerte: Asylbewerberleistungsgesetz fallt seit 02/2020 geringer aus als
st Jan. - Mai 2019 5.468.750 € 4.157.627 € 422,199 € angenommen und damit verbunden auch der Aufwand und die
sich davon prozentual errechnenden Erstattungen. Zu dieser
vorl. Ergebnis 2019 | 11.640.570 € 9.197.482 € 2.443.088 € Entwicklung trug unter anderem auch die Corona-bedingte
Planwert 2019 14.882.900 € 10.358.000 € 4.524.900 € SchlleBung der Grenzen bei.
Fundstelle im Haushaltsplan:
Teilhaushalt 313101
Berechnungsgrundlagen der Prognose:
Grundlage fiir die Prognose sind die von den Amtern gemeldeten Daten, die hochgerechnet werden und im
Hinblick auf die vom BAMF und der Auslanderbehérde zur Verfligung gestellten Zahlen plausibilisiert werden.
Dazu werden die monatlichen durchschnittlichen Zuweisungen an Auslandern und die aufgrund der
durchschnittlichen Dauer der Verwaltungsverfahren beim BAMF zu erwartenden durchschnittlichen Bezugsdauern
einbezogen. Die Anzahl der Leistungsberechtigten und die Aufwendungen unterliegen wie keine andere Hilfeart
aktuell starken Schwankungen. Die wesentlichen Einflussfaktoren auf die lokalen Daten liegen auBerhalb des




Blatt 29 Anzahl der Leistungsbezieher nach dem AsylbLG Mai 2020
Leistungs-
bezieher % vom
Anzahl Planwert
Januar 1.638 96,0 %
Februar 1.604 94,0 % .
Mérz 1.584 92,8 %
April 1562 | 916 % 2.731
Mai 1.557 91,3 % 2.000
Juni \)‘ )\ () ( ) e ece-
Juli I ~ 1706 'O
August 1.668 1.561 1.610 ' 1.557
September
Oktober
November
Dezember 0 ‘ ‘
akiueller Stand 1557 | 91,3% 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan  aktueller Stand
Planwert 1.706 100,0 %
Differenz -149 -8,7 %
VS(’)_rj:hreswerte: Bei den Jahreswerten handelt es sich um Stichtagszahlen zum jeweiligen Jahresende.
Mt'c_ ztgggwert 1,538 Die erwarteten Zuwachse durch weitere Zuwanderung sind Corona-bedingt bisher ausgeblieben. Dadurch
a werden auch die regularen Abgange aus dem Leistungsbezug nicht aufgefillt, sodass der Planwert deutlich
Stichtagswert . .
1.610 unterschritten wird.

Dezember 2019
Planwert 2019 1.648




Aufwendungen der Eingliederungshilfe .
Blatt 30 . Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020 80.000
. auflerhalb von P Anteil sonstige Zuschussbedarf des '
Periode - in Einrichtungen Gesamtaufwand - .
Einrichtungen Kostentréager Kreises
(Monat) % vom % vom % vom % vom % vom || 70.000
€ Planwert € Planwert € Planwert € Planwert € Planwert
Januar 1.142.151 9,9 % 4.568.079 9,8 % 5.710.230 9,8 % 4.802.076 10,0% 908.154 9,0 %|| 60.000
Februar 1.145.080] 10,0% 4.740.336 102 % 5.885.416| 10,1 % 4.904.756 10,2% 980.660 9,7 %
Mérz 713.088 6,2 % 4.893.079 10,5 % 5.606.167 9,7 % 4.637.715 9,7% 968.452 9,6 %|| 50.000
April 1.337.894| 116% 6.699.454 14,4 % 8.037.348| 138 % 6.642.979 13,9% 1.394.369| 13,8%
Mai 837.280 7,3 % 6.471.472 139 % 7.308.752| 12,6 % 6.046.440 12,6% 1.262.312| 12,4 % 40.000
Juni ’
Juli
August 30.000
September
Oktober 20.000
November
Dezember 10.000
zusammen 5.175.493| 45,0 %| 27.372.420 58,8 %] 32.547.913| 56,1 %| 27.033.966 56,4% 5.513.947| 544 %
Planwert | 11.495.300| 100,0 %| 46.545.400( 100,0 %] 58.040.700( 100,0 %| 47.900.300| 100,0 %| 10.140.400| 100,0 % 0
Differenz | -6.319.807 -55 %| -19.172.980| -41,2 %] -25.492.787| -43,9 %| -20.866.334| -43,6 %| -4.626.453| -45,6 %

Prognose 11.495.300 € 46.545.400 € 58.040.700 € 47.900.300 € 10.140.400 €
(manuell) (manuell) (rechnerisch) (manuell) (rechnerisch) mSonstige Kostentrager EZuschussbedarf des Kreises
Planabweichung 0€ 0€ 0€ 0€ 0€
in % 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0%
Im April und Mai sind deutliche Mehraufwendungen in
Vorjahreswerte: Einrichtungen entstanden. Dies geschah aufgrund der
Ist Jan. - Mai 2019 | 4.485.789 € 24.425.886 € 34.331.566 € 23.609.017 € 9.204.396 € gesammelten Umstellung der Félle im Zuge der Umsetzung
| : des Bundesteilhabegesetzes. Hierdurch entstandene
vorl. Ergebnis 2019 | 11.485.787 € 59.235.024 € 70.720.811 € 57.822.256 € 12.898.555 € Erstattungsanspriiche auf Seiten des Kreises werden in den
Planwert 2019 11.184.100 € 59.369.900 € 70.554.000 € 57.126.800 € 13.427.200 € folgenden Monaten den Ausgaben wieder entgegen gestellt.
Fundstelle im Haushaltsplan: . . " " .
Sonstige Kostentrager: Corona-bedingt _wu_rden die Werkstatterl fur' behlndf_erte
Teilhaushalt 311301, Zeilen 3+6 Menschen als Einrichtungen der EGH fir einige Zeit
Aufwendungen: gegchlossenﬂ. Aufgrund einer V?reinbarung_ der kommunalen
Teilhaushalt 311301, Zeile 15 Spitzenverbande und der Verbéande der Leistungserbringer
Berechnungsgrundlagen fiir die Prognose: wurden die Leistungen gleichwohl weiter erbracht, um die
Fir die Berechnung der Prognose (jahresbezogen) werden die tatsachlichen Aufwendungen aus Lissa der bereits abgerechneten Monate Anbieter zu schiitzen und die Angebote zu erhalten.

hochgerechnet und eine Plausibilitdtskontrolle anhand der Vorjahreswerte durchgefiihrt.




Blatt 31 Fallzahlen in der Eingliederungshilfe Mai 2020
Anzahl Haushaltsjahr 2020 AL 000 e ey
cemenien | e | menmcnoen | gesam ey K R
3.770
am Monatsende % vom % vom % vom 3.706 3.685 3.618 3.708 3.619
Anzahl Planwert Anzahl Planwert Anzahl Planwert
Januar 1.233 | 955% 2.439 | 98,4 % 3672 | 97,4 00| | 3.000  |rereerrereerreerserrsers oo sersess et e e e
Februar 1.227 95,0 % 2.453 99,0 % 3.680 97,6 %
Mérz 1.126 87,2 % 2.472 99,7 % 3.598 95,4 %
April 1.105 85,6 % 2.474 99,8 % 3.579 94,9 % C (e () ) -an s e
Mai 1102 | 854 % 2463 | 99,4 % 3565 | 94,6 % ~— = h_d
Jum [2.462] |2.458] 2.447 [2.481] [2.479)] 2.460
Juli 2.000
August
September
Oktober
November ﬁ A; A AAﬁ ” P"‘A
Dezember 1.000 :I,ﬂ a Py
aktueller Mittelwert 1.159 89,7 % 2.460 99,2 % 3.619 96,0 % I_I l—l
Planwert 1.291 100,0 % 2.479 100,0 % 3.770 100,0 %
Differenz -132 -10,3 % -19 -0,8 % -151 -4,0 %
Vorjahreswerte: 0 w
Mlttelwert. 1192 2 467 3.659 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan aktueller
Jan. - Mai 2019 Mittelwert
[\]/Ialtrfﬁg\rle-rlgezember 2019 1.226 2481 3.708
=e=aulBerhalb von Einrichtungen =O==in Einrichtungen ==X==gesamt
Planwert 2019 1.227 2.455 3.682
Bei den Planwerten handelt es sich um Jahresmittelwerte.




Aufwendungen der Kosten der Unterkunft (SGB II) .
Blatt 32 . Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020 40.000 -errrrerreceeeeeec] 36, 818
Period laufende Kosten sonstige Kosten Gesamtaufwand Anteil sonstige Zuschussbedarf des @- 34.379 34.696
eriode der Unterkunft 9 Kostentrager Kreises 35.000 '_@
(Monat) % vom % vom % vom % vom % vom |35 500 — — [
€ Planwert € Planwert € Planwert € Planwert € Planwert ||~ 19.473
Januar 1.862.853] 152 % 0 0,0%| 4.862.853] 14,0%] 1.204.692] 8,1 %] 3.658.161] 18,5 %||25.000 : 16.285 19.744
Februar 2.585.563] 8,1 % o 00%| 2585563 75% o 00%| 2.585.563] 13,1% 21.351 18.026
Marz 2.595.621] 8,1 % o 00%| 2595621 75%| 2.477.903] 16,6 % 117.718] 0,6 %||20-000 p[Fmfese ey e e
April 2.743.609] 8,6 % 0 00%| 2743609 7,9%| 1.251.828] 84 %| 1491.780] 7.6 %||1= 000
Mai 2.777.434] 87 % o 00%| 2777.434] 80%| 1.354.427] 91%| 1.423.007] 7.2%
Juni o 00% o 0,0%]||10.000
Juli o 00% o 00%
August 0| 00% 0| 0,0%]| 5-000
September 0 0,0 % 0 0,0 % 0
Oktober__ g 09% L 00% 2016Ist  2017Ist  2018Ist  20191Ist 2020 Plan
,0 % ,0 % . N .
Dezomber 0 0.0% 0 0.0% B Sonstige Kostentrager DZuschussbedarf des Kreises
zusammen | 15.565.079] 48,7 % o] 00%] 15565.079] 44,9%| 6.288.850] 42,1%| 9.276.229] 47,0 %|[_. _ . _
Planwert | 31.976.600] 100,0%| 2.719.000] 100,0 %] 34.695.600] 100,0 %] 14.952.000] 100,0%| 19.743.600] 100,0 %|| D€ Zahl der Bedarfsgemeinschaften liegt in den ersten drei
Differenz | -16.411.521|  -51 %| -2.719.000] -100.0 %| -19.130.521] -55.1%| -8.663.150] -57.9 %| -10.467.371| -53.0 %|| 'Monaten unter dem Planwert, sodass auch der Aufwand fir die
Kosten der Unterkunft hinter dem Planwert zuriickbleibt. Die
Vorjahreswerte: Zahl der Bedarfsgemeinschaften stieg nach vorlaufigen Zahlen
Ist Jan. - Mai 2019 | 16.246.581 € € 16.246.581 € 5.063.813 € 11.182.768 € des Jobcenters, vermutlich Corona-bedingt, im April und Mai
an, wodurch ebenfalls die Aufwendungen steigen. Daneben
vorl. Ergebnis 2019 | 32.229.151 € € 32.229.151 € 14.203.558 € 18.025.592 € zeichnet sich eine leichte Erhohung der Aufwendungen je
Bedarfsgemeinschaft ab, was auf Corona-bedingte
Planwert 2019 34.191.400 € 1.855.000 € 36.046.400 € 13.861.400 € 22.185.000 € Rechtsénderungen beruht (Aussetzung der

Fundstelle im Haushaltsplan:

Sonstige Kostentrager:

Teilhaushalt 312101, Zeile 2

Aufwendungen:

Teilhaushalt 312101, Zeile 16

Miethéhenbeschrankung bei Neufallen).

Da bisher keine abschlieBende (verlassliche) Datengrundlage
zur Verfligung steht, ist es nicht moglich, eine Prognose zum
Jahresende abzugeben.

Voraussichtlich wird die Erstattungsquote des Landes an den
Kosten der Unterkunft als Teil des vom Koalitionsausschuss am
2./3.06.2020 beschlossenen Konjunktur- und
Krisenbewaltigungspakets um 25% erhoht. Die Umsetzung
bedarf gesetzlicher Anderungen. Da die Verfahren noch nicht
abgeschlossen sind und die genaue Ausgestaltung noch offen
ist, bleibt die erhdhte Bundesbeteiligung noch unberiicksichtigt.




Blatt 33 Anzahl der Bedarfsgemeinschaften (SGB II) Mai 2020
HaUShaltSiahf 2020 Yoo N
Bedarfsgemeinschaften PN
Plan % vom tatsachlich | % vom 0.7 O
Anzahl Planwert Anzahl | Planwert 8.285 o J——) - - -
Januar 7.327 100.2 % 6.877 | 94.0 % 7.947 7.885
Februar 7.364 100.7 % 689 | 943%| | & 000 7.328 7.315 7.055
Marz 7.349 100,5 % 6.984 | 955% ' —
April 7.334 100,3 % 7179 | 98,1%
Mai 7.320 100,1 % 7.334 | 100,3 %
Juni 7.305 99,9 %
Juli 7.290 99,7 %
August 7.276 99.5 % L
September 7.261 99,3 %
Oktober 7.247 99,1 %
November 7.319 100,1 %
Dezember 7.392 101,1 % 0
aktueller Mittelwert 7.315 100,0 % 7.055 | 964% 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan aktueller
Planwert 7.315 100,0 % 7.315 | 100,0 % Mittelwert
Differenz 0 0,0 % -260 -3,6 %
Vorjahreswerte: . ) )
lemelwen Bei den Werten handelt es sich um Jahresmittelwerte.
Jan. - Mai 2019 7.328
Mittelwert 7328 Die Zahl der der Bedarfsgemeinschaften liegt in den ersten drei Monaten unter dem
Januar - Dezember 2019 Planwert. Die Zahl der Bedarfsgemeinschaften stieg nach vorlaufigen Zahlen des
Planwert 2019 7.780

Jobcenters im April und Mai 2020 coronabedingt an.




Aufwendungen fir die Forderung des OPNV

Blatt 34 : Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020
: . 9.000 g 121] [8.378]
. Gesamtaufwand Anteil sonﬂsnge Zuschusspedarf des 7613 7.904
Periode Kostentrager Kreises 8.000
(Monat) % vom % vom % vom 2000
. 2.922
€ Planwert € Planwert € Planwert 3.315 . . . 2.654 . -
Januar 199.260] 2,4 % o 0,0% 199.260] 6,8 % 6.000 - 2.522 1864
Februar 149.669 1,8 % of 0,0% 149.669] 5,1% 5000 | EEEEE F L
Mérz 2.547.363] 30,4 % 2.440.543] 44,7 % 106.820] 3,7 % '
April 210.879] 25% of 0,0% 210879 7,2% 4.000 — -~
Mai 16.450]  0,2% 0 00% 16450 06%| [ o000 LI L L —— L] —— ]
Juni 0] 00% ' 5.091 5.373 5.250 5.456
Jur oL 00 oo | [a208] || B | [5:2s0] |} i
August 0 0,0 %
September 0l 00% 1000 -t T T
Oktober 0 0,0 % 0
November 0| 00% 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan
0,
Dezember 0 0.0 % OAnteil sonstige Kostentrager EZuschussbedarf des Kreises
zusammen | 3.123.622| 37,3 % 2.440.543| 44,7 % 683.079] 23,4 %
Planwert | 8.378.400| 100,0%| 5.456.200 | 100,0 %| 2.922.200| 100,0 %
Differenz | -5.254.778] -62,7%| -3.015.657] -55,3%| -2.239.121| -76,6 %| | Auf Grund der Corona-Situation sind im OPNV derzeit deutlich weniger
Fahrgaste und damit Mindererldse zu verzeichnen. Es ist davon
Vorjahreswerte: auszugehen, dass sich das Defizit und damit der notwendige
Ist Jan. - Mai 2019 643.365 € 2.438.814 € -1.795.448 € Ausgleichsbetrag dadurch deutlich erhchen wird. _
- Nach Bewaltigung der gro3ten Herausforderungen werden sich der Bund,
vorl. Ergebnis 2019 7.903.850 € 5.249.580 € 2.654.269 € die Lander und die Kommunen zusammensetzen und {ber eine faire
Planwert 2019 7.861.700 € 5.147.700 € 2.714.000 € Verteilung der Lasten miteinander sprechen. Gesprache tber Nothilfen fir

Fundstelle im Haushaltsplan:

Sonstige Kostentrager: Teilhaushalt 547101, Zeile 10
Aufwendungen: Teilhaushalt 547101, Zeile 17
Zuschussbedarf des Kreises: Teilhaushalt 547101, Zeile 18

die Busbranche laufen derzeit.

Verlassliche Zahlen darlber, wie hoch die Verluste tatsachlich sind und
wie die Last verteilt werden kann liegen noch nicht vor.

Eine verlassliche Prognose dariiber, ob und in welcher Héhe zusétzliche
Aufwendungen im TP OPNV entstehen sind daher noch nicht méglich.




Blatt 35 Aufwendungen fir Schilerbefdérderung Mai 2020
Buchungen Haushaltsjahr 2020 .
. . Zuschussbedarf : L rmmmmmm————— o
Anteil sonstige .
Gesamtaufwand Personalaufwand des Kreises am 8.119
. 4 7.896 7.895
Periode Kostentrager Sachaufwand 8.000 1.772 | | | |
(Monat) % vom % vom % vom € % vom
€ Planwert € Planwert € Planwert Planwert
Januar 51.905 0,7 % 14.395| 6,7 % 13.150]  1.1% 24.379] 0.4 %]|| 7-000
Februar 1523.655| 19,3 % 14.395 6,7 % 98.056] 80%| 1.411.204] 219%
Marz 501.690 6,4 % 12.051 5,6 % 43281 35%| 446.358] 6,9%|| 6.000
April 182.650 23% 13.251 6,2 % 2212 02%| 167.188] 26%
Mai 1.400.071] 17,7 % 14.998 7.0% 102.924] 8,4 %| 1.282.150] 19,9 %
Juni o[ 0,0%]| 5-000
Juli o] 0,0%
August 0 0,0 % 4.000
September 0 0,0 %
Oktober 0 0,0 %
November 0| 0,0%| | 3.000
Dezember 0 0,0 %
zusammen | 3.659.991| 46,4 % 69.089] 32,3% 259.624| 21,2%| 3.331.279] 51,6 %|| 2.000 ﬁ
Planwert | 7.896.200 | 100,0 % 214.000| 100,0%| 1.224.700| 100,0%| 6.457.500| 100,0 % A
Differenz | 4.236.200] 84 %| -14a011] -68%| -965076] -79%| -3126221] 48 %l 000 | rrgar] |- 1. gl
- 1.101 [1.210]| [[1.259]| [[1.225]| [{1.225]
7.895.000 € 214.000 € 1.224.700 € 6.456.300 €
Prognose 0
(manuell) (manuell) (manuell) (rechnerisch) 2016Ist 2017 Ist  2018Ist 2019 Ist 2020 Plan Prognose
Planabweichung -1.200 € 0€ 0€ -1.200 € O Sonstige Kostentrager ®Personalaufwand mZuschussbedarf
des Kreises am
in % -0,0% 0,0% 0,0% -0,0% Sachaufwand
Vorjahreswerte: . . .
e 2010 A oo1oa 7100 € S orca0) € Corona-bedingt haben die Schulen bereits 2 Wochen vor den
st Jan. - Mal Y : : o Osterferien den Unterricht beendet. Aus diesem Grund wurde
vorl. Ergebnis 2019 8.119.290 € 273.929 € 1.259.442 € 6.585.918 € die Bef('jrderung fur diese 2 Wochen Vorzeitig auf den
Planwert 2019 8.412.500 € 450 100 € 1.143.200 € 6.819.200 € Ferienfahrplan umgestellt und keine Schulfahrten mehr

Fundstelle im Haushaltsplan:

Sonstige Kostentrager: Teilhaushalt 241101, Zeile 10

Personalaufwand: Teilhaushalt 241101, Zeile 11 (ohne Rickstellungen)
Gesamtaufwand: Teilhaushalt 241101, Zeile 17
Zuschussbedarf des Kreises am Sachaufwand: rechnerische Ermittlung

Berechnungsgrundlagen fur die Prognose:
Es wird angenommen, dass die Buchungsstéande am Berichtsstichtag des laufenden Jahres und des Vorjahres im
gleichen Verhaltnis zum jeweiligen Jahresbetrag stehen.

durchgefihrt. Einsparungen sind damit nicht verbunden, da die
Leistung auch fur diese 2 Wochen gemal3 Schulfahrplan
gezahlt wurden, um die Liquiditat der Unternehmen in dieser
Phase zu schitzen und die Anbieter zu erhalten.




Aufwendungen fur Unterhaltung der Kreisstraf3en

Blatt 36 : Mai 2020
-Zuschussbedarf des Kreises-
Buchungen Haushaltsjahr 2020
Anteil sonstige Zuschussbedarf des 18.000
Periode Aufwendungen Kostentrager Kreises
(Monat) % vom % vom % vom 15.977
€ Planwert € Planwert € Planwert
Januar 0 _00% 0 0.0% o[ o0%| [ 15000
Februar 19.073 0,2 % 0 0,0 % 19.073 0,3 %
Mérz 674.859 7,0 % 0 0,0 % 674.859] 10,5 %
April 583.100] 6,0% of 00% 583.100]  9,1%|] | 12.000
Mai 73.150 0,8 % 0 0,0 % 73.150 1,1 %
Juni o 0.0% 19.680]
Juli 0 0,0 % ..-""
August o 0,0% 9.000 / B
September 0 0,0 %
Oktober 0 0,0 %
November 0 0,0 % 6.000 6.440
Dezember 0 0,0 %
zusammen 1.350.182 13,9% 0 0,0%| 1.350.182( 21,0% /
Planwert 9.680.000| 100,0 % 3.240.100| 100,0 % 6.439.900| 100,0 % 3.000 A
Differenz | -8.329.818| -86,1%| -3.240.100| -100,0 %| -5.089.718| -79,0 % '
[3.240|| [[3.240]
9.680.000 € 3.240.100 € 6.439.900 €
Prognose _ 0
(manuell) (manuell) (rechnerisch) 2016Ist  2017Ist 2018Ist 2019Ist 2020 Plan Prognose
Planabweichung 0€ 0€ 0€
) OSonstige Kostentrager
in % 0,0% 0,0% 0,0% BZuschussbedarf des Kreises
Vorjahreswerte: . . . .o
Ist Jan. - Mai 2019 2.531.474 € 748.338 € 1.783.136 € Ble Enterhaltung an Krlenls?ttrf;}fsen eg]SCIE)lIeBI\l/IlCt? (Ijer d
vorl. Ergebnis 2019 12.061.000 € 5.641.269 € 6.419.731 € efc energeltJe:jung Ve:jau dp a?]nQ/a lljg d|!ehkl te Werden
Planwert 2019 11.200.700 € 4.780.900 € 6.419.800 € aurgewenadet oder weraen durc erbindlichkeiten in den

Fundstelle im Haushaltsplan:

Zuweisungen: Teilhaushalt 542101, darin in Zeile 2 enthalten.
Aufwendungen: Teilhaushalt 542101, darin in Zeile 16 enthalten.

geplanten MalRnahmen fur das Folgejahr gebunden.




Blatt 37 Bewirtschaftung der Liegenschaften Mai 2020
Buchungen HHjahr 2020
Periode Sachaufwand
(Monat) % vom
€ Planwert
Januar 105.865 7,1 %
Februar 97.525 6,5 % 1.500
Marz 140.985 9,4 %
April 92.980 6,2 %
Mai 108.221 7,2 %
Juni
Juli
August 1.000 |+ —
September
Oktober
November -1.497 -1.497
Dezember 1.430
zusammen 545,575| 36,4 % -1.131 1.105
Planwert 1.497.300( 100,0 % 500 M 1.066 —
Differenz -951.725| -63,6 %

1.497.300 €
Prognose
(manuell) 0
Planabweichung o€ 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 Ist 2020 Plan Prognose
in % 0,0%
Vorjahreswerte: . . . . . ..
] Die Mittel fur die Bewirtschaftung der Liegenschaften werden plangemal
Ist Jan. - Mai 2019 529.466 € verausgabt. Sollte entgegen der jetzigen Einschatzung kein planmaRiger
vorl. Ergebnis 2019 1.429.575 € Mittelabfluss erfolgen, sollen diese durch Ubertragung fir das Folgejahr gebunden
werden.
Planwert 2019 1.284.100 €

Fundstelle im Haushaltsplan:

Teilhaushalt 111403, darin in Zeile 13 enthalten.




Blatt 38 Aufwendungen fir die Bauunterhaltung Mai 2020
Buchungen Haushaltsjahr 2020
4,561
. Standard- Sonder- Sonderprogramm -
Periode .
maflinahmen maflnahmen Bildung zusammen
(Monat) % vom % vom % vom % vom
€ Planwert € Planwert € Planwert € Planwert 4.000
Januar 14.830] 22% 0 0,0 % 14.830] 0,9 %
Februar 27742 40% 0 0,0 % 27.742] 17 %
Marz 26.794] 39% 0 0,0 % 26.794]  16%
April 16.195] 24 % 0 0,0 % 16.195] 1,0%
Mai 18.111] 26% 0 0,0 % 18.111] 11%
Juni 0 0,0% 2.553
T 735
August 0 0,0% 2.144
September 0 0,0 % 3631 355
Oktober of o00% 2.000 -
November 0 0,0 % | 1-654| | 1-654|
Dezember 0 0.0 % 2.100
zusammen | 103.673| 15,1 % 0 0,0 % 0] 00%| 103.673] 63% - 1762

Planwert | 687.100| 100,0 %| 967.000| 100,0 % 0| 100,0 %| 1.654.100| 100,0 % I—I |l-720| |967| 967

Differenz | -583.427| -84,9 %| -967.000| -100,0 % 0| 100,0 %] -1.550.427| -93,7 %
Prodnose 687.100 € 967.000 € 0€ 1.654.100 € 687 687

9 (manuell) (manuell) (rechnerisch) (manuell) 0 453 382 | 316 | | 323 |
Planabweichung 0€ 0€ 0€ 0€ 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 2019 1Ist 2020 Plan Prognose
in % 0,0% 0,0% #DIV/O! 0,0% O StandardmaRnahmen OSondermalnahmen
- ESonderprogramm Bildun
Vorjahreswerte: Prog 9
Ist Jan. - Mai 2019 122.509 € 39.000 € 25.036 € 186.545 € Aktuell wird aufgrund der Corona-Pandemie damit gerechnet,
vorl. Ergebnis 2019 323.037 € 1.719.513 € 355.146 € 2.397.696 € dass nicht alle Mittel im Haushaltsjahr 2020 abflie3en werden.
Werden die Mittel in 2020 nicht aufgewendet, werden sie durch

Planwert 2019 532.100 € 978.000 € 355.146 € 1.865.246 € Verbindlichkeiten oder Ubertragungen fiir das Folgejahr

Fundstelle im Haushaltsplan:

Teilhaushalt 111403, darin in Zeilen 13 und 16 enthalten.

gebunden.




Blatt 39 Hochbaumal3inahmen Mai 2020
Buchungen HHjahr 2020
Periode Auszahlungen 3.500
(Monat) % vom
€ Planwert
Januar 290.720] 9,6 % 3.000
Februar 132.060 4,4 %
Méarz 233.067] 7,7%
April P ] I I 7810 S e .
Mai 71.848] 24 %
Juni
Juli 2210700 —
August
September
Oktober
November 1.500 3.024 3.024
Dezember
Zusammen 956.273 31,6 % 1.000 2.291 )
Planwert 3.024.200| 100,0 %
Differenz | -2.067.927| -68,4 %
500 —
Prognose 3.024.200 € 448 313 424
(manuell) 0
Planabweichung 0€ 2016 Ist 2017 Ist 2018 Ist 20109 Ist 2020 Plan Prognose
in % 0,0%
Vorjahreswerte: . . . . . .
' Aktuell wird aufgrund der Corona-Pandemie damit gerechnet, dass nicht alle Mittel im
Ist Jan. - Mai 2019 1.041.909 € Haushaltsjahr 2020 abflieRen werden. Werden die Mittel in 2020 nicht aufgewendet,
vorl. Ergebnis 2019 2.990.951 € werden sie durch Verbindlichkeiten oder Ubertragungen fiir das Folgejahr gebunden.
Planwert 2019 2.231.500 €
Fundstelle im Haushaltsplan:
Teilhaushalt 111403, Zeilen 28 und 31




Kreis Rendsburg-Eckernférde 16.06.20
Der Landrat
Fachbereich Jugend und Familie

Prognose zu den Auswirkungen der Corona-Pandemie auf den Haushalt 2020, Stand 01.06.2020

Dieser Bericht gibt fachbereichsbezogen Hinweise auf mdgliche Auswirkungen der Coronapandemie auf den Haushalt 2020.

Die Fachbereiche haben aufgeflihrt, welche haushaltsrelevanten Auswirkungen schon konkret und bezifferbar oder aber welche Auswirkungen konk-
ret, aber noch nicht bezifferbar zu erwarten stehen. Nicht mit aufgefiihrt sind sogenannte Durchlaufposten, welche zwar dem Kreishaushalt zuséatzlich

zuflieBen aber dann bestimmungsgemarn in gleicher Hohe an Dritte weitergeleitet werden missen.

Der Bericht spiegelt den Stand zum 01.06.2020 wieder. Im Laufe des Jahres werden die Prognosen naturgemaR praziser ausfallen kénnen.

Fachbereich Umwelt, Kommunal- und Ordnungswesen

Teilleistung Plan Prognose Erlauterung
Mehraufwand
Die Fahrgastzahlen sind seit Beginn der Coronakrise bundesweit um ca. 70-90 % eingebrochen.
Dieser Riickgang ist in dieser Dimension auch bei den Busverkehren im Kreis festzustellen. Die
7 536.100 € Hohe der _Fehlbetrég(_a durch die Coronakrise h_angt malfigeblich von der Dayer der Erlésausfalle
547101 (.Zeile. 15 7 536.100 € + ab. Dgrzelt V\_/erdgn die Erlosausfalle fur SH bei Bus und Bahn auf ca. 20 Mio. EL_Jro pro Mor_1_at_
APNV Trans. ' I\/]ehréufwand geschgtzt. D_|e Hohe des Mehraufwandes, d_er d_adurc_:h auf den Kreis zukommt, ist gegenwartig
feraufw.) noch nicht einschatzbar. Der Bund hat bereits eine einmalige Erh6hung der Regionalisierungs-
' mittel in H6he von 2,5 Mrd. € fir das Jahr 2020 fur den OPNV zugesagt. Was letztlich beim
Kreis/den Verkehrsunternehmen ankommt ist aber weiterhin unklar. Fir die Folgejahre ist mit
weiteren EinbufRen zu rechnen.
261101 556.600 € 556.600 Deutliche Einnahmeausfélle erwartet das Landestheater fur die 2. Jahreshélfte 2020. Nach ak-
Theater ' ' tuellem Stand werde es keine Nachforderung tber den geplanten Wert hinaus geben.
273101 133.400 €+ Beim Nordkolleg bleibt es zynéchst bei dem Ertraggzuschuss in der genannten Hoéhe zur Abd_e-
Nordkolleg 133.400 € Mehréufwand ckung dgs strukt_urellen Defizits. Even_tuell e_rforderllche erganzende Stutzungsmalnahmen sind
aktuell nicht bezifferbar. Rettungsschirme sind angefragt.

Q:\Ausschiisse-Vorlagen-Protokolle\Hauptausschuss\Bericht Mehraufwendungen Corona Gesamt.docx



Minderertrag

Aufgrund der Coronakrise konnten tUber Wochen keine Regelkontrollen im Bereich der Lebens-
mitteliberwachung durchgefuhrt werden. Da auch Gaststatten geschlossen waren entfielen

122301 auch dort Kontrollen. Zudem haben international agierende Unternehmen wie die Firma Wohlert-

Verbrau- 70.000 € 20.000 € Kihllogistik oder die beiden Meiereien im Kreisgebiet kaum Export-Zertifizierungen geordert, da

cherschutz diese weniger Auftrage aus dem In- und Ausland erhielten. Im Jahr 2021 wird daher im Bereich
der Lebensmitteliberwachung mit sinkenden Gebuhreneinnahmen i. H. v. ca. 50.000 € gerech-
net.

571101 _Die Ht')hg maoglicherweise erforderlicher RPA—StUtzungsr_naBnahmen ist aktuell nicht a_bsehbar;

WEG 947.000 € 0€ insofern ist von der WFG-Geschaftsfiihrung zunéchst keine Ausschittung an den Kreis geplant.

In der mittelfristigen Finanzplanung fur 2021 waren noch 947.000 € vorgesehen.

Teilleistung Plan Prognose Erlauterung
Minderaufwand
Aufgrund der Corona-Krise soll der fir 2021 vorgesehene Zensus verschoben werden. Organi-
satorische und rechtliche Fragen zu einer Anderung des Zensusgesetzes und des EU-Rechts im
121102 Hinplic_k auf das weitere Verfa_lhren I_ozw. eine_ Stich_tags_verschiebung werden derz_eit geklart. Das
Zensus 30.000 € 0€ Statistische Bundesamt hat die Kreise und die kreisfreien Stadte gebeten, angesichts der bun-
desbehordlichen Ankindigungen bis zur Klarung des weiteren Verfahrens vorerst keine neuen
finanziellen Verpflichtungen in Bezug auf die kommunalen Erhebungsstellen zur Durchfiihrung
des Zensus 2021 einzugehen.
Zusammenfassend

Die Auswirkungen der Coronapandemie auf den Haushalt des Fachbereiches Umwelt, Kommunal- und Ordnungswesen sind grofitenteils noch
nicht einschatzbar. Durch die Entwicklung insbesondere im OPNV droht ein erheblicher Mehraufwand. Es ist allerdings im Gegenzug mit Mehrer-
tragen durch eine einmalige Erh6hung der Regionalisierungsmittel zu rechnen, sodass der Mehraufwand reduziert werden kann.

Fachbereich Jugend und Familie

Teilleistung Plan Prognose Erlduterung

Mehraufwand
361101021 | 1.160.000 € 2.000.000 € In den vergangenen Jahren beteiligte sich der Kreis mit 2,0 Mio € p.A. an den Betriebskosten von
Forderung KiTas. Da die Umsetzung der Reform fiir den 01.08.2020 vorgesehen war, wurde dieses Jahr nur
von Kin- noch 7/12 dieses Betrages (ca. 1,16 Mio €) in den Haushalt eingestellt.
dernin Ta-
geseinrich- Durch die Verschiebung der Reform gelten die bisherigen pflichtigen Regelungen der KiTa-




tungen Finanzierung fur das Land, die Kommunen und den Kreis bis 31.12.20 weiter. Sofern von der
Kreispolitik entschieden werden sollte, auch die (freiwillige) Betriebskostenférderung fur 2020 wie
in den Vorjahren auf 12/12 aufzustocken, entstiinde ein nicht im Haushalt eingeplanter Mehrauf-
wand in Héhe von 830.000 €.

36331 9.965.000 € 9.965.000 € + X | Gegenwartig finden auf Landesebene Verhandlungen zwischen dem Landkreistag, dem Stadte-

Heimerzie- verband, dem Sozialministerium und den Verbanden der Leistungserbringer tiber den Ausgleich

hung von in der SchlieBung von Schulen begriindeten zusétzlichen Aufwendungen zur Sicherstellung
der Betreuung von Kindern in Heimeinrichtungen statt. Angestrebt wird eine landeseinheitliche
Ldsung. Wie hoch dieser Ausgleich ausfallen wird, ist Gegenstand der laufenden Verhandlungen.
Die Prognose des Aufwandes fir diese Teilleistung liegt auf Grund sinkender Fallzahlen in 2020
deutlich unter Plan, sodass etwaige Mehrausgaben Stand heute durch den Ansatz voraussichtlich
gedeckt werden kdnnten.

] Minderertrag

361201 3.762.000 € 2.162.000 € Minderertrag in der Tagespflege durch das Verschieben der Kita-Reform in H6he von 1,6 Mio. €.

Tagespfle- Zuschisse des Landes und der Gemeinden gibt es nach dem neuen System erst zum

ge 01.01.2021. Der Kreis muss die erhdhten Fordersatze in Tagespflege und den Elterndeckel aus

eigenen Mittel tragen (Letter of Intent)

Teilleistung Plan Prognose Erlauterung

Minderaufwand
361101- 51.202.000 € 49.102.000 € Fir die Umsetzung der Kita-Reform wurden in dieser Teilleistung unter Anderem Aufwendungen
021 in Hohe von 2,1 Mio. fur die Ubernahme von Leerstandskosten in KiTas im Haushalt 2020 einge-
Forderung plant. Die Reform wird verschoben, diese neue Aufgabe fallt erst ab 01.01.2021 an.
von Kin-
dernin Ta-
geseinrich-
tungen

Mehrertrag

361101- 1.521.300 € 1.638.800 € Durch die Verschiebung der KiTa-Reform um 5 Monate tragt das Land die dem Kreis bzw. den
030 Kommunen nach bisherigem Recht zustehenden Zuwendungen bis zum Jahresende weiter. Der
Forderung Kreisanteil hieran betragt rund 118.000 €
von Kin-
dernin Ta-
geseinrich-
tungen




Zusammenfassend

Im Zuge der Verschiebung der KiTa-Reform zeichnet sich eine Verbesserung des Haushaltes des Fachbereiches Jugend und Familie um rund
618.000 € fir den Bereich Kindertagesbetreuung ab. Sofern die Forderung der Betriebskosten durch den Kreis auf die in den vergangenen Jahren
Ubliche Héhe von 2 Mio € aufgestockt werden sollte, wirde sich das Ergebnis unter den gegenwartigen Voraussetzungen um etwa 830.000 € auf
dann rund — 212.000 € verschlechtern. Die Verwaltung wird zur Betriebskostenférderung einen Vorschlag erarbeiten, durch den eine Mehrbelastung
des Kreishaushaltes vermieden wird.

Fachbereich Soziales, Arbeit und Gesundheit

Teilleistung Plan Prognose Erlauterung
Mehraufwand
31.976.600 € | Siehe Szenarien | Im Zuge der Pandemie sind die Arbeitslosenzahlen stark gestiegen und in der Folge auch ein
3121-1-000 Mehraufwand im SGB |l entstanden. Ob diese Entwicklung stabil bleibt oder ob sich die Zahlen im
Grundsi- Jahresverlauf wieder merklich reduzieren, ist gegenwartig noch nicht absehbar. Es wurden auf-
cherung flr grund der nicht vorhersehbaren Lage Szenarien erstellt, welche als Anlage beigefligt werden.
Ar-
beitsu-
chende
Diverse 0 750.000 € Uber Einzelheiten bezuglich des zusatzlichen Aufwandes in direktem Zusammenhang mit der
Bekampfung der Corona-Pandemie gibt der monatliche Bericht von Frau Groeper Auskunft
N Minderertrag
4141-7-000 | 52.000 € 30.000 € Minderertrag durch fehlende Gebuhreneinnahmen i.H.v. 22.000 € bis zum 31.08.2020 vorausbe-
Heimauf- rechnet, ab diesem Zeitpunkt werden evtl. wieder Prifungen vor Ort aufgenommen und daher

sicht auch wieder Gebihreneinnahmen generiert.
Teilleistung Plan Prognose Erlduterung
Mehrertrag
3121-1-000 | 14.952.000 € | 14.952.000 € + X | Laut Eckpunktepapier der Koalition wird die Erstattung der KdU um 25% erhdht. Die Auswirkun-
Grundsi- gen sind abhangig von der Ausgestaltung des Gesetzgebungsverfahrens sowie der Entwicklung
cherung flr der Zahl der Leistungsberechtigten. Legt man die Planungsdaten fur den Haushalt 2020 zu Grun-
Arbeitsu- de, wére von einem Mehrertrag im Kreishaushalt von rund 7,9 Mio € auszugehen. Ausdricklich
chende, wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass die tatsachliche Hohe des Mehrertrags erst serios
Anteil Bund berechnet werden kann, wenn bundesgesetzlich abschlieRend festgelegt wurde, ob und ab wel-
chem Zeitpunkt diese Regelung gelten soll. Erforderlich ist in diesem Zusammenhang eine
Grundgesetzéanderung.




4141-3-010 0 470.000 Nach einem Erlass des Landes zur Férderung zur personellen Unterstiitzung in den Gesundheits-

Gesund- amtern werden dem Kreis Mittel auf Antrag zuflieBen, die spitz abgerechnet werden muissen.

heitsschutz Hiermit kbnnen die derzeit absehbaren zusatzlichen Personalaufwendungen (rd. 400.000) voll-

und - standig refinanziert werden.

hygiene

4141-3-010 0 X€ Laut Eckpunktepapier der Koalition wird ein Betrag i.H.v. 4 Mrd. € an die Gesundheitsamter in

Gesund- Deutschland uber einen Zeitraum von 5 Jahren ausgeschuttet. Inwieweit hieraus fir das laufende

heitsschutz Jahr finanzwirksame Ertrage folgen, ist noch nicht absehbar. Da die Ausgestaltung unbekannt ist,

und - wird von einem Betrag von maximal 10,5 Mio. € fir 5 Jahre flr den Kreis Rendsburg-Eckernférde

hygiene ausgegangen (4 Mrd. €/380 Gesundheitsamter). Der Betrag ist vorgesehen fir Personal- und
Sachaufwendungen.

Zusammenfassend

Die Auswirkungen der Pandemie auf den Haushalt des Fachbereiches sind gegenwartig noch schwer zu quantifizieren. Zwar wurde Seitens des

Bundes eine Entlastung bei den Kosten der Unterkunft um 25% zugesagt. Die tatsachlichen Effekte sind jedoch abhangig von der Ausgestaltung des

Gesetzgebungsverfahrens sowie der Entwicklung der Zahl der Leistungsberechtigten.

Fachbereich Regionalentwicklung, Bauen, Schule

Teilleistung Plan Prognose Erlauterung

Minderertrag
2211-02, 03 und 04 17.700 € 0€ Da der Schulbetrieb ab 16.03.2020 eingestellt wurde, gibt es bis zum Schuljah-
Schulen resende 2019/20 keine Mittagsverpflegung an der Schule. Daher haben die EI-

tern/Sorgeberechtigten ab April kein Verpflegungsgeld zahlen missen und es
kam zu Minderertradgen. Ab dem Schuljahr 2020/21 sollte es fir die SuS im offe-
nen Ganztag ein kostenfreies Mittagessen geben. Diese Umstellung erfolgt je-
doch erst zum Schuljahr 2021/22. Die Minderertrage der Coronapandemie he-
ben sich durch die obengenannten Mehrertrage im Schuljahr 2020/21 auf.

Teilleistung Plan Prognose Erlduterung

Minderaufwand
221102, 03 66.600 € 33.225 € Da der Schulbetrieb ab 16.03.2020 eingestellt wurde, gibt es bis zum Schuljah-
und 04 resende 2019/20 (31.07.2020) keine Mittagsverpflegung an der Schule.
Schulen
Zusammenfassend
Nach den gegenwartig bekannten Rahmenbedingungen ist im Fachbereich Regionalentwicklung, Bauen, Schule auf Grund von Auswirkungen der




Coronapandemie mit einer Abweichung von der Haushaltsplanung um +23.375€ zu rechnen.

Bei einzelnen Erhaltungsmal3inahmen sowie Neu- und Umbauprojekten im Hochbau wird es ebenso wie bei der Sanierung von Kreisstral3en verein-
zelt zu Verzogerungen kommen. Einige Projekte werden nach Prioritéten zeitlich geschoben. Es missen neue Zeitplane erstellt werden. Das neue
Radverkehrskonzept kann bis auf weiteres nicht erarbeitet werden. Daher kann es dazu kommen, dass fur diese Malinahmen vorgesehene Mittel im
Haushaltsjahr 2020 nicht abflieBen und lGbertragen werden mussen. Hierbei handelt es sich jedoch nicht im einen tat-sachlich Minderaufwand.

Thomas Voerste



Optimistisch

Ausgaben kum. Ausgaben Einnahmen kum. Einnahmen Ergebnis kum. Ergebnis BG
0 0 0

Januar 2.667.761 2.667.761 215.591 215.591 2.452.169 2.452.169 6.877
Februar 5.363.759 2.695.998 477.743 262.152 4.886.016 2.433.847 6.899
Marz 8.086.201 2.722.442 786.863 309.120 7.299.337 2.413.321 6.984
April 10.854.657 2.768.456 1.041.568 254.705 9.813.088 2.513.751 7.179
Mai 13.797.077 2.942.420 1.314.481 272.913 12.482.596 2.669.508 7.334
Juni 2.799.810 2.512.650 7.179
Juli 2.723.760 2.444.400 6.984
August 2.690.610 2.414.650 6.899
September 2.682.030 2.406.950 6.877
Oktober 2.682.030 2.406.950 6.877
November 2.682.030 2.406.950 6.877
Dezember 2.682.030 2.406.950 6.877
Summe 32.739.377 29.482.096 6.987
Plan 31.976.600

%

%

%

Steigerung Nettokosten Steigerung Bruttokosten Steigerung

BG

100,32%
101,23%
102,79%
102,16%
97,89%
97,28%
98,78%
99,68%
100,00%
100,00%
100,00%

je BG

356,58
352,78
345,55
350,15
363,99
350,00
350,00
350,00
350,00
350,00
350,00
350,00

Netto

98,94%

97,95%
101,33%
103,95%

96,16%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%

je BG

387,93
390,78
389,81
385,63
401,20
390,00
390,00
390,00
390,00
390,00
390,00
390,00

Brutto

100,74%
99,75%
98,93%

104,04%
97,21%

100,00%

100,00%

100,00%

100,00%

100,00%

100,00%



Realistisch

Ausgaben kum. Ausgaben Einnahmen kum. Einnahmen Ergebnis kum. Ergebnis BG
0 0 0

Januar 2.667.761 2.667.761 215.591 215.591 2.452.169 2.452.169 6.877
Februar 5.363.759 2.695.998 477.743 262.152 4.886.016 2.433.847 6.899
Marz 8.086.201 2.722.442 786.863 309.120 7.299.337 2.413.321 6.984
April 10.854.657 2.768.456 1.041.568 254.705 9.813.088 2.513.751 7.179
Mai 13.797.077 2.942.420 1.314.481 272.913 12.482.596 2.669.508 7.334
Juni 2.940.934 2.662.242 7.334
Juli 2.940.934 2.662.242 7.334
August 2.940.934 2.662.242 7.334
September 2.940.934 2.662.242 7.334
Oktober 2.940.934 2.662.242 7.334
November 2.940.934 2.662.242 7.334
Dezember 2.940.934 2.662.242 7.334
Summe 34.383.615 31.118.290 7.218
Plan 31.976.600

%

%

%

Steigerung Nettokosten Steigerung Bruttokosten Steigerung

BG

100,32%
101,23%
102,79%
102,16%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%

je BG

356,58
352,78
345,55
350,15
363,99
363,00
363,00
363,00
363,00
363,00
363,00

363,00

Netto

98,94%

97,95%
101,33%
103,95%

99,73%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%
100,00%

je BG

387,93
390,78
389,81
385,63
401,20
401,00
401,00
401,00
401,00
401,00
401,00

401,00

Brutto

100,74%
99,75%
98,93%

104,04%
99,95%

100,00%

100,00%

100,00%

100,00%

100,00%

100,00%



Pessimistisch

Ausgaben kum. Ausgaben Einnahmen kum. Einnahmen Ergebnis kum. Ergebnis BG
0 0 0

Januar 2.667.761 2.667.761 215.591 215.591 2.452.169 2.452.169 6.877
Februar 5.363.759 2.695.998 477.743 262.152 4.886.016 2.433.847 6.899
Marz 8.086.201 2.722.442 786.863 309.120 7.299.337 2.413.321 6.984
April 10.854.657 2.768.456 1.041.568 254.705 9.813.088 2.513.751 7.179
Mai 13.797.077 2.942.420 1.314.481 272.913 12.482.596 2.669.508 7.334
Juni 3.127.316 2.834.916 7.492
Juli 3.323.830 3.010.573 7.654
August 3.532.692 3.197.114 7.819
September 3.754.679 3.395.214 7.988
Oktober 3.754.360 3.394.900 7.988
November 3.754.360 3.394.900 7.988
Dezember 3.754.360 3.394.900 7.988
Summe 38.798.673 35.105.113 7.516
Plan 31.976.600

% Steigerung Nettokosten

BG

100,32%
101,23%
102,79%
102,16%
102,16%
102,16%
102,16%
102,16%
100,00%
100,00%
100,00%

je BG

356,58
352,78
345,55
350,15
363,99
378,37
393,33
408,87
425,03
425,00
425,00
425,00

% Steigerung  Bruttokosten

Netto

98,94%

97,95%
101,33%
103,95%
103,95%
103,95%
103,95%
103,95%

99,99%
100,00%
100,00%

je BG

387,93
390,78
389,81
385,63
401,20
417,40
434,25
451,79
470,03
470,00
470,00
470,00

% Steigerung
Brutto

100,74%
99,75%
98,93%

104,04%

104,04%

104,04%

104,04%

104,04%
99,99%

100,00%

100,00%



	Bekanntmachung
	Öffentliche Bekanntmachung
	Tagesordnung:


	Ö Top 4.1 VO/2020/443
	Ö Top 4.1 VO/2020/443 Anlage 01 '2020-06-23  Umsetzungskontrolle HA Beschlüsse'
	Ö Top 6 VO/2020/416
	Ö Top 6 VO/2020/416 Anlage 01 'Antrag AfD zu  Finanzielle Auswirkungen'
	Ö Top 6.1 VO/2020/416-001
	Ö Top 6.1 VO/2020/416-001 Anlage 01 '200616 Antrag AfD Zurückstellung Anträge finanzielle Auswirkungen'
	Ö Top 7 VO/2020/417
	Ö Top 7 VO/2020/417 Anlage 01 'Antrag AfD zu  Geschäftsberichte öffentlich'
	Ö Top 7.1 VO/2020/417-001
	Ö Top 7.1 VO/2020/417-001 Anlage 01 '200616 Antrag AfD Öffentlichkeit Geschäftsberichte'
	Ö Top 8.1 VO/2020/377
	Ö Top 8.1 VO/2020/377 Anlage 01 'Antrag'
	Ö Top 8.1 VO/2020/377 Anlage 02 'HHMittel 2020 aktuell'
	Ö Top 8.2 VO/2020/377-001
	Ö Top 8.3 VO/2020/396
	Ö Top 8.3 VO/2020/396 Anlage 01 'AntragIntegrationKreisRD_Eck2020'
	Ö Top 8.3 VO/2020/396 Anlage 02 'HHMittel 2020 aktuell'
	Ö Top 9 VO/2020/415
	Ö Top 9 VO/2020/415 Anlage 01 '2020_06_10_Synopse_KSA_ § 2'
	Ö Top 9.1 VO/2020/415-001
	Ö Top 9.1 VO/2020/415-001 Anlage 01 '2020_06_29_Synopse für HA_lang'
	Ö Top 10 VO/2020/386
	Ö Top 11 VO/2020/413
	Ö Top 11 VO/2020/413 Anlage 01 'Probegesamtabschluss'
	Ö Top 12.1 VO/2019/147-008
	Ö Top 12.1 VO/2019/147-008 Anlage 01 '2020_04_28_Beschlussauszug SoGA 28.04.2020'
	Ö Top 12.1 VO/2019/147-008 Anlage 02 '2020_06_22_Beschluss_SSKB_TOP7'
	Ö Top 12.1 VO/2019/147-008 Anlage 03 'Prioritätenliste_SSKB_22.06.2020'
	Ö Top 12.2 VO/2019/147-008-001
	Ö Top 12.2 VO/2019/147-008-001 Anlage 01 '2020-06-29 Antrag MIttel FSPK'
	Ö Top 13.1 VO/2020/412
	Ö Top 13.1 VO/2020/412 Anlage 01 'Verwaltungsgliederungsplan_20 07 01_Entwurf'
	Ö Top 13.2 VO/2020/421
	Ö Top 13.2 VO/2020/421 Anlage 01 '20 06 10 Verwaltungsgliederungsplan_20 07 01_Entwurf'
	Ö Top 14.1 VO/2020/418
	Ö Top 14.1 VO/2020/418 Anlage 01 'Zwischenbericht 2020-01 bis 05'
	Ö Top 14.1 VO/2020/418 Anlage 02 'Bericht Mehraufwendungen Corona Gesamt'

